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Das Amt für Jugend, Familie und Bildung (AfJFB) legt hiermit den dritten Fachplan im         
Leistungsbereich § 28 SGB VIII in Form einer Fortschreibung vor. 

Der Fachplan richtet sich an die Fachkräfte des öffentlichen Trägers und der freien Träger im 
Leistungsbereich. 

Anliegen des Fachplanes „Erziehungs- und Familienberatung“ ist es, Grundlagen für eine op-
timale Leistungserbringung zu schaffen, um die vorhandenen Ressourcen bestmöglich aus-
zuschöpfen, sich mit neuen gesetzlichen und gesellschaftlichen Anforderungen auseinander 
zusetzen sowie die bestehenden Qualitätskriterien kritisch zu prüfen und neu zu definieren. 
Im Mittelpunkt der Entwicklungsphase steht dabei vor allem die Prozessbeurteilung und –ge-
staltung und ggf. die Initiierung notwendiger Veränderungen.

Der vorliegende Fachplan dokumentiert die Ergebnisse einer intensiven und stetigen fachlichen 
Diskussion zwischen öffentlichen und freien Trägern der Jugendhilfe. Er gibt auch einen Über-
blick über die vorhandene Beratungslandschaft im Bereich § 28 SGB VIII. 

Dezernat Jugend, Soziales, Gesundheit und Schule
Amt für Jugend, Familie und Bildung
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Vorwort

	
Vorwort

Die Erziehung von Kindern ist eine schöne, aber keine leichte Aufgabe. Manchmal sind Eltern dieser 
Herausforderung nicht mehr alleine gewachsen und benötigen fachliche Beratung und Unterstützung. Die 
Zunahme der Beratungsfälle in den vergangenen Jahren unterstreicht den Bedarf an Unterstützung durch 
qualifizierte Fachkräfte.

Die Stadt Leipzig hat ein Netz von Beratungsangeboten geschaffen, die frühzeitige Unterstützung für Familien 
anbieten. Die Grundsätze der Arbeit der Beratungsstellen, wie Vertraulichkeit, Freiwilligkeit und Kostenfreiheit 
sowie unbürokratische Zugänge, erleichtern es Eltern, frühzeitige Unterstützung anzunehmen, bevor sich 
Probleme auf Dauer einstellen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erbringen ihre Leistungen sowohl im Einzelfall als auch durch 
einzelfallübergreifende präventive Angebote. Hierfür stellen Regeleinrichtungen wie Kindertagesstätten, Schulen 
und Horte wichtige Kooperationspartner dar. Zugleich ist die Erziehungsberatung in das System anderer Hilfen 
zur Erziehung integriert. Kinder und Jugendliche können so die für sie individuell erforderliche Hilfe erhalten.

Dieser Fachplan ist ein wichtiger fachpolitischer Wegweiser in unserer Stadt. Ich danke den beteiligten 
Stadträtinnen und Stadträten sowie dem Jugendhilfeausschuss für die sachorientierte Begleitung und Beratung 
bei der Erstellung der Qualitätsstandards. Ebenfalls gilt mein Dank den Fachleuten bei den freien und öffentlichen 
Trägern für die geleistete Arbeit.

Prof. Dr. Thomas Fabian
Beigeordneter für Jugend, 
Soziales, Gesundheit und Schule



Einführung

Einführung
Der Auftrag des Leistungsbereiches Erziehungs- und Familienberatung basiert auf § 27 SGB VIII, wonach jeder 
junge Mensch ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und Erziehung hat. Die Stadt Leipzig realisiert dies mit 
einer Vielzahl unterstützender Maßnahmen im Rahmen ihrer familienpolitischen Ziele. 

Dabei sind Erziehungs- und Familienberatungsstellen ein fester und wichtiger Bestandteil der Leipziger 
familienunterstützenden Infrastruktur im Rahmen erzieherischer Hilfen. Durch dieses Angebot trägt die Kommune 
mit dazu bei, dass Eltern Hilfe bei der Wahrnehmung ihrer Erziehungsverantwortung erhalten. Dies geschieht vor 
allen Dingen in Kontexten, wo Mütter und Väter nicht ausreichend aus eigener Kraft ihrem Recht und ihrer Pflicht 
zu Pflege und Erziehung ihrer Kinder nachkommen können. In Leipzig existiert ein breites Netz von Erziehungs- 
und Familienberatungsstellen gemäß § 28 SGB VIII. Seit der Verabschiedung des Fachplanes 2007 konnte 
das Angebot um eine Beratungsstelle erweitert werden. So können Kinder, Jugendliche, Eltern und Familien 
fast immer wohnortnah entweder eine der 10 Beratungsstellen in freier Trägerschaft oder eine in kommunaler 
Trägerschaft aufsuchen. Unter Leitung der Abteilung Planung und Fachaufsicht nimmt somit der öffentliche 
Jugendhilfeträger die Gesamtverantwortung, Planungsverantwortung und Gewährleistungspflicht in diesem 
Leistungsbereich wahr.

Das Amt für Jugend, Familie und Bildung (AfJFB) legt hiermit den dritten Fachplan im Leistungsbereich § 28 
SGB VIII in Form einer Fortschreibung vor. Der Fachplan richtet sich an die Fachkräfte des öffentlichen Trägers 
und der freien Träger im Leistungsbereich. Anliegen des Fachplanes „Erziehungs- und Familienberatung“ ist es, 
Grundlagen für eine optimale Leistungserbringung zu schaffen, um die vorhandenen Ressourcen bestmöglich 
auszuschöpfen, sich mit neuen gesetzlichen und gesellschaftlichen Anforderungen auseinander zusetzen sowie 
die bestehenden Qualitätskriterien kritisch zu prüfen und neu zu definieren. 

Im Mittelpunkt der Entwicklungsphase steht dabei vor allem die Prozessbeurteilung und –gestaltung und ggf. die 
Initiierung notwendiger Veränderungen. 

Der vorliegende Fachplan dokumentiert die Ergebnisse einer intensiven und stetigen fachlichen Diskussion 
zwischen öffentlichen und freien Trägern der Jugendhilfe. Durch die frühzeitige Planungsbeteiligung der 
Fachkräfte aller Beratungsstellen wurde der Prozess eines partizipativen Dialogs gestaltet. Vor allem im Rahmen 
der Facharbeitsgruppe mit weiteren vier Unterarbeitsgruppen wurden die Schwerpunkte kontinuierlich analysiert 
und bewertet, kontroverse Standpunkte diskutiert und Lösungsvorschläge erarbeitet. Die Diskussion wurde im 
Kontext steigender Nachfrage und begrenzter Kapazität der Fachkräfte geführt. Anhand der Statistik wird deutlich, 
dass im Jahr 2007 auf eine Vollzeitstelle 119,4 betreute Fälle kamen und 2011 bereits 150,4. Das entspricht einer 
Steigerung um 26 Prozent.

Im ersten Teil des Fachplanes werden die fachlichen Anforderungen der Stadt Leipzig an Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen dargestellt. Ausgehend von der Beschreibung der grundsätzlichen Leistung nach § 28 
SGB VIII werden im Anschluss in drei weiteren Unterkapiteln die erweiterten Anforderungen im Zusammenhang 
mit der Beratung bei Trennung oder Scheidung (§ 17 SGB VIII), bei der Ausübung der Personensorge sowie 
Unterstützung bei der Ausübung des Umgangsrechtes (§ 18 SGB VIII) und den Anforderungen im Kontext des 
Kinderschutzes (§ 8 a SGB VIII) auch im Kontext der Einführung des Bundeskinderschutzgesetzes beschrieben. 

Im Teil 2 werden aktuelle Entwicklungsstände, Schwerpunkte und Tendenzen der Inanspruchnahme der Leipziger 
Erziehungsberatungsstellen dargelegt und analysiert. 

Teil 3 gibt einen Überblick über die vorhandene Beratungslandschaft im Bereich § 28 SGB VIII.

Im letzten Teil 4 werden die Ergebnisse zusammengefasst, daraus Schlussfolgerungen abgeleitet und ein 
Ausblick auf mögliche Weiterentwicklungen gegeben. 
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institutionellen Erziehungs- 
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1
1. Fachliche Anforderungen der Stadt Leipzig an die 

institutionellen Erziehungs- und Familienberatungsstellen nach 
§ 28 SGB VIII

Eltern tragen eine große Verantwortung für die gesunde und förderliche Entwicklung ihrer Kinder. 

Die Situation von Kindern, Jugendlichen und Familien ist stets von vielen gesellschaftlichen Veränderungen und 
Herausforderungen gekennzeichnet. Diese Entwicklungen sind in den letzten Jahren vielfältiger und komplexer 
geworden. Erziehungs- und Familienberatungsstellen werden in ihrer täglichen Arbeit mit dem Wandel und 
Veränderungen konfrontiert. Die Fachkräfte erleben unsichere Eltern in Bezug auf die Entwicklung ihrer Kinder, 
Familiensysteme in denen Beruf und private Lebenswelt in Konflikt geraten und ebenso junge Mütter und Väter 
mit wenig Vorbildern und Modellen für den Umgang mit ihren Kindern. Die Mitarbeiter lernen ebenso Familien 
kennen, in denen Armut die finanziellen und seelischen Ressourcen von Eltern für die Entwicklung ihrer Kinder 
deutlich einschränkt. 

In Folge dessen ist es für viele Paare zunehmend schwieriger, Partnerschaft als auch Elternschaft zu gestalten. 
Beziehungsabbrüche und Verlust eines Elternteiles gehören verstärkt zu den sozialen Belastungssituationen, 
unter denen Kinder aufwachsen, was als potentiell entwicklungsgefährdend eingeschätzt werden muss. Familien 
bedürfen deshalb gesellschaftlicher Unterstützung, um ein gelingendes Aufwachsen der nachwachsenden 
Generation zu gewährleisten.

Erziehungs- und Familienberatungsstellen leisten dabei einen wichtigen Beitrag zur Grundversorgung für Kinder, 
Jugendliche und ihre Familien und sind ein Teil eines differenzierten Hilfesystems im Netz der Jugendhilfe. 
„Erziehungsberatung unterstützt heute bereits jedes dritte Kind vor seiner Volljährigkeit“1 so Klaus Menne von der 
Bundeskonferenz für Erziehungsberatung e. V. 

Die Grundversorgung wird von den Beratungsstellen für Eltern sowie junge Menschen aller Altersgruppen 
angeboten. Die Angebote sind dabei nicht auf bestimmte Adressatengruppen, Problemlagen oder Störungsbilder 
begrenzt. 

Allerdings hat sich das Profil der Erziehungs- und Familienberatungsstellen seit der Verabschiedung des 
Fachplanes 2007 deutlich verändert. Die Aufgaben sind umfangreicher und differenzierter geworden. In der 
Aktualisierung des Fachplanes finden diese Veränderungen Berücksichtigung. 

Ausgehend von der Beschreibung der klassischen Erziehungsberatung mit therapeutischen Interventionen, 
Prävention und Vernetzungsaktivitäten nach § 28 SGB VIII werden anschließend die Aufgaben im Rahmen 
einer Trennungs- und Scheidungsberatung nach § 17 (1, 2) SGB VIII beschrieben. Im Anschluss werden die 
Aufgaben der Erziehungs- und Familienberatungsstellen im Zusammenhang mit Beratung bei der Ausübung der 
Personensorge, der Unterstützung bei der Ausübung des Umgangsrechtes (§ 18 SGB VIII) sowie deren Auftrag 
im Rahmen des Kinderschutzes § 8 a SGB VIII dargestellt. 

Der Prozess der Fachplanaktualisierung wurde aktiv von den Fachkräften der freien und öffentlichen Träger 
begleitet. In kritischer Auseinandersetzung mit den steigenden und differenzierteren Anforderungen wurde eine 
Diskussion geführt, die im Ergebnis abschließende Definitionen und Explikationen von Kriterien hervorbrachte. 
Diese stellen einen Leitfaden zur Systematisierung einer selbstkritischen Überprüfung der Angebote dar. Sie 
ermöglichen einen Kommunikations- und Reflexionsprozess zwischen Leistungserbringern und der Fachabteilung 
im Amt für Jugend, Familie und Bildung. Die Angebote der Beratungsstellen sind auf Kinder, Jugendliche, Eltern, 
Familien und andere an der Erziehung Beteiligte ausgerichtet. 

1	 Familie und Beratung - Das Memorandum der bke zur Zukunft der Erziehungsberatung. 2012, S.8
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Dabei geht es vor allen Dingen darum, ein niedrigschwelliges psychosoziales Angebot in der Verbindung mit 
individueller und präventiver Arbeit sowie Vernetzungsaktivitäten bereitzustellen. 

Die Integration dieser drei unterschiedlichen Leistungen der Erziehungs- und Familienberatung hat wesentlichen 
Einfluss auf die Effizienz ihrer Arbeit. So trägt die Tatsache, dass Fachkräfte aus den Beratungsstellen im 
Rahmen präventiver Angebote in Kindertagesstätten und Schulen präsent sind, mit dazu bei, dass verschiedene 
Problemlagen frühzeitig wahrgenommen werden können bzw. sich nicht verfestigen. Gleichzeitig senkt sich die 
Hemmschwelle für Eltern und andere an der Erziehung Beteiligter, Beratung in Anspruch zu nehmen. 

Allerdings führt die steigende Inanspruchnahme der Beratungsstellen (s. auch Punkt 2) dazu, dass für präventive 
Angebote immer weniger Arbeitskapazität zur Verfügung steht. Die Anforderungsbeschreibungen in den einzelnen 
Leistungsbereichen (§ 28 SGB VIII und anschließend jeweils in Verbindung stehend mit §§ 8 a, 17 Abs. 1 und 2 
und 18 SGB VIII) wurden grundsätzlich nach vier Dimensionen der Qualitätssicherung vorgenommen. 

•	 Konzeptqualität – für wen und mit welcher Zielstellung wird Beratung angeboten, auf welcher rechtlichen 
Grundlage?

•	 Strukturqualität – welche personellen, räumlichen und sächlichen Voraussetzungen werden zur Erbringung 
der Leistung benötigt?

•	 Prozessqualität – in welcher Art und Weise wird die Leistung erbracht?

•	 Ergebnisqualität – welche Ergebnisse werden mit dem Ratsuchenden erreicht, wie erfolgt die statistische 
Aufbereitung der erbrachten Leistungen? 

Diese vier Qualitätsaspekte bauen aufeinander auf und sind gleichzeitig miteinander verknüpft. D. h. eine gute 
Ergebnisqualität wird von den vorausgehenden Qualitätsaspekten wie Konzept-, Struktur- und Prozessqualität 
beeinflusst. 

Jedes Qualitätskennzeichen ist durch mehrere Merkmale operationalisiert. Die Kennzeichen sollen angeben, 
auf welche Art und Weise das angestrebte Qualitätsmerkmal gemessen werden kann. Damit soll eine Brücke 
zwischen dem fachlich begründeten Arbeitsverhältnis und dem Bestreben nach quantifizierter Erfassung und 
Steuerung sozialer Leistung geschlagen werden. 

Zuerst wird unter 1.1 eine grundsätzliche Anforderungsbeschreibung vorgenommen, die für alle Leistungsbereiche 
Gültigkeit hat (§§ 8 a, 17, 18 und 28 SGB VIII). In den darauf folgenden Kapiteln (1.2, 1.3 und 1.4) werden jeweils 
die besonderen Qualitätsmerkmale ergänzt.
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1
1.1 Erziehungs- und Familienberatung (§ 28 SGB VIII)

1.1.1 Ziel- und Ergebnisbeschreibung
Erziehungs- und Familienberatung ist ein komplexes Hilfsangebot für Kinder, Jugendliche, Eltern und an der 
Erziehung beteiligte Personen. Sie verbindet individuelle Hilfen mit präventiven Aktivitäten. Die Beratungs- und 
Therapieangebote werden nach den Erfordernissen der jeweiligen individuellen Situation flexibel gestaltet und 
beziehen das soziale Umfeld mit ein.

Das Zusammenwirken psychischer, sozialer, physischer, struktureller und gesellschaftlich kultureller 
Bedingungen und Mehrfachbelastungen bei den Ratsuchenden erfordert die Zusammenarbeit spezifisch 
qualifizierter Fachkräfte unterschiedlicher Fachrichtungen. Erziehungs- und Familienberatung wird sowohl in 
Erziehungsberatungsstellen als auch in Institutionen angeboten, die unterschiedliche Beratungsangebote oder 
verschiedene Erziehungshilfen integrieren. Sie beinhaltet Hilfen zur Klärung und Bewältigung individueller und 
familiärer Probleme und Konflikte. Durch Mobilisierung von familiären Ressourcen und Selbsthilfepotentialen soll 
die Verfestigung und Verschlimmerung von Problemlagen vermieden und zu deren Lösung beigetragen werden.

1.1.2 Zielgruppen
Zielgruppen sind unabhängig von Religion und Staatsbürgerschaft/Nationalität:

•	 Kinder, Jugendliche und junge Volljährige

•	 Eltern und andere an der Erziehung beteiligte Personen

•	 Fachkräfte aus Jugendhilfe, Kindertagesstätten, Schulen, psychosozialen medizinischen Diensten.

1.1.3 Rechtsgrundlagen
Die Rechtsgrundlagen der Erziehungsberatung finden sich im SGB VIII.

Basisgrundlagen: 

•	 SGB VIII (§ 28 i. V. m. §§ 8, 17, 18)

Das zentrale Anliegen dieses Gesetzes besteht darin, Kinder und Jugendliche in ihrer Entwicklung umfassend zu 
fördern.

Leistungen der Erziehungsberatung basieren vorwiegend auf der Grundlage von § 28 SGB VIII: 
„Erziehungsberatungsstellen und andere Beratungsdienste und –einrichtungen sollen Kinder, Jugendliche, 
Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Klärung und Bewältigung individueller und familienbezogener 
Probleme und der zugrunde liegenden Faktoren, bei der Lösung von Erziehungsfragen sowie bei Trennung 
und Scheidung unterstützen. Dabei sollen Fachkräfte verschiedener Fachrichtungen zusammenwirken, die mit 
unterschiedlichen methodischen Ansätzen vertraut sind“ (SGB VIII § 28).

Eltern haben auf dieser Basis einen Rechtsanspruch auf Unterstützung zur Stärkung ihrer Erziehungskompetenz. 
Angebote der Erziehungsberatung integrieren auch Beratung und Unterstützung bei Trennung und Scheidung. 
Der Rechtsanspruch für Eltern besteht auch auf Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Scheidung 
(§ 17 SGB VIII). 

Anspruch auf Unterstützung besteht darüber hinaus auch bei der Ausübung des Umgangsrechtes für 
Kinder, Jugendliche, Eltern und andere Umgangsberechtigte (§ 18 SGB VIII). Die Beteiligung der Kinder und 
Jugendlichen, entsprechend ihres Entwicklungsstandes, an den Beratungsprozessen ist im § 8 SGB VIII geregelt.
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weitere Grundlagen:
•	 SGB VIII

o	 § 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe
o	 § 2 Aufgaben der Jugendhilfe
o	 § 5 Wunsch- und Wahlrecht
o	 § 6 Geltungsbereich
o	 § 9 Grundrichtung der Erziehung, Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen

Schnittstellen:
•	 SGB VIII

o	 § 11 Jugendarbeit
o	 § 14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz
o	 § 16 Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie
o	 § 23 Tagespflege
o	 § 27 Hilfe zur Erziehung
o	 § 35 a Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche
o	 § 36 Mitwirkung, Hilfeplan
o	 § 41 Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung
o	 § 72 Mitarbeiter, Fortbildung
o	 § 73 Ehrenamtliche Tätigkeit
o	 § 78 Arbeitsgemeinschaften
o	 § 80 Jugendhilfeplanung

FamFG

weitere Vorgaben durch:
•	 Kommune (Fachplan),
•	 Träger (jeweilige Leistungsbeschreibung des Trägers)

1.1.4 Leistungs- und Methodenbeschreibung
Orientiert an den aktuellen Erfordernissen, jugendhilfeplanerischen Überlegungen und den spezifischen Zielen 
des Trägers weisen die Beratungsstellen unterschiedliche Arbeitsschwerpunkte auf. Fachlicher Konsens besteht 
jedoch über die zentralen Angebote in Form von fallbezogenen, fallunabhängigen und fallübergreifenden 
Leistungen. 

Diese unterschiedlichen Arbeitsfelder sind aufeinander bezogen und miteinander vernetzt. Die Entscheidungen 
über die für die einzelnen Felder zur Verfügung stehenden Arbeitskapazitäten sind geprägt von den aktuellen 
Erfordernissen.

Fallbezogene Leistungen

Kurzbeschreibung

Beratung und therapeutische Unterstützung von Kindern und Jugendlichen sowie ihren Eltern und anderen 
Erziehungsberechtigten insbesondere bei:
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•	 Erziehungsfragen und anderen Erziehungsschwierigkeiten

•	 seelischen Problemen

•	 Verhaltensauffälligkeiten

•	 Leistungsproblemen, -auffälligkeiten

•	 körperlichen Auffälligkeiten

•	 familiären Krisen

•	 Trennung und Scheidung

•	 lebenspraktischen Fragen

•	 körperlicher und seelischer Misshandlung

•	 interkulturellen Fragestellungen

Methoden

1. soziale, sozialpädagogische und psychologische Beratung in unterschiedlichen Settings 

2. psychologische und psychosoziale Diagnostik

3. psychotherapeutische Interventionen (Kinder-, Familientherapie)

4. Co-Beratung

5. psychosoziale Gruppenarbeit

6. Begleiteter Umgang

7. außergerichtliche Vermittlung

8. Arbeit mit dem sozialen Umfeld

9. pädagogische Hilfen

10. Vernetzung mit dem professionellen Umfeld 

Es wird in unterschiedlichen Settings gearbeitet (z. B. Elternberatung, Familientherapie, Paarberatung, 
Kindertherapie, Gruppenarbeit, Dolmetscher2- sowie Co-Beratung). Eine besondere Möglichkeit für die 
Arbeit mit Klienten ist die Arbeit im Co-Beraterteam. Bewährt hat sich diese bei Anliegen zu präventiver 
Paarberatung, hochkonflikthaften Trennungs- und Scheidungsberatungen sowie in hocheskalierten anderen 
Konstellationen (z. B. Kinderschutzthemen oder Pflegeverhältnissen). Der Einsatz dieses spezifischen Settings 
bindet besonders viel Beratungskapazität. Gleichzeitig ermöglicht die Arbeit mit zwei Beratern ein hohes Maß 
an Intensität, eine gegenseitige kollegiale Entlastung in diesem schwierigen Arbeitsfeld und eine Vielfalt bei 
der Beziehungsgestaltung mit den Klienten, u .a. die Möglichkeit von Einzelgesprächen unter Beibehaltung 
des Gesamtsettings Beraterpaar - Elternpaar. Über den Einsatz entscheiden die Kollegen mit Blick auf die 
Anforderungen der Fallkonstellation, Ökonomie und Beratungskapazität der Einrichtungen jeweils individuell. 

Die Fachkräfte des multiprofessionellen Teams verfügen über Zusatzqualifikationen in psychotherapeutischen und 
psychologischen Verfahren, z. B.:

•	 Familientherapie und systemisch lösungsorientierte Therapie

•	 Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 

2	 Dolmetscher müssen auf die Besonderheiten psychosozialer Beratung vorbereitet sein
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•	 Verhaltenstherapie

•	 Gesprächstherapie

•	 Gestalttherapie

•	 Familienmediation

•	 Ehe-, Familien-, Lebensberatung

•	 tiefenpsychologische Verfahren

•	 Psychodrama

•	 Entspannungsverfahren

Fallunabhängige, fallübergreifende Leistungen

Die fallunabhängige Arbeit in Erziehungsberatungsstellen wird genutzt, um präventiv mit Familien zu arbeiten und 
mittels Vernetzung/Gremienarbeit, Qualitätssicherung und Öffentlichkeitsarbeit die Angebote der Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen bekannt zu machen und in ihrer Qualität weiter zu entwickeln. Sie werden in 30 % der 
vorhandenen Kapazität realisiert.

Präventive Angebote

Diese Angebote sind auf Eltern, Kinder, Jugendliche und Professionelle ausgerichtet, die eine eigenständige 
Problemlösung anstreben und dies mittels Informationsvermittlung, Austausch, Reflektion usw. erreichen wollen. 
Die präventiven Angebote erleichtern den Zugang zu den Beratungsstellen, sie erreichen die Adressaten in ihren 
jeweiligen Lebensbezügen, auch ohne dass eine Anmeldung in der Beratungsstelle oder ein Einzelanliegen 
erforderlich ist. Sie werden genutzt, um zur Weiterentwicklung des Hilfesystems und zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen von Kindern, Jugendlichen und ihrer Familie beizutragen.

Ziel: Stärkung der Erziehungs-, Fach- und individuellen Kompetenz. Präventive Angebote richten sich an 
bestimmte Gruppen und Personen in den jeweiligen Lebens- und Arbeitskontexten, die sich nicht mit einem 
gezielten Beratungsanliegen anmelden. Für diese Tätigkeit sollen 15 % der Kapazität der Beratungsstellen 
genutzt werden.

Methoden:

•	 Familienbildung (z. B. Elternabende, Elternkurse, Gruppenangebote für Eltern und Kinder)

•	 Fortbildung für Professionelle 

•	 Praxisreflexion und Fallbesprechungen mit Professionellen

•	 Projekte, Vorträge, Podiumsdiskussionen

•	 themenbezogene Öffentlichkeitsarbeit in Form von Flyern, Medienbeiträgen

•	 Kooperation mit Kindertagesstätten, Schulen und Horten

Vernetzungsaktivitäten

Ziel: Erhöhung der Fachkompetenzen in Hilfesystemen und Entwicklung eines bedarfsgerechteren regionalen 
Hilfesystems für alle sozialen Gruppen, fachliche Weiterentwicklung und Integration von Erziehungs- und 
Familienberatung. Dabei geht es vor allem um den Austausch und das Kennenlernen von Strukturen, 
Hilfsmöglichkeiten und Arbeitsweisen der jeweiligen Beteiligten. 
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Methoden: 

•	 im fachlichen Bereich durch Zusammenschluss und regelmäßige Zusammenarbeit aller Leipziger 
Erziehungsberatungsstellen in der durch das Amt für Jugend, Familie und Bildung geleiteten Fach-AG sowie 
durch Kooperation mit Fachkollegen anderer Einrichtungen

•	 im organisatorischen Bereich durch Klärung von Arbeitsabläufen und Schwerpunktsetzung mit 
Trägervertretern und Verantwortlichen, mit regionalen Hilfesystemen z. B. Netzwerk Familie in Trennung

•	 im politischen Bereich durch Mitwirkung in der örtlichen Jugendhilfeplanung, Mitwirkung in überregionalen 
Fachkonferenzen und Landes-/Bundesorganisationen

Öffentlichkeitswirksame Aktivitäten

Ziel: Information der Öffentlichkeit zu Themen und Angeboten der Erziehungsberatungsstellen und Beteiligung an 
kinder- und jugendpolitischen und familienpolitischen Diskussionen 

Methoden:

Die Methoden sind abhängig von Thematik, örtlichen Möglichkeiten und Arbeitsweisen der Mitarbeiter zum 
Beispiel:

•	 Presseveröffentlichungen

•	 Medienzusammenarbeit

•	 Internetpräsentationen

•	 Stadtteilfeste

•	 Podiumsdiskussionen

•	 Infostände

Qualitätssicherung

Ziel: Sicherung und Weiterentwicklung der fallübergreifenden und fallbezogenen Beratungsstellenarbeit

Methoden:

•	 Weiterbildung und Supervision

•	 Dokumentation

•	 Fallberatung und Teambesprechungen

•	 Erstellung eines Jahresberichtes

•	 Erstellung einer Jahresstatistik

•	 Trägergespräche und Fachplanaktualisierung
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1.1.5 Strukturqualität der Leistungen - sächliche und personelle Rahmenbedingungen

Kennzeichen Merkmal

Arbeitsweise/ 
Zugang

•	 Niedrigschwelligkeit durch freien Zugang ohne förmliche Leistungsgewährung 
durch das Amt für Jugend, Familie und Bildung.

•	 Fälle mit förmlicher Gewährung sind möglich (z. B. i. S. von Hilfeplan, 
Kontrollvertrag, Gerichtsbeschluss).

•	 Erstgespräche sollten innerhalb von 4 Wochen stattfinden.
•	 Es besteht für Beratung und Therapie Gebührenfreiheit, Schweigepflicht und 

Neutralität.
•	 Die Beratungsstelle muss für Ratsuchende mit öffentlichen Verkehrsmitteln 

erreichbar sein.
•	 Komm- und Gehstruktur
•	 Es besteht die Möglichkeit zur anonymen Beratung.

Öffnungszeiten:

•	 Öffnungszeiten sind Zeiten, in denen jemand persönlich oder telefonisch mit der 
Beratungsstelle Kontakt aufnehmen kann.

•	 Konkret bedeutet es, mindestens 1x wöchentliche Öffnungszeiten spät 
nachmittags.

•	 Mindestansatz 30 Stunden pro Woche.
Beratungszeiten

•	 Den Bedürfnissen und Lebenssituationen der Ratsuchenden angepasst gehen 
die Beratungszeiten über die Öffnungszeiten hinaus.

Krisenintervention

•	 Krisenintervention erfolgt in Situationen, bei denen eine routinemäßige 
Terminvergabe nicht vertretbar ist.

•	 Kriseninterventionen sollten nach individueller Absprache zeitnah erfolgen.

Personelle 
Ausstattung

Das multiprofessionelle Team setzt sich in der Regel aus 3 VZÄ-Fachkräften 
der Fachrichtungen Psychologie, Sozialarbeit/Sozialpädagogik, Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie sowie anderen beraterisch-therapeutischen Fachkräften 
und einem Teamassistenten/in zusammen.

Als Qualifikationsniveau der Fachkräfte kann Diplom, Bachelor mit 
Zusatzqualifikation, Master und beraterisch-therapeutische Weiterbildung 
eingebracht werden.

Die erforderliche Qualifikation/Zusatzqualifikation der Fachkräfte bestimmt 
sich nach den wahrzunehmenden Versorgungsaufgaben. Zur Sicherung des 
Qualifikationsniveaus sollen mindestens die Hälfte der Vollzeitstellen mit Diplom- 
oder Masterabschlüssen besetzt werden.
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In einer Beratungsstelle soll mindestens je eine weibliche und männliche Fachkraft 
tätig sein.

In einer Beratungsstelle soll fremdsprachliche Kompetenz zur Verfügung stehen bzw. 
gestellt werden.

Jede Beratungsstelle verfügt über einen Teamassistenten/in – ab 3 VZÄ-Fachkräften 
max. eine 0,8 Vollzeitstelle.

Kompetenzen der 
Fachkräfte

In jedem Fachteam müssen folgende Kompetenzen vorhanden sein:
•	 psychodiagnostische und psychotherapeutische Kompetenzen
•	 Kompetenz zur fallbezogenen Analyse psychosozialer und gesellschaftlicher 

Bedingungen (Planung und Durchführung von Interventionen)
•	 Kompetenz zur beratenden Arbeit und Co-Beratung
•	 Kompetenz in der Arbeit mit Gruppen als Grundlage für präventive Angebote
•	 interkulturelle Kompetenzen (s. Anlage 1 Grundsätze für die interkulturelle 

Ausrichtung der Leipziger Erziehungs- und Familienberatungsstellen)

Die Tätigkeit in der Erziehungsberatungsstelle erfordert außerdem:
•	 eine auf Erziehungsberatung bezogene Zusatzqualifikation (z. B. 

Familienberater, -therapeut) für die Mitarbeiter
•	 Einhaltung der beraterischen/psychotherapeutischen Kompetenz in Abgrenzung 

zur medizinischen Kompetenz
•	 Orientierung auf das Gemeinwesen (Teilnahme an Arbeitskreisen, 

Netzwerkarbeit, Wahrnehmung von Veränderungen im Sozialraum)
•	 Kenntnisse im SGB VIII und Familienrecht
•	 Fähigkeit zur Selbstreflexion und methodenbezogenen Selbsterfahrung

Kompetenzen der 
Teamassistenz

•	 (insbesondere) gegenüber Ratsuchenden erster Ansprechpartner

•	 zentrale Schnittstelle zwischen der Leitung, dem Träger, den Ratsuchenden, den 
Beratungsfachkräften sowie anderen Einrichtungen

Anforderungen •	 kaufmännische Kenntnisse, Diskretion, Flexibilität, Einfühlungsvermögen, 
Zuverlässigkeit, Abgrenzungsvermögen

•	 Bereitschaft zu Fortbildung und Supervision

Aufgaben •	 Entgegennahme der Beratungsanliegen, Einschätzung von Krisensituationen 
und Terminvergabe

•	 allgemeine Organisations- und Verwaltungstätigkeiten (z. B. Führung der 
Fallstatistik zur Sicherung der Ergebnisevaluation, Unterstützung der Fachkräfte 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben, Bearbeitung des Postein- und –ausgangs, 
E-Mail-Verkehr)

•	 als mögliche Grundberufe kommen insbesondere in Betracht: Fachangestellter/-e 
für Bürokommunikation, Verwaltungsfachkraft im kommunalen Dienst, 
Sekretär/‑in IHK, Bürokaufmann/-frau bzw. Industriekaufmann/-frau, Arzthelfer/-
in, andere Tätigkeit im Pflege- und Gesundheitswesen, Rechtsanwaltsgehilfe/-in



17

Fachliche Anforderungen

1
Arbeitsorganisation

Leitungsverantwortung Sie erfolgt im Rahmen der Dienst- und Fachaufsicht in Verantwortung des Trägers. 
Aufgaben als fachliche Vertretung der Beratungsstelle nach innen und außen:

•	 Organisationsentwicklung (Arbeitsabläufe organisieren, Aufgaben gliedern, 
Arbeitsbeziehungen zwischen Team und Träger sichern, Vernetzung, 
Öffentlichkeitsarbeit)

•	 Qualitätsentwicklung (Konzeptentwicklung, Konzeptsteuerung, Evaluation, 
Aufsicht innerhalb der Beratungsstelle, Krisen- und Beschwerdemanagement, 
Verantwortung für die Einhaltung der ethischen Standards insbesondere in 
Bezug auf die Beziehung von Berater/-innen und Ratsuchenden)

•	 Personalentwicklung (Mitarbeiterführung, Fortbildungen planen, 
Teambesprechungen, Konfliktregelung)

•	 Budgetverantwortung (fachpolitische Absicherung der finanziellen Ressourcen, 
Controlling)

Für Leitungstätigkeit ist ein 10 %iger Anteil der Gesamtkapazität der Fachkräfte 
einzuplanen. Von welchem Tätigkeitsanteil diese Leitungsstunden abgezogen 
werden, obliegt der Entscheidung des Trägers.

Mitarbeiterbezogene 
Organisation

•	 Die Sicherstellung fachlichen Vorgehens in Fällen von Übergriffen im 
Beratungsprozess, die eine grenzüberschreitende Beratungsbeziehung zwischen 
Berater/-in und Ratsuchenden zur Folge haben, ist in Trägerverantwortung 
schriftlich geregelt.

•	 Ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30 a BZRG ist Voraussetzung für den 
Abschluss eines Arbeitsvertrages in einer Beratungsstelle.

•	 Für alle Stellen ist eine detaillierte Stellenbeschreibung notwendig

Klientenbezogene 
Organisation

Zur Etablierung der regelmäßigen Auswertung eines Qualitätssicherungssystems 
sind schriftliche Falldokumentationen bindend.

Tätigkeitsanteile Als Richtlinie für die Gesamtkapazität der Beratungsstelle gilt

•	 ein 70 %iger Anteil fallbezogener Tätigkeit

•	 ein 15 %iger Anteil von präventiven Angeboten, Vernetzungsaktivität, 
Öffentlichkeitsarbeit

•	 ein 15 %iger Anteil für weitere Aufgaben (Teambesprechungen, 
Qualitätssicherung, Arbeitsorganisation).

Kooperation mit dem 
ASD

Im Interesse ratsuchender Familien und gemeinsamer Kooperationspartner werden 
erforderliche Formen und Regeln der Zusammenarbeit zwischen ASD und den 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen in freier und öffentlicher Trägerschaft in 
einer Vereinbarung verbindlich festgehalten (siehe Anlage 2).
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Vernetzung/
Kooperation

Die Zusammenarbeit mit weiterführenden Angeboten der Jugendhilfe, 
Kindertageseinrichtungen, mit Schulen, psychosozialen Diensten, berufsbildenden 
Einrichtungen, der Justiz und anderen Ämtern ist erforderlich.

Ausbildung von 
Praktikanten

Pro Jahr sollte eine Praktikantenstelle bereitgestellt werden.

Räumliche Ausstattung Die Beratungsstelle ist getrennt von anderen Institutionen einzurichten. Für jede 
Beratungsfachkraft mit einer Mindestarbeitszeit von 30 Wochenstunden sollte ein 
eigenes Beratungszimmer bereitgestellt werden. Unter Beachtung der Anzahl der 
Beratungsfachkräfte und dem Umfang der Beratungszeiten kann hiervon abgewichen 
werden. Es sollen Räume vorhanden sein, die die Möglichkeit bieten, in anderen 
Settings Angebote zu machen (Spieltherapie, Gruppen-, Fortbildungsangebote). Der 
Wartebereich soll von anderen Räumen abgegrenzt sein. 

Für den Teamassistenten/-in wird ein eigenes Sekretariat benötigt.

Finanzielle Ausstattung Die Leistungsfinanzierung wird in einer Vereinbarung zwischen der Kommune 
und dem Maßnahmeträger auf Grundlage des § 77 SGB VIII i. V. m. der 
Grundsatzvereinbarung geregelt. Grundlage der Vereinbarungen bildet die in der 
Leistungsbeschreibung des Trägers unter den Gesichtspunkten von Effektivität, 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beschriebene Leistung.

1. Personalkosten
Für die Bemessung der Personalkosten sind die Mindestqualifikationen maßgebend, 
Berücksichtigung finden auch Kosten für Supervision und Fortbildungen 
entsprechend den jeweiligen Festlegungen der Entgeltkommission.

2. Sachkosten und Investitionskosten
Für die Bemessung der Finanzierung der sächlichen Ausstattung inklusive 
Investitionsfolgekosten sind einerseits Nachweise des Verbrauchs erforderlich und 
andererseits die sich aus der Grundsatzvereinbarung mit dem Amt für Jugend, 
Familie und Bildung ergebenden Standards Grundlage.

1.1.6 Prozess- und Ergebnisqualität- inhaltliche Rahmenbedingungen
Kennzeichen Merkmal

Qualitätssicherung/ 
Qualitätsentwicklung

Prozessorientierte 
Planung/ 
Mitwirkungspflicht

Durch Trägerbeteiligung in der Fach-AG Beratungsstellen erfolgt ein 
themenbezogener Fachaustausch zwischen den Trägern. Somit wird eine beratende 
und unterstützende Funktion für die Verwaltung des Amtes für Jugend, Familie und 
Bildung wahrgenommen.

Fachliche Unabhängig-
keit bei der Durchfüh-
rung der Aufgaben

Eingriffe in die Einzelfallarbeit bzw. einzelfallübergreifende Arbeit sind nur in fachlich 
und rechtlich begründeten Fällen gerechtfertigt. Die dafür notwendige Dienst- und 
Fachaufsicht wird vom Leistungsträger definiert.



19

Fachliche Anforderungen

1
Ergebnisqualität Die Konzeptentwicklung zur Prüfung der Wirksamkeit eigenen Handelns 

(Konzeptualisierung von Evaluationsmaßnahmen) ist wesentliche Grundlage.

Ergebnisse von präventiven Angeboten (Themen, Anzahl und Form) sind im Team 
auszuwerten.

Darüber hinaus findet im Team statt:

•	 regelmäßige Fallvorstellungen

•	 Reflexion der Fälle
•	 mit gemeinsamer Arbeit unterschiedlicher Fachkräfte/mit Co-Beratung
•	 die eine Kooperation verschiedener Hilfesysteme beinhalten
•	 die einen Einsatz unterschiedlicher Settings erfordern
•	 die eine ausführliche Fachdiagnostik beinhalten
•	 mit Kontakt zum sozialen Umfeld
•	 mit Verdachtsmomenten bei Kindeswohlgefährdung zur fachlichen 

Absicherung der Gefährdungseinschätzung

•	 Erfassung der Teilnehmerzahl einzelfallübergreifender Veranstaltungen

•	 Erfassung von Kooperationen mit anderen Institutionen

•	 Fallsteuerung im Hinblick auf die Gesamtkapazität.

Trägergespräche Einmal jährlich wird in direktem Austausch zwischen dem Leistungsträger und 
der Leitung der Fachabteilung des Amtes für Jugend, Familie und Bildung über 
Schwerpunkte und Entwicklungstendenzen im Leistungsbereich reflektiert und die 
weitere Arbeit abgestimmt.

Grundlage für das Trägergespräch sind 

•	 qualitätssichernde Leistungsbeschreibung

•	 Jahresbericht des Leistungsanbieters

nach einem abgestimmten Raster (s. Anlagen).

Schwerpunkte sind die 

•	 Auswertung und Reflexion der erbrachten Leistungen auf Grundlage der 
verhandelten Leistungsbeschreibung und des trägerspezifischen Profils der 
Einrichtung

•	 Abstimmung notwendiger Leistungsanpassungen aus jugendhilfeplanerischer 
Sicht sowie aus Sicht des Leistungserbringers für den nächsten 
Planungszeitraum

•	 Erfahrungen mit neuen Rechtsgrundlagen.

Fort- und Weiterbildung Zum Zwecke der Fortbildung empfehlen sich für jeden Mitarbeiter 5 Arbeitstage pro 
Jahr.
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Supervision Supervision zielt:

•	 auf die Reflexion des Beratungsfeldes, d. h. durch einen verbesserten Umgang 
mit den Einstellungen der Ratsuchenden und durch Kontrolle der bewussten wie 
unbewussten Anteile des Beraters am Interaktionsprozess.

•	 Dies ist nur durch Fallsupervision mit Hilfe einer außenstehenden Fachkraft 
effektiv realisierbar.

Für Supervision sind in der Regel 12 Stunden pro Jahr im Gruppensetting 
einzuplanen. Der dafür notwendige finanzielle Rahmen wird in den 
Leistungsvereinbarungen auf Grundlage der Festlegungen aus der 
Entgeltkommission ausgehandelt. 

Leistungserfassung/ 
Statistik

Die Beratungsstelle beteiligt sich an Bundes-/Landesjugendhilfestatistiken und 
Erhebungen durch die Kommune (Jugendhilfeplanung).

Dokumentation der 
Arbeit

Das Führen von Beratungsdokumentationen ist Pflicht.

Die Beratungsdokumentation beinhaltet alle beratungsrelevanten statistischen Daten, 
wie sie von den statistischen Ämtern des Bundes und der Länder gefordert werden. 
Die Beratungsdokumentation beinhaltet auch 

•	 den Beratungsverlauf (Termine, Dauer der Sitzungen, beteiligte Personen, 
Beratungsthemen/-schwerpunkte)

•	 ggf. Stellungnahmen und Gutachten

•	 ggf. Schweigepflichtentbindungen gegenüber Dritten.

Aufzeichnungen des Beraters/der Beraterin über gebildete Hypothesen zur 
Problemlage und zum Verständnis des Beratungsverlaufes sind als persönliche 
Notizen getrennt von der Dokumentation aufzubewahren.

Zur Vernichtung der Beratungsdokumentation gelten die Regelungen entsprechend § 
84 SGB X, danach besteht die Pflicht zur Löschung personenbezogener Daten, d. h. 
von Akteninhalten und sonstigen Datenträgern, wenn die Beratung beendet ist. Eine 
Aufbewahrung darüber hinaus bedarf der Zustimmung der Ratsuchenden.

Im Falle eines Beratungsabbruchs soll die Dokumentation sechs Monate nach dem 
letzten wahrgenommenen Termin vernichtet werden. Zu diesem Zeitpunkt gilt die 
Beratung nach den Kriterien der Statistik der Kinder- und Jugendhilfe als beendet.

Wurde im Beratungsverlauf eine Schweigepflichtentbindung gegenüber Dritten erteilt, 
sollte diese auch nach Abschluss der Beratung aufbewahrt werden.
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Statistische 
Aufbereitung

Auf der Grundlage des einheitlichen statistischen Erfassungssystems sind jährlich 
mind. folgende Kenngrößen in den Arbeitsteams und der Fach-AG Beratungsstellen 
auszuwerten:

•	 Anzahl der Neuanmeldungen pro Vollzeitäquivalent

•	 Anzahl der betreuten Fälle pro Vollzeitäquivalent

•	 Anzahl der beendeten Fälle in Bezug zur Gesamtzahl betreuter Fälle

•	 Anzahl der Beratungskontakte insgesamt

•	 Anzahl der Beratungskontakte in Bezug zu den betreuten Fällen

•	 Anzahl der Fälle mit Migrationshintergrund

•	 Anlässe der Beratungen (Gründe für die Hilfegewährung)

•	 Schwerpunkte im methodischen Vorgehen

•	 Gründe für die Beendigung der Beratung

•	 Anzahl der durchgeführten Gruppen.

Anzahl und Darstellung der fallübergreifenden Leistungen werden halbjährlich mit 
Stundenzahl dokumentiert (Gruppenangebote mit Teilnehmer-, Veranstaltungs- und 
Stundenzahl, Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit, Fortbildung und Supervision, 
Mitarbeit in Gremien und Arbeitskreisen).

Im Rahmen der Quartalsstatistik des Amtes für Jugend, Familie und Bildung wird 
vom Träger der Beratungsstelle die Anzahl der Neuanmeldungen übermittelt. 
Halbjährlich werden darüber hinaus die Anzahl der Beratungskontakte und die 
Anzahl der betreuten Fälle zugearbeitet.

Vertraulichkeit und 
Datenschutz

Die Klienten sind über Teamarbeit, die Notwendigkeit der Beratungsdokumentation, 
berufliche Schweigepflicht gem. § 203 StGB, gesetzliche Anzeigepflichten gem. §§ 
138 und 139 StGB und Datenschutz aufzuklären. Ebenso sind die Klienten über die 
begrenzte Sicherheit des E-Mail-Verkehrs aufzuklären.

Grundlagen sind die datenschutzrechtlichen Bestimmungen der §§ 61 bis 65 SGB 
VIII (siehe Anlage).

Schutz der 
Vertrauensbeziehung 
zum Ratsuchenden

Über die Fälle, bei denen anvertraute Sozialdaten ohne Einwilligung aber mit 
Kenntnisnahme der Betroffenen weitergegeben werden, soll im Team eine 
Güterabwägung stattfinden.

Datenschutz und 
Kindeswohl

Dies gilt ebenso für die Gewährung von Einsichtnahme in die 
Beratungsdokumentationen durch Dritte (Kollegen, Träger, Amt für Jugend, Familie 
und Bildung, Polizei).

Die Kenntnis bestimmter personenbezogener Daten erfordert verantwortungsvolles 
fachliches Handeln. Kann ein erfolgreicher Kinderschutz im Einzelfall durch die 
Maßnahme Erziehungsberatung nicht gelingen, dann ist der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe zu informieren (siehe weiter unter 1.4 Erziehungs- und Familienberatung 
und der Auftrag des Kinderschutzes, S. 36 ff).
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1.2 Erziehungs- und Familienberatung in Verbindung mit Fragen der 

Partnerschaft, der Trennung und/oder Scheidung (§ 17 SGB VIII)
Gesellschaftlicher Kontext mit Beschreibung der Rechtslage

Die Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Scheidung vollzieht sich vor dem Hintergrund 
gravierender Wandlungsprozesse im Alltag von Familien. Deutlich wird, dass Familien heute mit einer Fülle an 
Anforderungen konfrontiert sind. Gleichzeitig sind Paarbeziehungen heute anspruchsvoller und fragiler zugleich. 
Eine Folge der hohen v. a. emotionalen und gleichheitsbezogenen Ansprüche an Familienleben und Partnerschaft 
sind die Scheidungsziffern. Fast die Hälfte der Ehepaare, die sich 2011 scheiden ließen, hatten Kinder unter 18 
Jahren. Insgesamt waren 2011 rund 148 200 minderjährige Kinder von der Scheidung ihrer Eltern betroffen, 2,1 % 
mehr als im Vorjahr3.

Das Rechtssystem hat in den letzten Jahren Aspekte dieses sozialen Wandels aufgegriffen und ihnen Rechnung 
getragen. Mit der Reform des Kindschaftsrechts 1998 wurde die Fortsetzung der gemeinsamen elterlichen Sorge 
nach der Scheidung festgeschrieben. Die Eltern haben darüber hinaus einen Rechtsanspruch auf Unterstützung 
durch die Jugendhilfe in der Wahrnehmung der Sorge, um diese selbst eigenverantwortlich gestalten zu 
können. Somit hat die Scheidungsberatung durch die Jugendhilfe einen neuen rechtlichen Status erhalten. 
Von den Änderungen im Familienrecht hat insbesondere das 2009 beschlossene Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) unmittelbar Auswirkungen 
auf die psychosoziale Beratungspraxis und die Schnittstelle zwischen Familiengericht und Jugendhilfe. Sowohl 
die Entscheidung des Familienrichters als auch die Maßnahmen der Jugendhilfe haben das Wohl des Kindes 
im Blick. Dies hat zur Folge, dass für Leistungen gemäß des SGB VIII das Familiengericht zunehmend als 
„Auftraggeber“ und Kooperationspartner in Erscheinung tritt und fachliche Abstimmungen notwendig macht. Unter 
anderem wurde die Elternautonomie im Hinblick auf Konfliktbewältigung und die Regelung der Scheidungsfolgen 
erheblich gestärkt. Der Familienrichter kann demnach auf die Möglichkeit einer Beratung insbesondere zur 
Entwicklung eines einvernehmlichen Konzepts für die Wahrnehmung der elterlichen Sorge und der elterlichen 
Verantwortung durch die Beratungsstellen der Kinder- und Jugendhilfe hinweisen (§ 156 Abs.1 Satz 2 FamFG). 

Die Hauptarbeit in diesem Leistungsbereich vollzieht sich mit den Eltern: Mütter und Väter vor, während und 
nach einer Trennung. Insbesondere sind in den Beratungsstellen spezielle Angebote für Eltern und Kinder in 
Familienkrisen sowie im Zusammenhang mit Trennung und Scheidung entwickelt worden. Ziel ist die Stärkung 
familiärer Bindungen, die Regelung des Umganges zwischen Kind und seinen Eltern, die Förderung der 
Elternkompetenz, die Verantwortung und Präsenz der Väter für ihre Kinder, die Fortentwicklung gemeinsamer 
elterlicher Verantwortung und Fürsorge (duale Elternschaft) über Trennung und Scheidung hinaus, um die 
psychosozialen Folgen für die Kinder zu mildern.

Mit steigender Tendenz werden Elternpaare auf einem hohen Eskalationsniveau bzw. Konfliktpotential von den 
Familiengerichten auf die Möglichkeiten der außergerichtlichen Streitbeilegung hingewiesen. Zur Wahrnehmung 
ihres Leistungsanspruchs nach § 17 SGB VIII wird auch Beratung angeordnet (§ 156 Abs. 1 Satz 3 und 4 
FamFG). Gerade diese hoch strittigen Auseinandersetzungen vor dem Hintergrund chronischer Konflikte 
zwischen den Eltern bedürfen einer qualifizierten Beratungskompetenz, differenzierter Methoden und Konzepte, 
die in den Erziehungs- und Familienberatungsstellen entwickelt und vorgehalten werden. 

1.2.1 Ziele der Beratung
Erziehungs- und Familienberatung unterstützt den Aufbau eines partnerschaftlichen Zusammenlebens und die 
Bewältigung von Konflikten bzw. Krisen. Im Fall einer Trennung/Scheidung der Eltern hilft Beratung den Kindern 
eine gute Entwicklungssituation zu erhalten bzw. zu erarbeiten.
3	 Quelle: Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 241 vom 11.07.2012



23

Fachliche Anforderungen

1
Die Eltern sind unter einer altersadäquaten Beteiligung der betroffenen Kinder bei der Entwicklung eines 
einvernehmlichen Konzeptes über die Ausübung der elterlichen Sorge zu unterstützen.

Diese Leistung zielt darauf ab, unter schwierigen emotionalen Bedingungen eine Verfestigung der 
Problemsituation für die Kinder zu vermeiden und tragfähige, einvernehmliche und verbindliche Regelungen zu 
erarbeiten.

Ziele:

•	 Stärkung elterlicher Kompetenz zur Gestaltung von Übergangssituationen im Familienzyklus
•	 Förderung der Einigungs- und Verhandlungsfähigkeit der Eltern mit dem Schutz der Kindesinteressen im 

Elternkonflikt
•	 Erarbeitung konstruktiver Konflikt- und Krisenbewältigungsmodelle
•	 Entwicklung von Kooperationsbereitschaft bei den Eltern und von Prozessen der wechselseitigen 

Wahrnehmung der Probleme bzw. Bedürfnisse des Kindes
•	 Gestaltung der Kontakte zum Erhalt des Umgangs mit beiden Elternteilen bzw. Großeltern
•	 Neuorganisation der Familienstrukturen und des familialen Alltags
•	 Unterstützung bei der Deeskalation und Klärung/Auflösung destruktiver Kommunikationsstrukturen und 

Orientierungsdefizite
•	 Emotionale Entflechtung der Expartner, seelische Verarbeitung von Konflikten und Gefühlen
•	 Feststellung der Wahrnehmungs-/Verarbeitungsmuster beim Kind und der Auswirkungen der Trennung auf die 

Kinder
•	 Hilfen für Kinder zur emotionalen Verarbeitung und kognitiven Neuorientierung 

1.2.2 Rechtsgrundlagen
Für die Arbeit der Erziehungs- und Familienberatungsstellen in Fragen der Partnerschaft, gerichtsnaher 
Trennungs- und Scheidungsberatung stellt der § 17 des SGB VIII Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung 
und Scheidung eine verbindliche Grundlage dar4. 

Im Absatz 1 heißt es: 

„Mütter und Väter haben im Rahmen der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung in Fragen der Partnerschaft, wenn 
sie für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen haben oder tatsächlich sorgen.“

Absatz 2 lautet: 

„Im Falle der Trennung oder Scheidung sind Eltern unter angemessener Beteiligung des betroffenen Kindes oder 
Jugendlichen bei der Entwicklung eines einvernehmlichen Konzepts für die Wahrnehmung der elterlichen Sorge 
zu unterstützen; dieses Konzept kann auch als Grundlage für einen Vergleich oder eine gerichtliche Entscheidung 
im familiengerichtlichen Verfahren dienen.“

Nach diesen gesetzlichen Regelungen haben jetzt u. a.
•	 Väter und Mütter, die für ein Kind oder einen Jugendlichen/eine Jugendliche zu sorgen haben oder tatsächlich 

sorgen, Anspruch auf Beratung in Fragen der Partnerschaft (§ 17 Abs. 1 SGB VIII),
•	 Eltern im Falle der Trennung oder Scheidung ein Recht auf Unterstützung bei der Entwicklung eines 

einvernehmlichen Konzepts für die Wahrnehmung der elterlichen Sorge (§ 17 Abs. 2 SGB VIII).

4	 Quelle: Rechtsgrundlagen in der Beratung; Bundeskonferenz für Erziehungsberatung 2009
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Des weiteren gilt:
•	 der Grundsatz der direkten Inanspruchnahme der Beratungsleistung durch die Eltern nach § 36 Abs. 2 SGB 

VIII und 
•	 die Ausgestaltung der Beratungsleistung nach § 72 Abs.1 Satz 2 - 3 SGB VIII.

1.2.3 Leistungs- und Methodenbeschreibung 
Fallabhängige Leistung im § 17 SGB VIII

In Abgrenzung zum § 28 SGB VIII, wo es um die Klärung und Bewältigung familiärer Probleme geht, die sich 
bereits z. B. in Verhaltensauffälligkeiten bei Kindern äußern, verfolgt der § 17 SGB VIII eher einen präventiven 
Ansatz bei der Lösung von Partnerschaftskonflikten, sucht Lösungen auf der Paarebene mit dem Ziel, die 
Auswirkungen auf die Eltern-Kind-Ebene möglichst gering zu halten.

Im Rahmen von Partnerschaftskonfliktberatung sollen Eltern befähigt werden, zu eigenständigen 
Problemlösungen und zu verantwortungsvollen Entscheidungen im Interesse der Kinder zu gelangen. Dabei 
handelt es sich vorwiegend um Lösungen auf der Paarebene zur Bewältigung „normaler“ Krisen und Konflikte. 
Mit den Gesprächen sollen Eskalationen im Zuge von Trennung/Scheidung vorgebeugt werden und die Beratung 
dem Kind ein Optimum an Elternschaft sichern. Idealtypisch soll die Konfliktregelung durch die Eltern unter 
Beteiligung der Kinder mit dem Ziel der Entwicklung eines einvernehmlichen Konzeptes erfolgen. 

Die Probleme auf der Paarebene lösen, bedeutet den Beziehungskonflikt zu lösen in einer angemessenen Zeit, 
in der sich die Probleme für die Berater konstellieren, wahrnehmbar werden und Veränderungen eingeleitet 
werden können. Die Eltern sollen auf der anderen Seite unterstützt werden, auf der Elternebene zu kooperieren, 
Verantwortung gemeinsam wahrzunehmen und den Kontakt zum anderen Elternteil nicht nur zu erlauben, 
sondern ihn zu fördern.

Die Formulierung von Zielperspektiven, sowie Fragen des Settings sind von der Ausprägung der 
Konflikteskalation abhängig. Ebenso hängen angemessene Interventionen und die Handhabung der begleitenden 
Strategien und Maßnahmen von der Höhe des Konflikts ab. Konkret bedeutet dies in vielen Fällen die 
Notwendigkeit, flexibel zwischen kontrollierenden und unterstützenden Interventionen zu wechseln. 

Im Helfersystem sind gute Kooperationsstrukturen besonders wichtig. Der Vertrauensschutz gegenüber den 
Klienten muss für eine gelingende Kooperation transparent relativiert werden.

Fallunabhängige Leistung im § 17 SGB VIII

•	 Prävention
Ziel präventiver aufklärender Leistungen sollte die Deeskalation und Konfliktlösung des Trennungs- und 
Scheidungsprozesses mit dem Ziel der Kooperation sein. 
Des weiteren sollten in den verschiedenen Maßnahmen die Wahrnehmung der besonderen Bindungs- 
und Beziehungsbedürfnisse und Reaktionen der Kinder im Vordergrund stehen. Den Eltern wird eine 
gemeinschaftliche Haltung der Professionen vermittelt, die den Kontakt zwischen dem Kind und den getrennt 
lebenden Elternteilen zum Ziel hat.

•	 Methoden
o	Organisation von themenzentrierten Elternabenden in Form von Fachgesprächen vor Ort in Kita, Schule, 

Vereinen im Zusammenhang mit Trennung und Scheidung
o	 Elternseminare/Paartrainings zur Vermittlung von Prinzipien für lösungs- und ressourcenorientierte 

Krisenbewältigung
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o	Medienauftritte (Funk/Presse) mit der Aufklärung über Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten bei 

Trennung/Scheidung und um Informationen zu typischen Problemfeldern breitenwirksam zur Verfügung zu 
stellen

•	 Vernetzung und Kooperation

Fallübergreifende Vernetzung/Kooperation dient der Synchronisation zwischen Beratungsarbeit und der 
Arbeit anderer Institutionen unter dem Grundsatz einer gemeinsamen Elternverantwortung und dem Wohl 
des Kindes. Sie bezieht sich auf das Zusammenwirken der Berufsgruppen im Rahmen des Trennungs- 
und Scheidungsprozesses in Form eines interprofessionellen Arbeitsbündnisses. Dies betrifft mehrere 
Berufsgruppen, die sowohl dem Kinder- und Jugendhilfe- bzw. dem Familienverfahrensrechtssystem 
angehören. Dies sind: Richter/-innen, Rechtsanwälte, Mitarbeiter/-innen des ASD, Berater/-innen aus den 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen, Verfahrensbeistände und psychologische Sachverständige.
Ziele des fallübergreifenden Zusammenwirkens

o	 Entwicklung eines gemeinsamen Fach- und Fallverständnisses zur Klärung von Erwartungen, Zielen und 
Verantwortlichkeiten in Handlungsaufträgen und Arbeitsweisen innerhalb der zwei Rechtssysteme

o	 Entwicklung einer Konfliktkultur innerhalb des Kooperationsnetzwerkes

o	 Klärung organisatorischer Fragen und Schaffung verlässlicher und transparenter Rahmenbedingungen im 
Netzwerk

o	 Erarbeitung eines gemeinsamen Faltblatt mit Adressen örtlich zuständiger Dienste

o	 Gemeinsame Reflexion und Evaluation von Arbeitsprozessen und Fallverläufen

o	 Verbreitung von fachlichen Standards und Begrifflichkeiten in der Fachöffentlichkeit

o	 Austausch erfolgreicher Beratungsmethoden und –techniken

o	 Konzeptionierung und Durchführung von interdisziplinären Fachkonferenzen

Methoden/Themen des Arbeitskreises 

o	 Diskussionsrunden zum Rollenverständnis bzw. Standards in den verschiedenen Berufsgruppen u. a.:
o	 Aufklärung über gesetzliche Regelungen/Verfahrensweisen der beteiligten Professionen
o	 Abstimmung der unterschiedlichen Herangehensweisen im juristischen und beraterischen Kontext und 

deren gegenseitige Respektierung
o	 Erarbeitung von Leitlinien für die Arbeit mit Eltern und deren Kindern unter Einbeziehung von bundesweiten 

Erfahrungen (z. B. Cochemer Modell) 

o	 Erarbeitung von Regeln für die fallbezogene Zusammenarbeit (z. B. Informationsaustausch unter 
Einhaltung der gültigen Datenschutzregelungen) 

o	 Reflexion zu spezifischen Themen z. B.:
o	zum Umgang mit hochkonflikthaften Eltern
o	 die spezielle Situation von Kindern unter Beachtung des Kindeswohls

Die Vernetzung aller Akteure wird in Form eines lokalen Arbeitskreises im Rahmen des „Netzwerkes Familie in 
Trennung“ durchgeführt. Diese bleiben im Rahmen kontinuierlicher Treffen partnerschaftlich im Gespräch. Dessen 
Ausgestaltung (Moderation, Ergebnissicherung) sollte in einer gleichrangigen, gleichberechtigten Verantwortung 
organisiert sein. Für diese Prozesse sollten entsprechende längerfristige Zeitkontingente zur Verfügung gestellt 
werden.
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1.2.4 Strukturqualität - sächliche und personelle Rahmenbedingungen

Kennzeichen Merkmal

Finanzierung der 
Beratungsleistung

Im Kontext des familiengerichtlichen Verfahrens angeordnete Beratung entspricht 
einer Sozialleistung nach § 17 und § 28 SGB VIII, damit ist die Finanzierung dieser 
Leistungen und eine erforderliche Ausstattung der Beratungsstellen, die diese 
Beratungen durchführen, eine Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe und von der 
Kommune sicherzustellen. 

Kompetenzen der 
Fachkräfte

Spezifisches Beratungsverständnis für die Beratung von getrennt lebenden 
Kindesmüttern bzw. -vätern.

Fachliche Kompetenzen in der Methodik der Beratung bei hochkonflikthaften Eltern.

Eine professionelle Haltung, die Empathie, Transparenz und Strukturiertheit im 
besonderen Maße verbindet.

Erfahrungen bei Modellen einer angemessenen Beteiligung von betroffenen Kindern 
in einer Trennungs- und Scheidungssituation

Kapazitäten des 
Beraters

Die Empfehlungen der bke, nach denen pro Berater täglich nur 1 - 2 Beratungen im 
Kontext der Hochkonflikthaftigkeit für sinnvoll und zumutbar erachtet werden, sollten 
weitgehend berücksichtigt werden.

1.2.5 Prozess- und Ergebnisqualität - inhaltliche Rahmenbedingungen
Kennzeichen Merkmal
Beratungsmethoden •	 Auswahl der Methoden richtet sich nach dem Einzelfall und orientiert sich an der 

konkreten Problemlage der Familie

•	 Beratung des Elternpaares bzw. eines Elternteils in verschiedenen Phasen von 
Partnerschaft, Trennung, Scheidung, Neuorientierung

•	 Kriseninterventionen für Familien bei einer Zuspitzung der Auseinandersetzungen 
im Trennungsprozess

•	 Methoden zur Senkung des Konfliktniveaus auf der Paarebene

•	 mediative, familientherapeutische bzw. systemische Ansätze

•	 Erziehungsberatung bei Ausübung des Umgangsrechts

•	 Modelle einer angemessenen Beteiligung des Kindes in Form von 
Einzelgesprächen mit spieltherapeutischen Ansatz

•	 Therapeutische Unterstützung für Kinder in Gruppen 

•	 Zusammenarbeit/Kooperation mit den Institutionen im Zusammenhang mit der 
Trennung und Scheidung

•	 Eltern mit Migrationshintergrund benötigen ergänzend spezifische Unterstützung 
durch den Einsatz von Dolmetschern sowie Sprach- und Integrationsmittlern
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Zugang Eine förmliche Feststellung des Hilfebedarfs durch das AfJFB ist für diese Leistung 

nicht erforderlich. Die Eltern nehmen die Leistung direkt in Anspruch. 

Die Beratungsstelle entscheidet fachlich eigenständig über die Erbringung der 
Leistung und prüft, ob die Beratung für die Familie eine notwendige und geeignete 
Hilfe (§ 27 Abs. 1 SGB VIII) darstellt.

Der Zugang von Klienten im § 17 SGB VIII erfolgt wie unter 1.1.5 beschrieben.
Beratungsvertrag/ 
Vereinbarung

Die Beratungsvereinbarung als wichtige Rahmenbedingung sollte u. a. beinhalten:

•	 Einwilligungserklärung der Eltern zum Beratungsprozess

•	 Festlegungen zur Anzahl der Gespräche

•	 Festlegungen zur Beendigung, Unterbrechung bzw. Abbruchkriterien der Beratung 

•	 Form der Einbeziehung bzw. Arbeit mit den betroffenen Kindern

•	 Informationsweitergabe an Familiengericht: 

1.	 über Inanspruchnahme der Beratung 

2.	 Fortdauer der Beratung über anberaumten Gerichtstermin

3.	 Vereinbarungsergebnis der Eltern
Clearingphase Die Analyse des spezifischen Beratungsbedarfs, der Motivation und Ressourcen der 

Familien und die Klärung des Auftrages für einen Beratungsprozess (Clearingphase) 
kann bis zu drei Sitzungen umfassen und im Elternteil- bzw. Elternsetting stattfinden.

Diese Phase dient dazu, die angemessenen Rahmenbedingungen (Setting) bzw. 
methodischen Vorgehensweisen für die Beratung anhand einer Einschätzung des 
vorliegenden Konfliktverlaufs bzw. -potentials zu erarbeiten. Darüber hinaus wird die 
Zielperspektive von den Eltern formuliert.

Einbezug der 
Verfahrensbeteiligten

Trotz der gesetzlich geforderten und fachlich gebotenen Berücksichtigung des Kindes 
sollten alle Verfahrensbeteiligten (ASD, Verfahrensbeistände, Sachverständige) den 
Einbezug des Kindes in ihrem Auftrag untereinander abstimmen.

Datenschutz Die Beratungen nach dem § 17 SGB VIII haben den Charakter einer Sozialleistung 
und unterliegen dem Vertrauensschutz § 65 des SGB VIII.

Personenbezogene Daten dürfen nur dann an das Familiengericht weitergegeben 
werden, wenn der Betroffene in die Weitergabe einwilligt oder eine gesetzliche 
Befugnis nach § 65 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII vorliegt (Gefährdung des Kindeswohls).

Charakteristik  
Hochkonflikthaftigkeit  
bei Eltern

Ein Leitprinzip in der Trennungs-/Scheidungsberatung ist die Unterscheidung 
zwischen Paar- und Elternebene. 

Die Kommunikation der Eltern zeichnet sich durch eine hohe emotionale Beteiligung 
und Feindseligkeit aus. 
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Typische Merkmale für diese Eltern sind:

•	 geringe Offenheit für neue Erfahrungen

•	 Fokus auf Argumentation gerichtet, weniger auf Veränderung

•	 eingeschränkte Emotionsregulation

•	 Erleben reduzierter Selbstwirksamkeit in der Elternbeziehung

•	 Selbstreflexion eingeschränkt, Denkstrukturen unflexibel

•	 Wahrnehmungsverzerrungen.

Diese Familien haben ein hohes Risiko für einen hocheskalierten 
Scheidungsprozessverlauf.

Charakteristik  
Hochstrittigkeit  
bei Eltern

Bezeichnend für diese Scheidungsverläufe ist eine wiederholte Gerichtspräsenz. Die 
Eltern lösen selbst kleinere Konflikte mit Hilfe des Gerichts.

Mehrere Versuche, die Konflikte mit außergerichtlichen Interventionen 
(Vermittlungsberatung oder Mediation) zu beenden, sind gescheitert.

Ein hohes Konfliktniveau bleibt über Jahre konstant, und ein extremes Streitverhalten 
der Eltern lässt die Bedürfnisse der Kinder aus dem Blickfeld geraten.

Schwere Anschuldigungen über Verhalten bzw. Erziehungspraktiken des anderen 
Elternteils.

Co-Beratung In der Arbeit mit Hochkonflikteltern kann sich Co-Beratung, am besten im 
gemischtgeschlechtlichen Team, als notwendig erweisen, um eine konstruktive 
Diskussion auf sachlicher Ebene durchzuführen. 

Hochkonflikthafte Eltern sind tendenziell nicht in der Lage eine Kommunikation 
aufrechtzuerhalten, die den Bedürfnissen eines Kindes dient.

Die Berater können in diesem Setting die Bedeutung einer streitfreien, sachlichen 
Kommunikation im Bewusstsein der Eltern hervorheben.

Einbezug der Kinder Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII sind Kinder und Jugendliche an allen sie 
betreffenden Entscheidungen zu beteiligen.

Die Art und Weise der Beteiligung richtet sich nach:

•	 deren Entwicklungsstand, 

•	 entwicklungspsychologischen Gesichtspunkten,

•	 der aktuellen Belastungssituation,

•	 der inneren Konfliktlage beim Kind,

•	 dem eigenständigen Willen bzw. Bereitschaft der zu beteiligenden Kinder und 
Jugendlichen.

In der Regel werden Einzelgespräche geführt. Diese werden danach mit den Eltern 
besprochen. Kindern sollen auch begleitende Unterstützungsangebote wie z. B. 
Gruppen zur Verfügung gestellt werden.
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Supervision Das Angebot begleitender Supervision ist von Seiten des Trägers für diese 

anspruchsvolle Beratungsarbeit zu gewährleisten. 

Insbesondere bezogen auf die Arbeit mit hochkonflikthaften Familien ist eine 
regelmäßige Supervision zum Schutz und zur Erhaltung einer empathischen 
Arbeitsfähigkeit gerechtfertigt.

Leistungserfassung/ 
Statistik

Trennungs- und Scheidungsberatung (§ 17 SGB VIII) gehört originär zur 
Unterstützungsleistung der Erziehungsberatung (§ 28 SGB VIII).

Es kommt zu einer Verknüpfung und Überschneidung der Beratungsleistungen bzw. 
–aufgaben. 

Spezifische Aufgabenstellungen des § 17 SGB VIII sollen gesondert erfasst und 
betrachtet werden.

1.3 Erziehungs- und Familienberatung in Verbindung mit Beratung bei 
der Ausübung der Personensorge (§ 18 Abs. 1 SGB VIII) und des 
Umgangsrechts (§ 18 Abs. 3 SGB VIII)

1.3.1 Ziel- und Ergebnisbeschreibung
Wenn Eltern sich trennen oder scheiden lassen, verändern sich oft die Beziehungsstrukturen/Art der Kontakte 
zwischen dem Kind/Jugendlichen und demjenigen Elternteil, bei dem es/er nicht lebt. Kinder haben einen 
Rechtsanspruch auf den Umgang mit dem getrenntlebenden Elternteil. Dabei ist das Umgangsrecht ehelicher 
und nichtehelicher Kinder gleichgestellt. Ebenso sind beide Eltern zum Umgang mit ihren Kindern verpflichtet 
und berechtigt. Kinder haben außerdem ein Recht auf Umgang mit anderen im Entwicklungsverlauf relevanten 
Personen (z. B. Geschwistern, Großeltern, Stief- und Pflegeeltern).

Erziehungs- und Familienberatungsstellen unterstützen Kinder und Eltern bei der Ausübung dieses 
Umgangsrechtes.

Mütter und Väter, die allein für ein Kind/ihre Kinder oder Jugendliche sorgen, können eine Beratung um des 
Kindeswillen zur Stärkung ihrer eigenen erzieherischen Kompetenz aufsuchen. In diesen Fällen erfolgt eine 
Unterstützung bei der Ausübung der Personensorge. Wesentlicher Teil der Personensorge ist neben der Aufsicht 
und der Aufenthaltsbestimmung die Erziehung des Kindes bzw. Jugendlichen. Damit verknüpft sich die Beratung 
bei der Ausübung der Personensorge nach § 18 Abs. 1 SGB VIII mit Erziehungsberatung nach § 28 SGB VIII. Die 
Inanspruchnahme dieser Form von Beratung durch Mütter und Väter ist nicht an die Zustimmung des anderen – 
getrennt lebenden – gebunden, da sie einen eigenen Rechtsanspruch umsetzen. 

Ein Elternteil, bei dem das Kind/der Jugendliche nicht dauerhaft lebt, kann eine Erziehungs- und 
Familienberatungsstelle auf der Grundlage von § 18 Abs. 3 Satz 3 SGB VIII aufsuchen. Auch dieser Elternteil hat 
einen eigenen Rechtsanspruch auf Unterstützung bei der Personensorge, wenn sein Verhältnis zum Kind den 
Beratungskontakt ausmacht. Sobald allerdings eine individuelle Beratungsleistung für das Kind/den Jugendlichen 
in Anspruch genommen werden soll, braucht es das Einverständnis desjenigen Elternteiles, bei dem das Kind 
lebt. 

Die Ausübung des Umgangsrechtes braucht unter bestimmten Bedingungen, i. B. bei problematischen 
Umgangskonstellationen, gesonderte Schutzmaßnahmen. Der Begleitete Umgang als Unterstützung und Hilfe 
bei der Herstellung von Umgangskontakten und bei der Ausführung gerichtlich festgelegter oder außergerichtlich 
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vereinbarter Umgangsregelungen ist eine solche Schutzmaßnahme. Somit ist der Begleitete Umgang als 
mögliche Hilfe und Unterstützung konzipiert, damit den Kindern nach einer Trennung oder Scheidung der Eltern 
bzw. einer Trennung von den Eltern oder anderen Bezugspersonen der Kontakt zu den Eltern oder anderen 
Bezugspersonen erhalten bleibt bzw. wieder ermöglicht wird.

Es ist grundsätzlich wichtig, dass Kinder in diesen Fällen auch weiterhin mit beiden Eltern aber auch mit anderen 
wichtigen Bezugspersonen (z. B. Geschwistern, Großeltern, ehemaligen Pflegeeltern) Kontakt haben können. 
Begleiteter Umgang soll dem Wohl des Kindes dienen. Es sollen vor allem Bedingungen geschaffen werden, die 
dem Kind positive Erfahrungen und Interaktionen mit dem Umgangsberechtigten ermöglichen.

Begleiteter Umgang ist als eine rechtlich kodifizierte und zeitlich befristete Leistung der Jugendhilfe zu verstehen. 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen sind in der Lage, vor dem Hintergrund des SGB VIII bei der Ausübung 
des Umgangsrechtes Unterstützung zu geben. Das Angebot der Erziehungs- und Familienberatungsstellen 
bezieht sich dabei im Wesentlichen auf Beratung und Unterstützung der Eltern und Kinder mit dem Ziel einer 
eigenverantwortlichen Gestaltung des Umganges.

Der Elternberatung und Durchführung des Begleiteten Umgangs liegen insbesondere folgende Leitgedanken 
zugrunde:

•	 Erhalt, Aufbau oder Wiederaufbau der emotionalen und sozialen Eltern-Kind-Beziehungen 

•	 Schutz der Kinder, bei Verdachtsmomenten oder Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung

•	 Förderung des Kindeswohls, insbesondere der Identitätsentwicklung des Kindes

•	 Sensibilisierung der Eltern oder anderer Bezugspersonen für die Belange des Kindes und Stärkung der 
Erziehungskompetenzen

•	 Stärkung des Kindes, eigene Bedürfnisse und eigenes Befinden gegenüber Eltern und anderen Beteiligten 
deutlich zu machen

•	 Überwindung der „Sprachlosigkeit“ der Beteiligten hin zu einer Kultur des konstruktiven Dialogs und der 
kindbezogenen Kooperation

•	 Entwicklung einer einvernehmlichen Vereinbarung zwischen den Beteiligten, um elterliche Verantwortung 
so weit wie möglich gemeinsam oder parallel auszuüben, so dass Umgang im Allgemeinen wieder ohne 
Begleitung durchgeführt werden kann.

1.3.2 Rechtsgrundlagen
Erziehungsberatung kann als integrierte Leistung auch auf der Grundlage von § 18 SGB VIII erfolgen.

Begleiteter Umgang, d. h. die Anwesenheit eines mitwirkungsbereiten Dritten, wurde zur Durch- und Umsetzung 
der erweiterten Umgangsrechte der Kinder eingeführt.

Zu den gesetzlichen Grundlagen gehören vor allem:

•	 § 18 Abs. 1, 3 SGB VIII Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der Personensorge und des 
Umgangsrechts

•	 § 1626 Abs. 3 BGB elterliche Sorge, Leitlinien

•	 § 1684 BGB Umgang des Kindes mit seinen Eltern

•	 § 1685 BGB Umgang der Großeltern, Geschwister, Stief- und Pflegeeltern

•	 § 50 Abs. 2 SGB VIII Mitwirkung im Verfahren vor dem Familiengericht. 
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1.3.3 Leistungs- und Methodenbeschreibung
Begleiteter Umgang kann stattfinden

•	 als freiwillig in Anspruch genommene Jugendhilfeleistung auf Wunsch der Eltern oder eines Elternteils 

•	 aufgrund der Vermittlung durch den Allgemeinen Sozialdienst oder anderer Verfahrensbeteiligter, die in der 
Maßnahme die geeignete und notwendige Hilfe für die Beteiligten sehen

•	 durch eine familiengerichtliche Empfehlung oder einen gerichtlichen Beschluss.

Um der Verschiedenheit der einzelnen Fallkonstellationen gerecht zu werden, ist es notwendig verschiedene 
Formen des Begleiteten Umgangs zu differenzieren. Die Formen unterscheiden sich in erster Linie durch 
unterschiedliche Betreuungs- und Kontrollintensität. Übergänge zwischen den Interventionsformen sind möglich 
und im Einzelfall auch angezeigt. Die nachfolgende Kurzbeschreibung beginnt mit der schwächsten und endet mit 
der intensivsten Form.

Unterstützter Umgang/Umgangsanbahnung

•	 Diese Form ist geeignet für Fallkonstellationen, in denen Kontakte zwischen Kind und Umgangssuchenden 
lange unterbrochen waren.

•	 Gestaltung des Erstkontaktes bzw. Wiederherstellung der Eltern-Kind-Beziehung, in denen keine 
unmittelbaren Risiken für das Kind ersichtlich sind

•	 Schrittweises Vorgehen unter sorgsamer Beachtung kindlicher Belastungssituationen und Vorbereitung von 
Bewältigungsstrategien

•	 Ziel besteht vorrangig in der Optimierung der Beziehungsgestaltung zwischen Kind und Elternteil

•	 Begleitung durch gemeinsame oder getrennte Elterngespräche, in denen eventuelle Veränderungen der 
Umgangsmodalitäten und/oder die schrittweise Verselbstständigung des Umgangs verhandelt und vereinbart 
werden

Begleiteter Umgang im engeren Sinne (i. e. S.)

•	 Diese Form ist geeignet für Fallkonstellationen, in denen eine mangelnde elterliche Kompetenz, ein ho
hes Konfliktniveau, ein niedriges Ausmaß an familiärer Gewalt zwischen den Eltern oder eine psychische 
Erkrankung des Umgangssuchenden vorliegt.

Kennzeichnend für diese Form sind:

•	 ein hohes Ausmaß an Betreuungs- und Kontrollintensität

•	 notwendige Begleitung durch gemeinsame und/oder getrennte Elternberatung sowie die Kontaktaufnahme 
zum Kind durch den Betreuer vor den Umgangskontakten,

•	 schriftliche Vereinbarung zwischen Maßnahmeträger und Eltern über Umgangsmodalitäten, flankierende 
Elterngespräche und Abschlussvereinbarungen zur Verselbstständigung des Umgangs sowie über mögliche 
zusätzliche durchzuführende Maßnahmen.

Beaufsichtigter Umgang

•	 Diese Form ist notwendig für Fallkonstellationen, in denen eine vorhandene oder mögliche Kindes
wohlgefährdung in Verbindung mit einer Beeinflussungsgefahr des Kindes vorliegt.

•	 Der „Beaufsichtigte Umgang“ erfordert ständige und unmittelbare Präsenz und Kontrolle durch den 
Umgangsbetreuer.
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•	 Primäres Ziel der Beaufsichtigung besteht im Schutz des Kindes.

•	 Durchführung des Umgangs nur durch Fachkräfte aufgrund des hohen Konfliktpotentials der beteiligten 
Personen und möglichen Gefahren erneuter Traumatisierung des Kindes.

•	 Eine flankierende Beratung der Eltern ist dringend erforderlich, gegebenenfalls auch eine Inanspruchnahme 
spezifischer therapeutischer Unterstützung bezogen auf den Grund des Umgangs (z. B. eine Tätertherapie 
bei Vorliegen häuslicher Gewalt).

•	 Schriftliche Vereinbarungen zu Umgangsmodalitäten, begleitenden Elterngesprächen i. e. S. therapeutischen 
Interventionen und Möglichkeiten der Verselbstständigung des Umgangs, sofern keine Kindeswohlgefährdung 
droht.

1.3.4 Strukturqualität - sächliche und personelle Rahmenbedingungen 

Kennzeichen Merkmal

Arbeitsweise •	 Zugang kann aufgrund familiengerichtlicher Anweisung oder auf Antrag eines 
Elternteils oder eines Vormundes mit oder ohne Vermittlung durch den ASD oder 
eines Rechtsanwaltes erfolgen. Die fachliche und organisatorische Prüfung liegt 
bei den Beratungsstellen.

•	 Orientierung an den Bedürfnissen und Wünschen der Kinder (alters- und 
entwicklungsangemessen) und Bezugspersonen im Rahmen der personellen und 
zeitlichen Kapazität der Beratungsstelle.

•	 Kostenfreiheit für Begleitung und Beratung

•	 Kostenbeteiligung an Maßnahmen, die durch eigentliche Umgangsbegleitung 
entstehen, werden in den Vereinbarungen zwischen Maßnahmeträger und Eltern 
geregelt.

•	 Ambulante Umgangsbetreuung ist möglich, sofern nicht fallspezifische 
Gesichtspunkte dem widersprechen (z. B. andere kindgemäße Orte in der Nähe 
der Beratungsstelle)

•	 zeitlich flexible Angebote der Eltern-Kind-Kontakte auch außerhalb der 
Öffnungszeiten

•	 Flankierende Elterngespräche sind Bedingung, in Abhängigkeit vom Einzelfall 
gemeinsam, parallel, einzeln.

•	 Es sind eine individuelle Vorbereitung des Kindes und bei Bedarf eine 
therapeutische Begleitung notwendig. Die Haltung des Kindes zum Umgang 
muss je nach Alter, Entwicklungsstand und abhängig vom Grund des Umgangs 
geprüft und in die Vereinbarungen mit einbezogen werden.

•	 Insbesondere wenn Kinder selbst körperliche oder sexuelle Gewalt erlitten oder 
häusliche Gewalt auf der Erwachsenenebene miterlebt haben, ist sorgfältig zu 
prüfen, ob und unter welchen Bedingungen überhaupt selbst ein Begleiteter 
Umgang angezeigt ist (Gefahr von Retraumatisierung).
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•	 Abschluss einer gemeinsamen Vereinbarung zwischen den Eltern und 

dem Leistungserbringer über Dauer und Ziel der Umgangsbetreuung, über 
Umgangsmodalitäten und über flankierende Elterngespräche.

•	 Bei Beendigung der Maßnahme ist eine Elternvereinbarung über Regelung zur 
Durchführung der künftig unbegleiteten Umgangskontakte abzuschließen. Es 
ergeht ein Ergebnisbericht an den Auftraggeber und informativ an die Eltern, 
auch bei Abbruch der Maßnahme.

•	 Es besteht die Möglichkeit einer Nachbetreuung bei andauernden Konflikten 
zwischen den Eltern.

Personelle Ausstattung Für die Durchführung des Umgangskontaktes gelten folgende Standards:

•	 Eine personelle Trennung zwischen Umgangsbegleitung und Elterngesprächen 
ist anzustreben.

•	 Aufgrund der in Einzelfällen zu erwartenden Hochstrittigkeit der Eltern bei den 
Formen „Begleiteter Umgang i. e. S.“ und „Beaufsichtigter Umgang“ sollten die 
Möglichkeiten des Co-Beratungsmodells geprüft werden. 

•	 Für alle beteiligten Fachkräfte muss eine regelmäßige Supervision gewährleistet 
sein.

•	 Personelle Kontinuität in der Umgangsbegleitung und der Begleitung der Eltern 
sollte gewährleistet sein.

•	 In fachlich begründeten Fällen und zur Sicherheit der Fachkräfte und Klienten ist 
die Anwesenheit von zwei Fachkräften notwendig.

•	 In Abhängigkeit von den jeweiligen Anforderungen des Begleiteten Umgangs ist 
die erforderliche Qualifikation des Umgangsbegleiters abzuleiten.

•	 Bei einem hohen Maß an erforderlicher Fachlichkeit, d. h. bei Begleitetem 
Umgang i. e. S. und bei beaufsichtigtem Umgang sind als geeignete Fachkräfte 
anzusehen:

-	 Diplompsychologen/Bachelor, Master

-	 Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten

-	 Diplomsozialpädagogen/Bachelor, Master und Diplompädagogen mit 
entsprechender Zusatzqualifikation

•	 Unterstützung durch andere fachlich geeignete Teammitglieder, die nicht zu 
den o. g. Fachkräften zählen, können bei unterstützendem Umgang in enger 
Zusammenarbeit mit der fallführenden Fachkraft die Umgangsbegleitung 
übernehmen.

•	 Zur klaren Festlegung der Verantwortlichkeiten sind schriftliche Regelungen für 
die Dienst- und Fachaufsicht erforderlich.

•	 Zur Etablierung und regelmäßigen Auswertung eines Qualitätssicherungssystems 
sind schriftliche Falldokumentationen bindend.
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Fallbezogene 
Tätigkeitsmerkmale

•	 Aus Erfahrungswerten ergibt sich ein ungefährer Anteil von 40 % für die 
eigentliche Umgangsbegleitung, ein 40 %iger Anteil für die flankierende 
Beratungsarbeit und ein Anteil von 20 % für weitere Aufgaben (Absprachen 
mit dem Familiengericht, dem ASD, Amtsvormündern, Arbeitsorganisation, 
Fallbesprechungen). Diese Zahlen können abhängig von der Eskalationsstufe 
variieren.

•	 Die Maßnahme des Begleiteten Umgangs ist zeitlich begrenzt. In der Regel sind 
zehn Umgangskontakte ausreichend.

Kooperation mit dem 
Familiengericht und 
dem ASD

•	 Der Leistungserbringer arbeitet im Rahmen eines Fallauftrages eigenständig und 
unabhängig vom Familiengericht und ASD bzw. Amtsvormündern.

•	 Die Fachkräfte haben die Verantwortung, im Prozess des Begleiteten Umgangs 
die Geeignetheit der Maßnahme kontinuierlich zu prüfen.

Berichterstattung über Verlauf und Wirkung des Begleiteten Umgangs gegenüber 
dem Gericht ist entsprechend der gemeinsamen Vereinbarung zwischen 
Leistungserbringer und Eltern grundsätzlich nur mit Einwilligung und Kenntnis der 
Sorgeberechtigten zulässig, sofern keine Kindeswohlgefährdung vorliegt.

•	 Begleit- und Beratungspersonen geben selbst keine gutachterliche 
Empfehlungen ab.

•	 Während des Begleiteten Umgangs wird eine Aussetzung des gerichtlichen 
Verfahrens angestrebt, um zusätzliche Konfliktpotentiale zu vermeiden.

•	 Bei einem Zugangsweg über den ASD muss nicht unbedingt ein juristisches 
Verfahren anhängig sein.

Informationsübermittlungen werden in transparenter Form für die Betroffenen 
gestaltet.

Die Entscheidung über die Prozessgestaltung des Begleiteten Umgangs trifft der 
Leistungserbringer.

Räumliche Ausstattung •	 Es stehen mindestens ein Raum für die Umgangsbegleitung und ein Raum für 
Beratungsgespräche zur Verfügung sowie getrennte Wartebereiche für die Eltern.

•	 Die Räume müssen so angeordnet sein, dass eine Umgangsbegleitung unter 
den Bedingungen von Sicht- und/oder Hörweite möglich ist. 

•	 Für die Sicherheit der Mitarbeiter ist die Möglichkeit, sich telefonisch Hilfe zu 
holen notwendig.

•	 Eine kindgemäße Ausstattung des Raumes, mit Angeboten für verschiedene 
Altersgruppen, ist Bedingung für die Umgangsbegleitung.

Begleiteter Umgang ist in Abhängigkeit von der Fallkonstellation grundsätzlich auch 
außerhalb der Räume möglich.
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1.3.5 Prozess- und Ergebnisqualität - inhaltliche Rahmenbedingungen

Kennzeichen Merkmal

Qualitätssicherung/ 
-entwicklung

Die Charakterisierung der Merkmale ist bereits unter 1.1.6, S. 18 bis 21 
beschrieben

Leistungserfassung/ 
Statistik

Die Charakterisierung der Merkmale ist bereits unter 1.1.6, S. 18 bis 21 
beschrieben

Vertraulichkeit und  
den Datenschutz

Die Charakterisierung der Merkmale ist bereits unter 1.1.6, S. 18 bis 21 
beschrieben

allgemeiner Leitfaden  
zur Organisation/ 
Durchführung 

vgl. Punkt 1.3.3 Leistungs- und Methodenbeschreibung

phasentypischer  
Verlauf

Beinhaltet folgende Schwerpunkte:

•	 Zugangsweg durch außergerichtliche Vereinbarung oder auf 
Empfehlung/Anordnung des Familiengerichtes oder Empfehlung des 
ASD

•	 Vorgespräche mit Kind, Eltern, ggf. verfahrensbeteiligten Institutionen

•	 Abschließen einer Vereinbarung zwischen Eltern und 
Leistungserbringern; Klärung möglicher Berichterstattung an den ASD 
und/oder Familiengericht - Voraussetzung: Schweigepflichtentbindung 
durch die Sorgeberechtigten

•	 Durchführung der konkreten Umgangskontakte

•	 Durchführung von Elternberatungen und möglichen therapeutischen 
Interventionen

•	 Gestaltung einer Abschlussvereinbarung ggf. Nachbetreuung.
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1.4 Erziehungs- und Familienberatung und der Auftrag des Kinderschutzes 

(§ 8 a SGB VIII)

1.4.1 Ziel- und Ergebnisbeschreibung
Der Schutz von Kindern und Jugendlichen bei Gefahren für ihr Wohl ist seit 2005 im § 8 a SGB VIII detailliert 
geregelt. Der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung besteht dabei als gemeinsame Aufgabe für öffentliche und 
freie Träger der Jugendhilfe. 

Der öffentliche Träger der Jugendhilfe schließt mit den freien Trägern, so auch mit den Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen, Vereinbarungen ab, die die Wahrnehmung und Ausgestaltung des Schutzauftrages 
durch die Einrichtung regeln. Die sich aus dem Gesetz ergebenden Begrifflichkeiten, Verfahrensschritte, 
Funktionen und Kooperationserfordernisse werden nachfolgend inhaltlich, methodisch und strukturell 
beschrieben. Es wird aufgezeigt, wie die Erziehungsberatungsstellen dem gesetzlichen Auftrag entsprechen 
können. Erziehungs- und Familienberatungsstellen sind dabei Bestandteil einer professionellen Früherkennung. 
Als niedrigschwelliges Beratungsangebot sollen Erziehungs- und Familienberatungsstellen helfen, riskante 
Lebenssituationen bei Kindern und Familien frühzeitiger wahrzunehmen, zu beurteilen und zum Schutz vor diesen 
entsprechend zu handeln.

1.4.2 Rechtsgrundlagen
Im Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (KICK) ist der Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe  
in § 8 a SGB VIII präzise formuliert worden. Die Absätze 1, 3 und 4 von § 8 a SGB VIII legen die Aufgaben dar, 
die der öffentliche Träger der Jugendhilfe zu erfüllen hat. Die in Absatz 2 geforderte Vereinbarung mit Trägern 
der freien Jugendhilfe regelt die Wahrnehmung des Schutzauftrages durch die Fachkräfte in Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen.

Weitere Rechtsgrundlage ist das am 01.01.2012 in Kraft getretene Bundeskinderschutz-Gesetz (BkiSchG).
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1.4.3 Strukturqualität – sächliche und personelle Rahmenbedingungen

Kennzeichen Merkmal

Arbeitsweise Die Beratungsstelle verfügt über einen allen Mitarbeitern/-innen bekannten 
Handlungsalgorithmus zum Umgang mit Verdachtsmomenten bei 
Kindeswohlgefährdung.

Einschätzung des 
Gefährdungsrisikos

In den Prozess der Einschätzung des Gefährdungsrisikos werden die Kinder/
Jugendlichen und die Sorgeberechtigten konsequent einbezogen.

Bei Bekanntwerden „gewichtiger Anhaltspunkte“ für die Gefährdung des Kindeswohls 
stellt die beratungsführende Fachkraft den Fall entsprechend den Grundsätzen 
fachlichen Handelns in der institutionellen Beratung im multidisziplinären Team zur 
Abschätzung des Gefährdungsrisikos vor.

Verantwortung Die Fallverantwortung für das Kind oder den Jugendlichen verbleibt auch nach 
der Abschätzung des Gefährdungsrisikos im multidisziplinären Team bei der 
beratungsführenden Fachkraft.

Grenzen der Beratung Ist eine Gefährdung des Kindeswohls in einer Beratung bekannt geworden, wird 
diese durch die Fachkraft nur solange fortgeführt, wie durch die Beratungsleistung 
die Gefährdung mit Aussicht auf Erfolg abgewendet werden kann.

Motivationsarbeit  
mit der/dem/den 
Personensorge- 
berechtigte/n

Wenn eine Beratung nicht mehr ausreicht, um die Gefährdung des Kindeswohls 
abzuwenden bzw. der Ratsuchende Beratung ablehnt, wird die fallführende Fachkraft 
bei der/den Personensorgeberechtigten motivierend darauf hinwirken, dass diese/r 
bereit ist/sind, eine andere, besser geeignete Hilfe in Anspruch zu nehmen.

Fachdienstliche 
Aufgaben

Beteiligung an der 
Gefährdungsein
schätzung in anderen 
Einrichtungen

Die Erziehungs- und Familienberatungsstelle kann für die Gefährdungseinschätzung 
(Fachberatung) an anderen Einrichtungen (z. B. Kitas, Jugendzentren) eine insoweit 
erfahrene Fachkraft zur Verfügung stellen. Für weiterreichende Fachberatung für 
andere Institutionen nach dem am 01.01.2012 in Kraft getretenen BKiSchG bedarf es 
noch zu entwickelnder Konzepte und Vereinbarungen mit der Kommune.

Personelle 
Rahmenbedingungen

Qualifikation Die Leistung wird durch ein multidisziplinäres Team erbracht. Die Einschätzung 
der Gefährdung des Kindeswohls bei einem Kind oder Jugendlichen wird im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte abgesichert.

Die zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos insoweit erfahrene Fachkraft (nach 
§ 8 a Abs. 4 Satz 2 SGB VIII ) sollte über folgende Qualifikation verfügen:

Dipl.-Sozialpädagoge/-in, -arbeiter/-in, Dipl.-Psychologe/-in, Pädagoge/-in, 
Sozialwissenschaftler/-in oder vergleichbare Bachelor- und Masterstudienfächer.
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Durch die Multiprofessionalität in der Erziehungs- und Familienberatungsstelle ist 
sichergestellt, dass unterschiedliche methodische Ansätze entsprechend § 28 Satz 2 
SGB VIII zur Anwendung kommen.

Die Aufgaben können von einer Fachkraft der Erziehungs- und 
Familienberatungsstelle übernommen werden, wenn sie folgende Voraussetzungen 
erfüllt (bke Heft 1/12, S. 7):

•	 mindestens dreijährige Berufserfahrung in der Erziehungsberatung und eine auf 
dieses Arbeitsfeld bezogene Zusatzqualifikation

•	 praktische Erfahrungen mit Gefährdungseinschätzungen und eine Fortbildung 
zu kinderschutzrelevanten Themen (z. B. körperliche/seelische Misshandlung 
einschließlich häuslicher Gewalt und hochstrittiger Eltern, sexuelle Gewalt, 
Vernachlässigung) 

•	 Kenntnisse und Erfahrungen in der familialen Dynamik konflikthafter 
Beziehungen

•	 Kenntnisse der rechtlichen Grundlagen des Kinderschutzes

•	 Kenntnis der Verfahren zu § 8 a SGB VIII in der zu beratenden Einrichtung, beim 
Amt für Jugend, Familie und Bildung und beim Familiengericht

•	 Erfahrung in Praxisberatung und/oder Supervision 

•	 persönliche Eignung (Belastbarkeit, professionelle Distanz, Urteilsfähigkeit).

Die Prüfung der persönlichen Eignung der Fachkräfte erfolgt im Sinne von § 72 a 
SGB VIII.

Arbeitsorganisation

Einbeziehen/
Information des AfJFB/
ASD

Gelangt die Fachkraft nach der Gefährdungseinschätzung im multidisziplinären 
Team zu der Einschätzung, dass die Beratung nach § 28 SGB VIII nicht oder 
nicht mehr ausreicht, um das Wohl des Kindes oder Jugendlichen zu schützen, 
wird die Fachkraft den ASD mit Wissen der Familie über die Gefährdung der/des 
Minderjährigen informieren.

Kooperation mit dem 
ASD

Die Beratungsstellen erhalten eine Rückmeldung über das Ergebnis der Prüfung 
des Kindeswohls. Sofern die Beratungsleistung weiter in Anspruch genommen wird, 
werden die Beratungsstellen in die weitere Hilfeplanung mit einbezogen

Mitwirkung an der 
Hilfeplanung im 
Jugendamt

Die Erziehungs- und Familienberatungsstelle wirkt an der Hilfeplanung des 
Jugendamtes bei Fällen von vermuteter Kindeswohlgefährdung mit.
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1.4.4 Prozess- und Ergebnisqualität – inhaltliche Rahmenbedingungen

Kennzeichen Merkmal

Qualitätssicherung

Interne Evaluation Die Fachkräfte der Beratungsstellen führen jährlich eine interne Evaluation zu den 
Beratungen in Zusammenhang mit Kindeswohlgefährdungen durch.

Wirksamkeitsdialog Auf der Basis der internen Evaluation wird jährlich mit dem AfJFB, im Rahmen der 
Fach-AG und der Trägergespräche ein Wirksamkeitsdialog über die Beratungen im 
Zusammenhang mit Kindeswohlgefährdungen geführt.

Supervision Für jede Fachkraft, die eine Beratung führt, bei der eine Gefährdung des 
Kindeswohls bekannt wird, sollte durch den Träger eine auf diesen Fall bezogene 
Intervision und/oder Supervision angeboten werden.

Dokumentation Über Beratungen, die im Zusammenhang mit Kindeswohlgefährdungen durchgeführt 
werden, wird von der fallführenden Fachkraft eine Dokumentation angelegt. In der 
Dokumentation über die Gefährdungssituation sollte enthalten sein (bke Heft 2/2012, 
S. 21):
•	 Ort und Datum der Gefährdungseinschätzung 
•	 beteiligte Fachkräfte
•	 insoweit erfahrene Fachkraft
•	 zu beurteilende Situation
•	 Ergebnis der Beurteilung
•	 von der fallführenden Fachkraft getroffene Entscheidung zur weiteren Gestaltung 

der Hilfe
•	 ggf. Datum und Ergebnis der Information der Personensorgeberechtigten über 

die Notwendigkeit weiterführender Hilfen
•	 ggf. Entscheidung über die Information an den ASD
•	 Definition der Verantwortlichkeit für die nächsten Schritte zur Überprüfung.

Vertraulichkeit und 
Datenschutz

Besonderer 
Vertrauensschutz 
und Schutz des 
Privatgeheimnisses

Die Fachkräfte der Erziehungs- und Familienberatungsstelle gewährleisten für 
die Ratsuchenden auch im Kontext der Kindeswohlgefährdung grundsätzlich 
den besonderen Vertrauensschutz (§ 65 SGB VIII) und den Schutz des Privatge
heimnisses (§ 203 Abs. 1 Nr. 4 StGB).

Weitergabe von Daten Kann im Einzelfall die Abschätzung des Gefährdungsrisikos nicht in anonymisierter 
Weise erfolgen, werden die erforderlichen personenbezogenen Daten von der 
fallzuständigen Fachkraft entsprechend § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII auch dann an 
die anderen mit der Risikoeinschätzung befassten Fachkräfte weitergegeben, wenn 
diese Daten von den Ratsuchenden anvertraut worden sind.

Information 
Ratsuchender

Die Personensorgeberechtigten werden in einem persönlichen Gespräch über die 
Pflicht zur Information des ASD gemäß § 8 a SGB VIII aufgeklärt.
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2. Inanspruchnahmeentwicklung – Tendenzen und Schwerpunkte
Seit 2007 dokumentiert die Kinder- und Jugendhilfestatistik bundesweit einheitlich die Inanspruchnahme 
der Hilfen zur Erziehung demzufolge auch der Erziehungs- und Familienberatung nach einem einheitlichen 
Erhebungsbogen.

Teil 2 des Fachplans beschreibt die im Zeitraum von 2007 bis 2011 durch Erziehungs- und Familienberatung 
unterstützten Leipziger Kinder, Jugendlichen und jungen Volljährigen an Hand der Merkmale der Bundesstatistik. 
In die Erfassung fließen alle erhobenen Daten der Beratungsstellen in freier Trägerschaft und der Beratungsstelle 
in kommunaler Trägerschaft ein5.

Die Erhebung der Bundesstatistik richtet sich allerdings nur auf Hilfen zur Erziehung, hier also Leistungen 
nach § 28 SGB VIII. Die in den Beratungsstellen darüber hinaus erbrachten präventiven Leistungen und 
Vernetzungsaktivitäten sind hier nicht erfasst (siehe unter 1.1.4, Seite 11 ff).

Da in Erziehungs- und Familienberatungsstellen aber auch Leistungen auf anderen Rechtsgrundlagen (siehe 
unter 1.2, ab Seite 22, 1.3, ab Seite 29 und 1.4, ab Seite 36) erbracht werden, beziehen die nachfolgenden 
Abbildungen auch die Leistungen nach §§ 8a, 17 (1 und 2) und 18 SGB VIII ein.

Die Darstellungen sind in drei wesentliche Aspekte gegliedert. Im ersten Teil wird die Inanspruchnahme 
der Beratungsleistungen seit der Umsetzung des zweiten Fachplans 2007 charakterisiert. Hierzu gehören 
die Fallzahlentwicklung und die Anzahl der geleisteten Beratungskontakte auch unter Berücksichtigung der 
verschiedenen Leistungsparagraphen. Im zweiten Teil werden die persönlichen Merkmale der Ratsuchenden 
dargestellt (Alter, Geschlecht, Situation in der Herkunftsfamilie, möglicher Migrationshintergrund, Stadtbezirk/
Einzugsgebiet). Teil drei präsentiert die Beratungsprozesse selbst. Hier stehen die aktuell Beratung anregende/-n 
Institution/en oder Person/en, die Beratungsanlässe, das methodische Vorgehen und die Beratungsintensität im 
Fokus der Betrachtungen.

2.1 Inanspruchnahme von Beratungsleistungen seit 2007
Die Anzahl der betreuten Fälle hat sich von 2007 bis 2011 um 55,6 Prozent erhöht. Die Ende 2009 neu 
geschaffene Beratungsstelle geht erst 2010 in die statistische Erfassung ein. Durch die neu geschaffene 
Beratungsstelle konnten 2010 516 Fälle mehr betreut werden. Auch die Steigerung um fast 6 Prozent von 2010 
zu 2011 dokumentiert die hohen Bedarfe. Seit 2007 arbeiten die Fachkräfte der Beratungsstellen im Rahmen 
der Fach-AG an der Qualifizierung der Datenerfassung. So gelingt es zunehmend die Datenerfassung zu 
vereinheitlichen.
Tabelle 1: Entwicklung der Beratungshilfen im Jahresvergleich 2007 bis 2011

2007 2008 2009 2010 2011

Neuanmeldungen 2.543            2.935         2.818         3.587         3.683   

Übernahmen aus dem Vorjahr 771         917         1.026      1.280      1.475      

Gesamt 3.314      3.852      3.844      4.867      5.158      

davon beendet 2.390      2.791      2.807      3.392      3.679      
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

5	 2007 bis 2009 waren es neun Beratungsstellen in freier Trägerschaft und ab 2010 zehn Beratungsstellen
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Abbildung 1: Entwicklung der Beratungshilfen im Jahresvergleich 2007 bis 2011
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Die Beratungskapazitäten haben in Leipzig ihre Grenzen längst erreicht. Den steigenden Bedarfen konnte nur 
entsprochen werden, weil präventive Angebote (z. B. Gruppen, Elternabende) weniger vorgehalten wurden.

Im Jahr 2011 wurden 3.683 Kinder und Jugendliche neu in den Beratungsstellen vorgestellt. Im gesamten 
Betrachtungszeitraum ergibt sich damit bei den Neuanmeldungen ein Zuwachs um 44,8 Prozent (plus 1.140). 
Neben den Neuanmeldungen zählen zur Gesamtzahl der betreuten Fälle noch die Übernahmen aus den 
Vorjahren (vgl. Abbildung 1). So wurden 2007 von 100 unter 18jährigen Kindern und Jugendlichen 5,3 in einer 
Erziehungs- und Familienberatungsstelle vorgestellt und 2011 waren es bereits 7,4 Kinder und Jugendliche6.

Neben der steigenden Anzahl der jährlichen Neuanmeldungen wurden im Betrachtungszeitraum auch mehr Fälle 
in die Folgejahre übernommen. 2007 betrug der prozentuale Anteil von Übernahmen vom Gesamtfallaufkommen 
23 Prozent und 2011 bereits 29 Prozent. Von den insgesamt betreuten Fällen von 2007 bis 2011 konnten jedes 
Jahr durchschnittlich 70 Prozent beendet werden.

Beratungskontakte
Tabelle 2: Anzahl der Beratungskontakte und Kontaktdurchschnitt pro Hilfeempfänger im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete 
Hilfen)

2007 2008 2009 2010 2011

beendete Hilfen 2.390      2.791            2.807         3.392         3.679   

Anzahl der Kontakte 30.862     28.405         30.021       35.331       42.197   

Ø Kontaktanzahl/Hilfe         12,9           10,2           10,7           10,4           11,5   
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

6	 Quelle: Stadt Leipzig, Ordnungsamt, Einwohnerregister



2

Inanspruchnahmeentwicklung

44

	
Abbildung 2: Anzahl der geleisteten Beratungskontakte im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)
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Die Intensität der erbrachten Leistungen für die Ratsuchenden wird durch die Zahl der im Berichtsjahr erfolgten 
Beratungskontakte erfasst. In die Darstellungen fließen nur die Kontakte bezogen auf beendete Hilfen ein. 
Als Beratungskontakte werden dabei nur die direkten Gespräche mit dem jungen Menschen bzw. der/dem/
den Personensorgeberechtigten selbst erfasst ohne Vor- und Nachbereitungszeit, wofür i. d. R. 20 Minuten 
eingeräumt werden.

Die zunehmende Komplexität der Fälle erfordert von den Fachkräften das intensivere Einbeziehen des Umfeldes 
der Ratsuchenden, z. B. Kindertagesstätten, Schule, andere Einrichtungen von Hilfen zur Erziehung oder 
Rechtsanwälte. Diese Kontakte sind ebenfalls erfasst.

Im Regelfall dauert ein Beratungskontakt 60 Minuten. Für die Erfassung ist aber eine Dauer von mindestens 30 
Minuten erforderlich. Bei Familiensitzungen oder Gruppensitzungen, die länger als 60 Minuten dauern, werden 
zwei Kontakte gezählt.

Die Anzahl der in Anspruch genommenen Kontakte durch die Ratsuchenden hat sich bei den beendeten Hilfen 
von 2007 bis 2011 um 36 Prozent (plus 11.335) erhöht. Von 2010 zu 2011 betrug die Steigerung 19 Prozent (plus 
6.866). Veränderungen gab es auch bei der durchschnittlichen Kontaktzahl pro Hilfe. 2007 waren fast 13 Kontakte 
bis zur Beendigung der Hilfe erforderlich. 2008 betrug die durchschnittliche Kontaktzahl 10 Kontakte und 2011 
waren durchschnittlich wieder 11,5 Kontakte notwendig (vgl. Tabelle 2). Allerdings lassen die Durchschnittswerte 
aufgrund großer Variationsbreiten keine Rückschlüsse auf gesicherte inhaltliche Zusammenhänge zu. Die Werte 
weisen allerdings auf den enormen Umfang geleisteter Beratungskontakte hin.
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Leistungsparagraphen
Tabelle 3: Anzahl der Hilfen nach Leistungsparagraphen im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)

2007 2008 2009 2010 2011

§ 8a SGB VIII 78         99         83         82         120       

§ 17 (1) SGB VIII Partnerschaft präventiv 339       527       360       638       783       

§ 17 (2) SGB VIII gerichtsnahe Beratung 97         108       270       323       358       

§ 18 SGB VIII -            -            144       237       192       

§ 28 SGB VIII 1.876     2.057     1.950     2.112     2.226     

Gesamtangaben 2.390     2.791     2.807     3.392     3.679     
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

Abbildung 3: Anzahl der Hilfen nach Leistungsparagraphen im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)
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Bei der Analyse der erbrachten Leistungen auf den verschiedenen Rechtsgrundlagen nach § 28 oder als 
integrierte Leistung nach §§ 8 a, 17 und 18 SGB VIII wird eine deutliche Veränderung der Verteilung bei den 
Bedarfen in Erziehungs- und Familienberatungsstellen sichtbar.

2007 betrug der Anteil von klassischer Erziehungsberatung noch 78 Prozent und der in Fragen der Beratung bei 
Trennung und Scheidung (§ 17 Abs. 1 und 2 SGB VIII) 18 Prozent. Von 2007 bis 2011 nahmen die Nachfragen 
in Verbindung mit Partnerschaft, der Trennung und / oder Scheidung (§ 17 SGB VIII) um 162 Prozent zu. 2011 
betrug der Anteil von Beratung bei Erziehungsfragen bezogen auf alle geleisteten Hilfen nur 60 Prozent und der 
von Hilfen bei Fragen der Partnerschaft, sowie Trennung und/oder Scheidung bereits 31 Prozent (vgl. Tabelle 3). 

Die gravierendste Zunahme bestand bei Empfehlungen durch Familiengerichte (§ 17 Abs. 2 SGB VIII). Hier 
betrug die Erhöhung im gesamten Berichtszeitraum 269 Prozent (plus 261). Ziel dieser Beratungen sind vor 
allem die Erarbeitung einvernehmlicher Konzepte durch die Eltern zur Wahrnehmung ihrer elterlichen Sorge, die 
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ggf. auch in familiengerichtliche Verfahren eingebracht werden können (vgl. auch 1.2, Seite 22). Aber auch die 
Nachfrage nach präventiver Elternpaarberatung (§ 17 Abs. 1 SGB VIII) ist seit 2007 um 131 Prozent (plus 444) 
gestiegen (vgl. Abbildung 3).

Fasst man Beratungen bei der Ausübung der Personensorge und des Umgangsrechts (§ 18 Abs. 1 und 3 SGB 
VIII) und Beratungen im Leistungsbereich § 17 Abs. 1 und 2 SGB VIII zusammen, so zeigt sich, dass 2011 mehr 
als ein Drittel (36 Prozent) aller beendeten Hilfen, Unterstützungen für Familien mit Fragen zu Trennung und 
Scheidung waren. 2007 betrug dieser Anteil mit 18 Prozent noch weniger als ein Fünftel.

2.2 Charakteristik der Adressaten der Leistungen
Geschlecht und Alter 
Tabelle 4: Hilfeempfänger nach Alter im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)

Alter in Jahren 2007 2008 2009 2010 2011

unter 3 180         270         242         329         388         

3 bis unter 6 460         556         563         729         787         

6 bis unter 9 483         576         626         734         778         

9 bis unter 12 376         494         536         615         679         

12 bis unter 15 316         337         365         449         521         

15 bis unter 18 319         284         245         326         320         

18 bis unter 21 137         165         145         114         122         

21 bis unter 24 52           63           43           50           43           

24 bis unter 27 67           41           34           46           41           

über 27 -             5             8             -             -             

Gesamt 2.390      2.791      2.807      3.392      3.679      
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring



47

Inanspruchnahmeentwicklung

2

Abbildung 4: Hilfeempfänger nach Alter im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)
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Der Schwerpunkt der Arbeit in den Erziehungs- und Familienberatungsstellen lag in der Beratung von Eltern 
und anderen an der Erziehung beteiligten Personen mit Kindern und Jugendlichen im Alter von 3 bis 15 Jahren. 
2007 betrug dieser Anteil 68 Prozent und 2011 entfielen auf diese Altersgruppe drei Viertel der Beratungen (74 
Prozent). Dies entspricht auch der bundesweiten Inanspruchnahme von Erziehungsberatung7. 

Im gesamten Betrachtungszeitraum waren Kinder unter 6 Jahren zu ca. ein Drittel Anlass, Beratung in Anspruch 
zu nehmen. Diese Altersgruppen verzeichnen auch den größten Zuwachs von 2007 bis 2011. Bei Kindern unter 3 
Jahren beträgt die Steigerung 115 Prozent (plus 208). Im Alter von 3 bis unter 6 Jahren beträgt die Erhöhung 71 
Prozent (plus 327). Mit Eintritt in die Grundschule bzw. eine weiterführende Schule steigt die Inanspruchnahme 
von Beratung erneut an. In der Gruppe der 6 bis unter 9 jährigen beträgt die Steigerung von 2007 bis 2011 61 
Prozent (plus 295) und in der Gruppe der 9 bis unter 12 jährigen sind es 80 Prozent (plus 303). Damit nimmt die 
Altersgruppe der 6 bis unter 12 jährigen durchschnittlich 50 Prozent der Hilfeempfänger ein. Bei den 12 bis unter 
15 jährigen waren es zwischen 12 und 14 Prozent im gesamten Zeitraum. Die Erhöhung beträgt hier 64 Prozent 
(plus 205) (siehe Abbildung 4: Hilfeempfänger nach Alter im Jahresvergleich 2007 bis 2011).

In den Altersgruppen der 0 bis 15 jährigen in Leipzig lebenden Kinder und Jugendlichen gab es von 2007 bis 
2011 kontinuierliche Zuwächse. Die Anzahl der Jugendlichen in den Alterskohorten ab 15 Jahren nahm dagegen 
deutlich ab. Daher sind gleichbleibende Fallzahlen in diesen Altersgruppen eher als Zuwächse zu betrachten8.

7	 Quelle: bke, Informationen für Erziehungsberatungsstellen 3/11, S. 14-15
8	 Quelle: Jugendhilfereport 2011
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Abbildung 5: Hilfeempfänger nach Alter im Jahr 2011 (beendete Hilfen)

Eine Geschlechtsspezifik von Hilfeempfängern in Erziehungs- und Familienberatungsstellen lässt sich kaum 
erkennen. Über die Jahre hinweg ergeben sich im Gesamtaufkommen nahezu gleiche Anteile von Jungen und 
Mädchen. Nur bei den 3 bis unter 6jährigen sind es 14 Prozent mehr Jungen als Mädchen und bei den 6 bis unter 
9jährigen sogar 41 Prozent mehr Jungen als Mädchen. Im Gesamtzuwachs der Beratungsbedarfe von 2007 bis 
2011 ist die Steigerung bei vorgestellten Jungen mit 63 Prozent Steigerung (plus 750) höher als bei Mädchen mit 
45 Prozent Zuwachs (plus 539) (vgl. Abbildung 5).

Lebenssituation
Abbildung 6: Hilfeempfänger nach Situation in der Herkunftsfamilie im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)
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Maßgebend bei der Einschätzung der Situation in der Herkunftsfamilie ist der Beginn der Hilfe. Gesellschaftliche 
Veränderungen von Familien schlagen sich auch in der Inanspruchnahme von Erziehungsberatung nieder. 
Veränderungen von familialen Zusammenleben, Leben als alleinerziehender Elternteil, Trennung und Scheidung 
sowie Gründung einer neuen Familie bestimmen die Situation in der Herkunftsfamilie der Hilfeempfänger. 
Laut Fachplan von 2007 lebten über die Hälfte (52,5 Prozent9) der Kinder und Jugendlichen bei einem 
alleinerziehenden Elternteil oder einem Elternteil mit Stiefelternteil. Seitdem ist dieser Anteil auf zwei Drittel (66 
Prozent) angestiegen.

2007 wurden 925 Kinder und Jugendliche aus alleinerziehenden Familiensituationen in den Beratungsstellen 
vorgestellt. 2011 betrug die Zahl bereits 1.582. Dies bedeutet ein Plus von 657 Hilfeempfängern. Kinder und 
Jugendliche aus Familien mit Stiefelternkonstellationen waren es 2007 554 und 2011 bereits 854. Dies bedeutet 
ein Plus von 300 Hilfeempfängern.

Erziehungsberatung erbringt damit ihre Leistungen inzwischen mehrheitlich für junge Menschen, die im 
Kontext von getrennten Eltern aufwachsen. Diese Erfahrung liegt bundesweit in den Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen vor (vgl. bke, Informationen für Erziehungsberatungsstellen 3/11, Seite 15).

Nur ein Drittel der Kinder und Jugendlichen, für die eine Erziehungsberatungsstelle tätig geworden ist, lebte mit 
beiden Elternteilen zusammen.

Abbildung 7: Hilfeempfänger nach Migrationshintergrund im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)
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Zur Einschätzung der Lebenssituation des Hilfeempfängers wird in der Jugendhilfestatistik der mögliche 
Migrationshintergrund über zwei Kriterien erfasst; die ausländische Herkunft mindestens eines Elternteils und die 
in der Familie vorrangig gesprochene Sprache. Die Anzahl der Hilfeempfänger mit einem Migrationshintergrund 
betrug 2007 326 und 2011 593 bei den beendeten Hilfen. Damit betrug 2007 deren Anteil im Vergleich zu allen 
Hilfesuchenden 13,6 Prozent und 2011 16 Prozent.

Im Jahr 2010, als die neu geschaffene Beratungsstelle mit einem arabisch sprechenden Mitarbeiter, vollständig 
etabliert war, betrug der Anteil sogar 20 Prozent. Der Anteil in der Stadt Leipzig von Kindern und Jugendlichen 
unter 18 Jahren mit Migrationshintergrund zu Kindern und Jugendlichen ohne Migrationshintergrund betrug 
9	 Quelle: Fachplan Erziehungs- und Familienberatungsstellen 2007, S. 35
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laut Sozialreport 2011 19 Prozent. Der Anteil derjenigen, in deren Familien vorrangig nicht deutsch gesprochen 
wird, lag im Betrachtungszeitraum bei durchschnittlich 6 Prozent. Mit ihren Anteilen nähern sich die Leipziger 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen dem Bundesdurchschnitt weiter an. Dieser betrug 2010 bei Familien 
mit Migrationshintergrund 21,4 Prozent und bei Familien in denen vorrangig nicht deutsch gesprochen wurde 8,2 
Prozent10. Bei der Betrachtung des gesamten Berichtszeitraumes von 2007 bis 2011 wurden 2011 49 Prozent 
mehr Hilfen beendet ohne Migrationshintergrund und bei Fällen mit Migrationshintergrund lag die Steigerung bei 
81 Prozent.

In allen Leipziger Erziehungs- und Familienberatungsstellen werden Familien mit Migrationshintergrund vorstellig. 
In fünf der elf Beratungsstellen ist Beratung auch mindestens in einer Fremdsprache möglich (z. B. Englisch, 
Spanisch, Portugiesisch, Russisch, Arabisch).

Einzugsgebiete

Abbildung 8: Hilfeempfänger nach Einzugsgebieten im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)
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Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring                                              

Bei der Betrachtung der Stadtbezirke aus denen die Ratsuchenden kommen ist auffällig, dass im Zeitraum von 
2007 bis 2011 die größten Zuwächse von Ratsuchenden in den Stadtbezirken West (plus 225), Ost (plus 219), 
Süd (plus 216) und Nord (plus 213) zu verzeichnen sind. In den Stadtbezirken Südwest beträgt der Zuwachs 159, 
in Südost 151, in Nordost 142 und in Altwest 131. Am wenigsten hat sich die Zahl der Hilfeempfänger in Nordwest 
verändert (plus 19) (vgl. Abbildung 8).

Die regionale Verteilung aller Hilfeempfänger fällt 2011 sehr unterschiedlich aus. Die meisten Beratungsfälle 
kommen 2011 aus den Stadtbezirken Süd (12,7 %), West (12,6 %), Ost (10,9 %) und Nord (10,1 %). Der Anteil 
Ratsuchender mit einem Wohnsitz außerhalb von Leipzig beträgt 2011 9,9 %.

10	 Quelle: bke, Informationen für Erziehungsberatungsstellen 3/11, S. 15
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Tabelle 5: Einwohner (Hauptwohnsitz) unter 18 Jahren nach Stadtbezirken im Jahr 2011

Mitte 54.034 6.460 12%

Nordost 42.217 4.851 11%

Ost 70.120 9.472 14%

Südost 53.160 7.325 14%

Süd 61.306 8.370 14%

Südwest 49.062 7.621 16%

West 58.655 5.711 12%

Alt-West 48.692 6.903 14%

Nordwest 28.579 3.641 13%

Nord 62.006 9.437 15%

Gesamt 517.831 69.791 13%
Quelle: Stadt Leipzig, Ordnungsamt, Einw ohnerregister

Stadtbezirk Gesamtanzahl Anzahl der unter 
18-Jährigen prozentualer Anteil

Bei prozentualer Betrachtung der unter 18jährigen in Bezug auf die Gesamteinwohner in den Stadtbezirken ist der 
Anteil dieser Altersgruppen in den Stadtbezirken Südwest mit 16 Prozent und Nord mit 15 Prozent am höchsten. 
14 Prozent nehmen Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren bezogen auf die Gesamteinwohnerzahl in Ost, 
Südost, Süd und Alt-West ein. Insgesamt ist der Anteil der unter 18jährigen relativ gleich verteilt (vgl. Tabelle 5).

Bei der Frage für wie viel Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren von 100 in den jeweiligen Stadtbezirken 2011 
eine Hilfe beendet wurde, führt der Stadtbezirk West mit 8,1 von dort lebenden unter 18jährigen gefolgt von 
Nordost mit 6,2 und Süd mit 5,6.
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2.3 Angaben zu den Beratungsprozessen
Hilfeanregende Person/Institution
Tabelle 6: Hilfeanregende Person/Institution im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)

2007 2008 2009 2010 2011

Sonstiges 72           77           88           91           93           

Gerichte, Staatsanwalt,Polizei 87           126         153         177         205         

Arzt, Klinik, Gesundheitsamt 96           123         178         160         168         

ehemalige Klienten/Bekannte 96           118         127         119         184         

Schule/Kita 129         127         157         225         229         

junger Mensch selbst 163         142         114         110         107         

Soziale Dienste/Institutionen 368         415         437         681         657         

Eltern/Personensorgeberechtigte 1.379      1.663      1.553      1.829      2.036      

Gesamt 2.390      2.791      2.807      3.392      3.679      
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

Bei der Beantwortung der Frage, auf wessen Initiative eine Erziehungs- und Familienberatungsstelle aufgesucht 
wird, zeigt sich, dass die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten nach wie vor eine tragende Rolle inne haben. 
Bei den im Jahr 2011 beendeten Fällen war dies mit 55,3 Prozent in über der Hälfte aller Beratungshilfen der Fall. 
Im gesamten Betrachtungszeitraum von 2007 bis 2011 ist der Anstieg der Hilfeanregung durch Soziale Dienste/
Institutionen (z. B. ASD) mit einem Plus von 289 auffällig. Damit ist dieser Zugang zur Beratungsstelle um 79 
Prozent gestiegen.

Deutlich höher mit 135 Prozent Erhöhung ist die Hilfeanregung durch Gerichte, Staatsanwaltschaft oder 
Polizei (plus 118). Hintergrund ist das 2009 in Kraft getretene Gesetz über Verfahren in Familiensachen und 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) (vgl. hierzu auch unter 1.2, Seite 22). Aber auch 
Empfehlungen durch Schule und Kindertagesstätten, Beratungsstellen aufzusuchen, haben deutlich zugenommen 
(77 Prozent, plus 100) (vgl. Tabelle 6).
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Gründe für die Hilfegewährung
Tabelle 7: Gründe der Hilfegewährung im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)

2010 2011

Unversorgtheit des jungen Menschen 31       6         8         6         6         

unzureichende Förderung/Betreuung/
Versorgung des jungen Menschen 80       41       42       37       82       

Gefährdung des Kindeswohls 128      123      105      102      143      

eingeschränkte Erziehungskompetenz 
der Eltern/Personensorgeberechtigten 282      331      304      464      570      

Belastungen des jungen Menschen 
durch Problemlagen der Eltern 172      217      229      290      354      

Belastungen des jungen Menschen durch 
familiäre Konflikte 1.066   1.297   1.391   1.689   1.818   

Auffälligkeiten im sozialen Verhalten 
des jungen Menschen 195      262      263      331      276      

Entwicklungsauffälligkeiten/seelische 
Probleme des jungen Menschen 222      284      238      253      208      

schulische/berufliche Probleme 
des jungen Menschen 214      229      227      219      222      

Übernahme von einem anderem 
Jugendamt wegen Zuständigkeitswechsels -          1         -          1         -          

Gesamt 2.390   2.791   2.807   3.392   3.679   
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

2007 2008 2009

Zu Beginn der Beratungsprozesse wird erfasst welche Gründe aus Sicht der Beratungsfachkraft für die Leistung 
Erziehungsberatung vorliegen. Dabei können für jede Beratung bis zu drei Gründe angegeben werden.

Bereits 2007 wurden für fast jeden zweiten Hilfeempfänger (44,6 Prozent) die Belastung durch familiäre Konflikte 
benannt. Dazu zählen z. B. Partnerkonflikte, Trennung und Scheidung, Umgangs- und Sorgerechtsstreitigkeiten, 
Eltern-/Stiefeltern-Kind-Konflikte und migrationsbedingte Konfliktlagen. Im Jahr 2011 stieg dieser Anteil auf 
51 % aller jungen Menschen. Dies entspricht auch der bundesweiten Statistik (vgl. bke Informationen für 
Erziehungsberatungsstellen 3/11, Seite 15).

Den größten prozentualen Zuwachs von 2007 bis 2011 (von 10 auf 15 Prozent) haben Hilfesuchende die 
wegen eingeschränkter Erziehungskompetenz der Eltern/Personensorgeberechtigten vorstellig wurden. Dazu 
zählen z. B. Erziehungsunsicherheit, pädagogische Überforderung und unangemessene Verwöhnung. Auch die 
Fälle mit Belastungen des jungen Menschen durch Problemlagen der Eltern, z. B. psychische Erkrankungen, 
Suchtverhalten, geistige oder seelische Behinderung, haben sich als Vorstellungsgrund von 2007 bis 2011 
verdoppelt (vgl. Tabelle 7).

Die Anzahl der Fälle, die im Zusammenhang mit einer Kindeswohlgefährdung standen stiegen von 2010 zu 
2011 um 41. Unter allen Gründen für die Hilfegewährung nimmt die Gefährdung des Kindeswohls im Jahr 2011 
4 Prozent ein. Hierzu zählen insbesondere die Vernachlässigung und körperliche, psychische oder/und sexuelle 
Gewalt in der Familie.
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Auch bei Hilfesuchenden mit Migrationshintergrund wurde fast jeder zweite Fall (41 Prozent) 2011 wegen 
Belastungen durch familiäre Konflikte vorstellig. An zweiter Stelle mit 18 Prozent stand im Jahr 2011 eine 
eingeschränkte Erziehungskompetenz und an dritter Stelle mit 11 Prozent Belastungen des jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund durch Problemlagen der Eltern (vgl. Abbildung 10).

Damit unterscheiden sich die Ratsuchenden mit und ohne Migrationshintergrund vor allem darin, dass deutsche 
Familien öfter wegen Belastungen durch familiäre Konflikte vorstellig werden. 

Familien mit Migrationshintergrund erhalten häufiger Unterstützung wegen eingeschränkter Erziehungskompetenz 
und unzureichender Förderung ihrer Kinder.

Abbildung 9: Hauptgrund der Beratung 2011 ohne Migrationshintergrund
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Abbildung 10: Hauptgrund der Beratung 2011 mit Migrationshintergrund
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Methodik
Tabelle 8: Vorrangige methodische Vorgehensweise im Jahresvergleich 2007 bis 2011 (beendete Hilfen)

2007 2008 2009 2010 2011

Beratung & Therapie 1.757      2.277      2.079      2.719      2.978      

Beratung per Telefon/Internet 45           42           62           51           51           

Diagnostik 52           90           78           55           47           

Gruppenarbeit 43           64           131         181         194         

Konfliktschlichtung/Mediation 91           146         139         166         161         

Beratung mit Co-Therapeut 135         98           170         140         150         

Fördermaßnahmen bei Lern- 
und Leistungsstörungen

22           21           17           16           12           

allgemeine Krisenintervention 47           43           125         53           85           

keine Angabe 198         10           6             11           1             

Gesamt: 2.390      2.791      2.807      3.392      3.679      
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

Erziehungsberatung wird als Leistung i. d. R. alljährlich methodisch als Beratung und therapeutische Intervention 
erbracht. Bei den im Jahr 2011 beendeten Hilfen betrug diese methodische Vorgehensweise 80,9 Prozent. 2007 
lag der Anteil bei 73,5 Prozent im Vergleich zu den anderen möglichen Methoden. Ein deutlicher Anstieg ist im 
Jahresvergleich auch bei der Gruppenarbeit (5,3 Prozent im Jahr 2011) und der Konfliktschlichtung/Mediation (4,4 
Prozent im Jahr 2011) festzustellen. Beratung mit Co-Therapeut/in betrug 2011 4,1 Prozent aller beendeten Fälle 
(vgl. Tabelle 8). 
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Im Rahmen der detaillierten Datenerfassung wurde ab 2010 eine Zweifachnennung für das methodische 
Vorgehen eingeführt. 
Tabelle 9: Methodische Vorgehensweise der Beratungsstellen 2011 (beendete Hilfen)

  vorrangige 
Methode % weitere 

Methode %

Beratung & Therapie 2.978          81,0            222             30,7            

Beratung per Telefon/Internet 51              1,4             18              2,5             

Diagnostik 47              1,3             88              12,2            

Gruppenarbeit 194             5,3             45              6,2             

Konfliktschlichtung/Mediation 161             4,4             94              13,0            

Beratung mit Co-Therapeut 150             4,1             217             30,0            

Fördermaßnahmen bei Lern-     
und Leistungsstörungen

12              0,3             7                1,0             

allgemeine Krisenintervention 85              2,3             33              4,6             

Gesamtangaben 3.678          100,0          724             100,0          

keine Angaben 1                -                 2.955          80,2            

Gesamtfälle 3.679          100,0          3.679          100,0          
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

Besonders in Fällen, wo eine weitere Methode im Verlauf des Beratungsprozesses zum Einsatz kam, nimmt 
Co-Beratung mit 30 Prozent aller Nennungen eine führende Rolle ein (vgl. Tabelle 9). Die Methode mit Co-
Beratung gewinnt in der Praxis von Erziehungs- und Familienberatung zunehmend an Bedeutung, da es einen 
zunehmenden Anteil von ratsuchenden Elternpaaren mit hohem Konfliktpotential gibt.

Als weitere Methode kam bei den beendeten Hilfen 2011 Diagnostik i. S. standardisierter diagnostischer Verfahren 
mit 15,2 Prozent zum Einsatz. In der Regel ist in Erziehungs- und Familienberatungsstellen eine Statusdiagnostik 
nicht notwendig. Die Fachkräfte führen Gespräche mit der Familie oder einzelnen Familienmitgliedern/Elternteilen 
und entwickeln Hypothesen über den Umgang miteinander oder über das Familiensystem als Ganzes. Die 
Diagnosen entfalten sich im Verlauf des Beratungsprozesses. Allerdings ergibt sich auch die Notwendigkeit 
vertiefende Diagnostik mit Hilfe standardisierter testdiagnostischer Instrumente/Verfahren einzusetzen. Vor 
allem kommen hier Verfahren zur Erfassung der intellektuellen Leistungsfähigkeit, der Konzentrationsfähigkeit, 
körperlicher und geistiger Entwicklung des Kindes, von Persönlichkeitsmerkmalen, zu bestimmten Störungen des 
Erlebens und Verhaltens zum Einsatz.

Zunehmend gewinnt Diagnostik an Bedeutung, wenn die fachliche Kompetenz von Erziehungs- 
und Familienberatung von anderen Aufgabenfeldern der Kinder- und Jugendhilfe gefordert ist: in 
Gefährdungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII, im Rahmen von Hilfeplanungen für andere erzieherische 
Hilfen nach § 36 SGB VIII oder auch bei der Einschätzung eines Bedarfs an Eingliederungshilfe bei seelischer 
Behinderung nach § 35 a SGB VIII (vgl. Fachdienstliche Aufgaben der Erziehungsberatung, Informationen für 
Erziehungsberatungsstellen 1/2009, Seite 3 – 6, bke).
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Betreuungsintensität/Dauer der Beratung
Tabelle 10: Gründe der Hilfegewährung in Bezug zur Betreuungsintensität bei den beendeten Hilfen 2011

Unversorgtheit des jungen Menschen 6                  53                8,8               

unzureichende Förderung/Betreuung/
Versorgung des jungen Menschen 82                572              7,0               

Gefährdung des Kindeswohls 143              2.366            16,5             

eingeschränkte Erziehungskompetenz 
der Eltern/Personensorgeberechtigten 570              5.935            10,4             

Belastungen des jungen Menschen 
durch Problemlagen der Eltern 354              6.350            17,9             

Belastungen des jungen Menschen durch 
familiäre Konflikte 1.818            19.210          10,6             

Auffälligkeiten im sozialen Verhalten 
des jungen Menschen 276              2.805            10,2             

Entwicklungsauffälligkeiten/seelische 
Probleme des jungen Menschen 208              2.554            12,3             

schulische/berufliche Probleme 
des jungen Menschen 222              2.353            10,6             

Gesamt 3.679            42.198          11,5             
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

Ø KontakteBeratungs-
kontakte

Hauptgrund
Beratung

Für die Erziehungsberatung wird die Intensität der Leistung durch die Zahl der im Berichtsjahr erfolgten 
Beratungskontakte erfasst. 2011 waren für die Beendigung einer Hilfe durchschnittlich 11,5 Kontakte erforderlich. 
Im Folgenden interessiert die Frage: wie viel Kontakte brauchte ein Fall bis zu seiner Beendigung in Abhängigkeit 
von den Gründen für die Hilfegewährung?

Wie in obiger Tabelle ersichtlich waren in Fällen, wo Belastungen des jungen Menschen durch Problemlagen 
der Eltern (z. B. psychische Erkrankung, Suchtverhalten) der Grund für Erziehungsberatung war mit 
durchschnittlich fast 18 Kontakten die höchste Betreuungsintensität nötig. Bei Fällen mit einer Gefährdung 
des Kindeswohls, waren i. d. R. 2011 16,5 Kontakte bis zur Beendigung der Beratung nötig. Aber auch bei 
Entwicklungsauffälligkeiten/seelischen Problemen des jungen Menschen (z. B. Entwicklungsrückstände, Ängste), 
waren mit 12,3 Kontakten mehr Kontakte bis zur Beendigung notwendig als im Durchschnitt.
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Tabelle 11: Dauer der Beratungen nach Alter im Jahr 2011 (beendete Hilfen)

bis 1 Jahr über 1 Jahr über 2 Jahre über 3 Jahre Gesamt

unter 3 294 90 4 0 388

3 bis unter 6 553 205 25 4 787

6 bis unter 9 537 208 27 6 778

9 bis unter 12 429 211 30 9 679

12 bis unter 15 313 169 28 11 521

15 bis unter 18 210 92 14 4 320

18 bis unter 21 74 41 4 3 122

21 bis unter 24 32 7 1 3 43

24 bis unter 27 24 16 1 0 41

Gesamt 2.466 1.039 134 40 3.679

Dauer der Beratungen
Alter in Jahren

Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

Die meisten Beratungen (2.455; 67 Prozent) wurden innerhalb eines Jahres beendet. 28 Prozent aller Fälle 
dauerten über ein Jahr. Über zwei Jahre nahmen 3,6 Prozent der Fälle in Anspruch und 1,1 Prozent über drei 
Jahre (vgl. Tabelle 11). Mit zunehmendem Alter der Kinder wird mehr Zeit für die Beratungsprozesse benötigt.
Abbildung 11: Dauer der Beratungen nach Alter im Jahr 2011 (beendete Hilfen)
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Abbildung 12: Anzahl der Kontakte pro Hilfe (beendete Hilfen im aktuellen Jahr)

0

200

400

600

800

1.000

2007 2008 2009 2010 2011

An
za

hl
 K

on
ta

kt
e/

H
ilf

e

Jahr
1-2 bis 5 bis 10 bis 20 über 20

Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring                                              

Knapp ein Viertel aller Fälle wird nach ein bis zwei Kontakten beendet. Bis fünf Kontakte benötigt fast ein Drittel 
aller Fälle bis zur Beendigung. Circa ein Fünftel aller Beratungsprozesse dauert bis zehn Beratungskontakte. Die 
Fälle mit bis 20 oder mehr Kontakten nehmen zwischen 12 und 17 Prozent ein. Fälle mit über zehn Kontakten 
nahmen von 2007 bis 2011 am deutlichsten zu.

Tabelle 12: Gründe für die Beendigung der Hilfe in den Jahren 2010 und 2011 (beendete Hilfen)

Anzahl in % Anzahl in %

Beendigung gemäß 
Hilfeplan/Beratungsziel

2.379 70,1 2.591 70,4

Beendigung abweichend vom 
Hilfeplan/Beratungsziel

613 18,1 656 17,8

Adoptionspflege/Adoption 0 0,0 0 0,0

Abgabe an anderes Jugendamt 
wegen Zuständigkeitswechsel

6 0,2 6 0,2

Sonstige Gründe 391 11,5 423 11,5

keine Angabe 3 0,1 3 0,1

Gesamt 3.392 99,9 3.679 100,0
Quellen: SG Jugendhilfeplanung & Monitoring

2010 2011
Grund für Beratungsende

Der Grund der Beendigung der Hilfe wird in den Beratungsstellen hauptsächlich über die Merkmalsausprägungen 
„Beendigung gemäß Beratungsziel“ und „sonstige Gründe“ erfasst. 
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Von 3679 im Jahr 2011 beendeten Fällen wurden 2591 gemäß den Beratungszielen beendet. Das sind etwas 
weniger als drei Viertel aller Beratungen (70,4 Prozent). Abweichend von den Beratungszielen, z. B. durch 
fehlende Mitwirkung der Sorgeberechtigten oder Minderjährigen, wurden 656 Beratungen beendet. Das entspricht 
17,8 Prozent.



61

Angebotsübersicht/Angebotsbeschreibungen

3

Angebotsübersicht3 Angebotsbeschreibungen



Angebotsübersicht/Angebotsbeschreibungen

62

3

	
3. Angebotsübersicht/Angebotsbeschreibungen
In diesem Teil wird ein Überblick über die Angebote von Erziehungs- und Familienberatungsstellen in der Stadt 
Leipzig gegeben.
Damit sollen möglichst genaue Auskünfte und vergleichbare Angaben zu allen Beratungsstellen freier 
und öffentlicher Träger gemacht werden. Diese basieren auf Angaben der Träger zur Aktualisierung des 
Leistungskataloges Beratungsangebote, die im Juni 2012 vorgenommen wurde.
Zu Beginn wird eine Übersicht der Angebote auf der Stadtkarte gegeben. Mit ihrer Hilfe ist eine schnelle 
ortsteilbezogene Zuordnung der Beratungsstellen möglich. Alle Erziehungs- und Familienberatungsstellen 
arbeiten grundlegend stadtteilübergreifend, um das Wunsch- und Wahlrecht der Ratsuchenden zu ermöglichen. 
Um Erziehungsberatung auch bürgernah anzubieten und für eine bessere Steuerung der Fälle insgesamt wird 
den Ratsuchenden die Beratungsstelle in ihrem Stadtbezirk angeboten.
Die Profildarstellung basiert auf folgenden Schwerpunkten:
•	 Zielgruppen

•	 Methodik

•	 Problemschwerpunkte

•	 Öffnungszeiten

•	 personelle Ausstattung

•	 Kooperationspartner

•	 sonstige/besondere Angebote

•	 Perspektiven.



63

Angebotsübersicht/Angebotsbeschreibungen

3

3.1 Angebotsübersicht (Stand 2012)
Karte 1: Erziehungs- und Familienberatungsstellen
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Übersicht der Erziehungs- und Familienberatungsstellen

Nr. Beratungsstelle Träger Ortsteil

1 Evangelische Lebensberatungsstelle

Ritterstr. 5, 04109 Leipzig

Diakonisches Werk

Innere Mission

Zentrum

2 Erziehungs- und Familienberatungsstelle

Riemannstr. 32, 04107 Leipzig

Caktus e. V. Zentrum-Süd

3 Ehe-, Familien- und Lebensberatung

Löhrstr. 14, 04105 Leipzig

Bistum Dresden-
Meißen

Zentrum-Nord

4 Kinderschutz-Zentrum Leipzig

Brandvorwerkstr. 80, 04275 Leipzig

Wabe e. V. Süd

Südvorstadt

5 Erziehungs- und Familienberatungsstelle „Das Dach“

Sommerfelder Str. 37, 04299 Leipzig

Fink e. V. Südost

Stötteritz

6 Beratungsstelle Schirmerstraße

Schirmerstr. 3, 04318 Leipzig

Institut für Familien-
therapie und Syste-
mische Beratung e. V.

Ost

Anger-Crottendorf

7 Familien- und Erziehungsberatungsstelle

Außenstelle Engelsdorf

Althener Str. 16, 04319 Leipzig

Wegweiser e. V. Ost

Engelsdorf

8 Erziehungs- und Familienberatungsstelle

„Das Dach“

Außenstelle Kieler Str. 65, 04357 Leipzig

Fink e. V. Nordost

Mockau

9 Erziehungs- und Familienberatungsstelle

Breitenfelder Str. 2, 04155 Leipzig

Plan L gGmbH Nord

Gohlis-Süd

10 Kinder- , Jugend- und Familienberatungsstelle 
AURYN (u. a. Beratung von Angehörigen psychisch 
Kranker) 
Lützner Str. 75, 04177 Leipzig

Wege e. V. Alt-West

Lindenau

11 Erziehungs- und Familienberatungsstelle

Rietschelstr. 2, 04177 Leipzig

Stadt Leipzig

Amt für Jugend, 
Familie und Bildung

Alt-West 

Alt-Lindenau

12 Beratungsstelle für Kinder, Jugendliche und Familien

Liliensteinstr. 1, 04207 Leipzig

Caritasverband 

Leipzig e. V.

West

Lausen-Grünau
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3.2 Angebotsbeschreibungen
Diakonisches Werk, Innere Mission Leipzig e. V.,                            
Evangelische Lebensberatungsstelle

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Kinder, Jugendliche und junge Volljährige, Männer und Frauen, junge Erwachsene, 
Mütter, Väter und andere an der Erziehung beteiligte Personen, Paare, Fachkräfte 
aus erzieherischen sowie pädagogischen und seelsorgerischen Bereichen

Methodik •	 psychologische und psychosoziale Diagnostik

•	 soziale und psychologische Beratung

•	 therapeutische Interventionen

•	 systemische Familienberatung

•	 Krisenintervention

•	 Vermittlungsberatung bei Trennung und Scheidung zu Sorge- und 
Umgangsberatung

•	 Co-therapeutische Beratung

Problemschwerpunkte •	 Erziehungsfragen und Erziehungsprobleme

•	 Beziehungs- und Partnerprobleme

•	 Trennung und Scheidung

•	 Kommunikations- und Kontaktprobleme

•	 akute Krisensituationen

•	 Trauerbegleitung

•	 Schul- und Leistungsprobleme

•	 psychosomatische Störungen im Kindesalter

•	 Entwicklungs- und Verhaltensauffälligkeiten

•	 Identitäts- und Selbstwertprobleme

Öffnungszeiten Mo, Die, Do 09:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 bis 18:00 Uhr; Mi 14:00 bis 18:00 Uhr; 
Frei 09:00 bis 12:00 Uhr, sowie nach Vereinbarung 08:00 bis 20:00 Uhr

Personelle Ausstattung 0,800 VZÄ Dipl.-Psychologinnen, 2,200 VZÄ Dipl.-Soz.-Päd., u. ä. (alle Fachkräfte 
haben verschiedene Zusatzqualifikationen), 

0,800 VZÄ Teamassistentin 

Kooperationspartner AfJFB/ASD, soziale, medizinische und therapeutische Einrichtungen, ambulante 
Angebote innerhalb des eigenen Trägers, Beratungsstellen anderer öffentlicher 
Träger, Kitas/Schulen, Rechtsanwälte/Gericht
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sonstige/besondere 
Angebote

•	 Selbsthilfegruppen/Trauergruppen für Eltern, die ein Kind verloren haben

•	 präventive Angebote und Vernetzungsaktivitäten

•	 Kindergruppe für Kinder aus Trennungs-/und Scheidungsfamilien

•	 Elternabende in Kindergärten zu Erziehungsthemen

•	 Workshop für Erzieherinnen von Kitas zum Thema „Sexualerziehung in 
Kindergärten“

•	 Kommunikationstraining für Paare

•	 Kunsttherapie (Einzel- und Gruppenangebote)

•	 Begleiteter Umgang

Perspektiven •	 weitere Kooperation und Vernetzung mit anderen sozialen, therapeutischen 
und medizinischen Einrichtungen

•	 Weiterarbeit und –entwicklung in den bereits vorhandenen Netzwerken für 
Trennung und Scheidung

•	 Einbeziehung der Kinderperspektive in die Vermittlungsberatung

•	 Ausbau eines kunsttherapeutischen Angebotes

•	 Entwicklung weiterer spezifischer Angebote für Trauernde
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Caktus e. V.,                                                                                                  
Erziehungs- und Familienberatungsstelle 

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe unabhängig von Religion/Staatsbürgerschaft/Nationalität:

•	 Kinder, Jugendliche und junge Volljährige, Eltern und andere an der 
Erziehung beteiligte Personen – insbesondere mit Migrationshintergrund

•	 Fachkräfte aus Jugendhilfe, Schulen, psychosozialen Diensten 

Methodik •	 psychologische, sozialpädagogische Beratung, Psychotherapie 

•	 psychologische und interkulturelle Diagnostik, Musiktherapie (Beratung/
Psychotherapie im Einzel-, Paar- und Familiensetting)

•	 Begleiteter Umgang

•	 Krisenintervention

•	 einzelfallspezifische Zusammenarbeit mit Schulen und Kitas 

•	 Mitarbeit bei Hilfeplänen durch Zusammenarbeit mit dem ASD 

•	 Erstellung von internen Hilfeplänen

Arbeitssetting:

•	 Einzelarbeit mit Kindern und Jugendlichen

•	 Eltern- und Angehörigenarbeit

•	 Elternpaar- und Familientherapie

•	 Co-Beratung/Therapie

•	 Beratung mit Dolmetscher

•	 Beratung in Deutsch, Englisch und Spanisch durch Fachkraft

•	 Gruppenangebote für Kinder (z. B. Jungengruppe)

•	 Erwachsenengruppe (Elterngruppe bei Trennung und Scheidung)

Problemschwerpunkte •	 Erziehungsfragen und Erziehungsschwierigkeiten

•	 emotionale Probleme des Kindes oder Jugendlichen

•	 körperliche Auffälligkeiten, psychosomatische Störungen

•	 Entwicklungsstörungen bzw. -verzögerungen, -besonderheiten

•	 Auffälligkeiten im Sozialverhalten

•	 Trennung und Scheidung

•	 familiäre Krisen (Beziehungs- und Kommunikationsstörungen)

•	 interkulturelle Fragestellungen

•	 Probleme im Zusammenhang mit Migration



Angebotsübersicht/Angebotsbeschreibungen

68

3

	
•	 soziale Probleme in und mit der Familie (z. B. Arbeitslosigkeit)

•	 Gewalt in der Familie

Öffnungszeiten Mo, Di 09:00 bis 16:00 Uhr; Mi 12:00 bis 16:00 Uhr; Do 09:00 bis 18:00 Uhr; Fr 09:00 
bis 14:00 Uhr

Personelle Ausstattung 2,000 VZÄ Diplom-Psychologe/in, 0,750 VZÄ Diplom-Sozialpädagogin , 0,800 VZÄ 
Teamassistentin

(alle Fachkräfte haben verschiedene Zusatzqualifikationen)

Kooperationspartner AfJFB, ASD, Erziehungs- und Familienberatungsstellen, Kitas, Schulen, SPZ, 
Schulpsychologen, Ärzte und Psychologen, Gesundheitsamt, Rechtsanwälte, Referat 
Migration und Integration der Stadt Leipzig, interkulturelle Einrichtungen, Kliniken

sonstige/besondere 
Angebote

•	 Beratung in englischer und spanischer Sprache möglich

•	 präventive Informations- und Aufklärungsarbeit

•	 öffentlichkeitswirksame Aktivitäten

•	 Vernetzungsaktivitäten, Mitarbeit in Gremien und Arbeitsgruppen

•	 Unterstützung von Selbsthilfegruppen

•	 Fortbildung für Fachkollegen

•	 Betreuung von Praktikanten

•	 niederschwellige Betreuung in einer Kindertagesstätte

Perspektiven weitere Fortbildungen im Bereich interkultureller Kompetenz
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Bistum Dresden-Meißen,                                                                                      
Ehe-, Familien- und Lebensberatung

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Einzelpersonen, Paare, Teilfamilien, Familien und Gruppen

Methodik •	 psychologische Beratung

•	 analytische und systemische Gesprächstherapie

•	 systemische Familientherapie

•	 verschiedene, weitere Methoden z. B. gestalttherapeutische Elemente, 
Partnerübungen (Rollenspiel, Kommunikationstraining etc.)

•	 Biografiearbeit

Problemschwerpunkte •	 psychologische Ehe-/Partnerberatung

•	 Beratung bei Trennung und Scheidung

•	 Familienberatung

•	 Lebensberatung

•	 Beratung bei Fragen nach Sinn- und Lebensorientierung

•	 Krisenberatung

•	 Supervision

•	 Gruppen

•	 Seminare

•	 Beratung von jungen Menschen

•	 Trauerbegleitung

Öffnungszeiten Mo 08:00 bis 16:00 Uhr, Die 08:00 bis 13:00 Uhr, Mi 13:00 bis 18:00 Uhr, Do, Fr 
08:00 bis 13:00 Uhr

Personelle Ausstattung 1,700 VZÄ Beratungsfachkräfte (alle Fachkräfte haben verschiedene 
Zusatzqualifikationen), 0,750 VZÄ Teamassistentin

Kooperationspartner Caritasverband Leipzig e.V., Evangelische Lebensberatung, SPZ Leipzig, 
Tageskliniken/Psychotherapeuten, Psychiatrische Kliniken, verschiedene 
Beratungsstellen

sonstige/besondere 
Angebote

•	 Mitarbeit in Gremien z. B. Ständige Konferenz der Stadt Leipzig, Fach-AG 
Beratungsangebote

•	 ständige Weiterbildungen und Supervisionen aller Mitarbeiter/innen

Perspektiven •	 Weiterführung der Seminarangebote

•	 Pflege und Erweiterung der Kooperation und Vernetzung mit anderen 
sozialen, therapeutischen, medizinischen und spirituellen Angeboten
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Wabe e. V.,                                                                                                   
Kinderschutz-Zentrum Leipzig

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene bis 27 Jahre, Eltern, Elternpaare, Familien, 
Einzelpersonen, Helfer im psychosozialen Bereich

Methodik •	 Neuer Kinderschutz (Verzicht auf strafrechtliche Verfolgung, Hilfe statt Strafe, 
Freiwilligkeit und Eigenverantwortung statt Zwang und Kontrolle, Verstehen 
statt Manipulation, Aktivieren statt Passivieren)

•	 familienorientiertes, systemisches Arbeiten

•	 lösungs-, ressourcenorientiertes Arbeiten, Kurzzeittherapie

•	 Ergänzung von Strafe durch Therapie

•	 Nutzung familiärer Ressourcen

•	 Arbeit mit Familien im Kontext von Kindeswohlgefährdungen

•	 Co-Beratung

•	 Kooperation mit anderen Disziplinen und Helferinstanzen, Multiplikatoren

•	 Gruppenarbeit

•	 Telefonberatung

•	 Psychodrama

•	 Kunsttherapie, kreative Kindertherapie

•	 körperorientiertes systemisches Arbeiten

Problemschwerpunkte •	 Gewalt in der Familie – Kindesmisshandlung (sexuelle, körperliche und 
psychische Misshandlung, Vernachlässigung)

•	 Familiengespräche für Betroffene, Beschuldigte und Angehörige bei familiärer 
Gewalt und Missbrauch

•	 Erziehungsberatung

•	 Schulschwierigkeiten

•	 Pubertätskrisen in der Familie

•	 Familien- und Paarkonflikte

•	 Trennung und Scheidung

•	 Betreuter Umgang

•	 psychosomatische Störungen

•	 Prävention sexueller Grenzverletzungen für GrundschülerInnen

•	 Fachberatung zur Einschätzung von und Umgang mit Kindeswohlgefährdung

•	 Therapie für sexuell grenzverletzende Jugendliche
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Öffnungszeiten Mo 08:00 bis 17:00 Uhr, Die, Mi 08:00 bis 19:00 Uhr, Do 08:00 bis 16:00 Uhr, 

Fr 08:00 bis 13:00 Uhr

Personelle Ausstattung 2,500 VZÄ Diplom-PsychologInnen, 1,025 VZÄ Diplom-Sozialpädagogin, (alle 
Fachkräfte haben verschiedene Zusatzqualifikationen), 0,800 VZÄ Teamassistentin 

Kooperationspartner AfJFB, ASD, Netzwerk für Kinderschutz, Kitas, Schulen, niedergelassene Ärzte und 
Psychologen, Rechtsanwälte, andere Erziehungs- und Familienberatungsstellen, 
stationäre psychiatrische Einrichtungen, Frauen- und Opferberatungsstellen, 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Kinderschutz-Zentren

sonstige/besondere 
Angebote

•	 themenorientierte Fachvorträge auf Anfrage

•	 Fortbildung zu Themen des familienorientierten, aktivierenden 
Kinderschutzes z. B.: körperliche, seelische, sexuelle, Kindesmisshandlung, 
Vernachlässigung und angrenzende Inhalte

•	 Vernetzungsaktivitäten: Mitarbeit in verschiedenen Fachgremien

•	 Praktikantenbetreuung

•	 Ausrichtung jährlicher Fachkongresse in Zusammenarbeit mit der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Kinderschutz-Zentren

•	 Vernetzungsangebote für die Insoweit erfahrenen Fachkräfte für Kinderschutz 
der Freien Träger Leipzigs

Perspektiven •	 erweiterte Fachberatung Kindeswohlgefährdung für Fachkräfte entsprechend 
neuer Anforderungen nach BKiSchG

•	 Weiterentwicklung des Gruppenangebotes für sexuell grenzverletzende 
Jugendliche

•	 Begleitende Qualitätskontrolle des Präventionsprojektes „Ich bin stark“
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Fink e. V.,                                                                                                       
Erziehungs- und Familienberatungsstelle „Das Dach“, Sommerfelder Str. 37

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Eltern, Familien, andere an der Erziehung beteiligte Personen (z. B. Erzieher, Lehrer), 
Kinder, Jugendliche und junge Volljährige, Alleinerziehende, Paare, Einzelpartner

Methodik •	 Beratungsgespräche

•	 therapeutische Unterstützung von Kindern, Jugendlichen und deren 
Eltern (Konzentrationstraining; Gruppenangebote, z. B. Autogenes 
Training, Entspannungstraining, Kindergruppen; Familientherapie, 
hypnotherapeutische Interventionsmöglichkeiten)

•	 Betreuter Umgang und unterstützende Angebote für Eltern und Kinder

•	 Elternarbeit - Elternbildung

Problemschwerpunkte •	 Erziehungsfragen und –schwierigkeiten

•	 Entwicklungsauffälligkeiten

•	 Verhaltensauffälligkeiten

•	 Schulprobleme

•	 familiäre Krisen

•	 Trennung und Scheidung

•	 psychosomatische Störungen bei Kindern

•	 Umgangs- und Sorgerechtsprobleme

•	 Partnerschaftsprobleme

•	 Lebenskrisen im Jugendalter und seelische Probleme

Öffnungszeiten Mo, Mi 08:30 bis 17:00 Uhr; Die, Do 08:30 bis 18:00 Uhr; Fr 08:30 Uhr bis 13:00 Uhr

Personelle Ausstattung 1,750 VZÄ Diplom-Sozialpädagoge, 

1,000 VZÄ Diplompsychologe (Gesamt – mit Kieler Str.) , 

0,800 VZÄ Teamassistentin (alle Fachkräfte haben verschiedene 
Zusatzqualifikationen)

Kooperationspartner Pro Familia, Gleichstellungsreferat für Mann und Frau, Schulen, Kitas, andere freie 
Träger
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sonstige/besondere 
Angebote

•	 Beratung ist in spanischer Sprache möglich

•	 Fachberatung SPFH-Familienhelfer

•	 Koop. zur Fachberatung in Kita

•	 thematische Veranstaltungen zu aktuellen Themen, z. B. Gewalt, 
Bindungstheorie, Schule, Beratung in der Schule

•	 Elternabende 

Perspektiven •	 Gruppenangebot für sozial unsichere Kinder zur Erhöhung ihrer sozialen 
Kompetenz

•	 Festigung des Angebotes für verhaltensauffällige Kinder

•	 Angebote im Rahmen Prävention für Kinder und Jugendliche (Projektarbeit in 
Schulen)

•	 Projekt bzw. Konzeption, Partizipation von Kindern und Jugendlichen in 
Beratung „Hochstrittige Eltern“ 
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Institut für Familientherapie und systemische Beratung e. V., 
Beratungsstelle Schirmerstraße

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene bis 27 Jahre, Familien, Elternpaare mit 
Kindern bis 18 Jahre, Paare bis 27 Jahre (auch ohne Kinder)

Methodik •	 systemisch-familientherapeutisches Vorgehen bei der Einzel-, Paar- und 
Familienberatung

•	 Ressourcen- und Lösungsorientierung

•	 Co-Beratung (männl. - weibl. Beraterpaar)

•	 außergerichtliche Vermittlung

•	 Telefonberatung

Problemschwerpunkte •	 Probleme bei Trennung und Scheidung

•	 Familien- und Paarkonflikte

•	 Schulleistungsfragen

•	 Verhaltensauffälligkeiten

•	 psychosomatische Störungen im Kindesalter

•	 intrapsychische Probleme

•	 lebenspraktische Fragen

Öffnungszeiten Mo, Die, Mi, Do 08:00 bis 18:30 Uhr; Fr 08:00 bis 14:30 Uhr

Termine nach telefonischer Anmeldung, 

Anmeldezeit: Di und Do 13:00 bis 14:00 Uhr

Personelle Ausstattung 1,500 VZÄ Diplom-Psychologe/in und 1,500 VZÄ Diplom-Sozialpädagoge/-in, 0,800 
VZÄ Teamassistentin (alle Fachkräfte haben verschiedene Zusatzqualifikationen)

Kooperationspartner AfJFB, ASD, andere Erziehungs- und Familienberatungsstellen, die am 
familiengerichtlichen Verfahren beteiligten Professionen (Rechtsanwälte, 
Familienrichter, Verfahrensbeistände, Gutachter, Mitglieder des Netzwerkes „Familie 
in Trennung“)

sonstige/besondere 
Angebote

•	 Mitarbeit in Fachgremien und AGs

•	 Interdisziplinäre Kooperation mit Professionen, die Familien während 
Trennung und Scheidung begleiten

•	 Praktikantenbetreuung

•	 Vorträge

•	 Betreuung von Diplomanten, die Forschungsthemen der Beratungsstelle 
bearbeiten

Perspektiven Etablierung eines zusätzlichen Angebots im Zusammenhang mit dem 
Bundeskinderschutzgesetz: Entwicklungspsychologische (Früh-) Beratung von 
werdenden Eltern und Eltern mit Säuglingen und Kleinkindern
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Wegweiser e. V.,                                                                                               
Familien- und Erziehungsberatungsstelle, Außenstelle Engelsdorf

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Familien, Kinder, Jugendliche und junge Volljährige (bis 27 Jahre), Eltern, Großeltern 
und an der Erziehung beteiligte Personen, Fachkräfte aus Schulen, Kitas, Jugendhilfe 
sowie erzieherischen sozialpädagogischen und psychosozialen Bereichen

Methodik •	 Einzel-, Paar- und Familienberatung

•	 systemische Familientherapie

•	 Anamnese und Diagnostik

•	 Gruppenarbeit

•	 Trainings mit Kindern (zu sozialen Kompetenzen, Konzentrationstraining,u.a.)

•	 Mediation

Problemschwerpunkte •	 Erziehungsfragen und -schwierigkeiten

•	 Verhaltensauffälligkeiten und Entwicklungsstörungen

•	 Schul- und Leistungsprobleme bei Kindern und Jugendlichen

•	 Beziehungs- und Kommunikationsstörungen

•	 familiäre Krisen und Partnerschaftskonflikte

•	 Trennung und Scheidung der Eltern

•	 Umgangs- und Sorgerechtsregelungen

•	 Selbstwertprobleme und Orientierungsschwierigkeiten

Öffnungszeiten Mo 13:30 bis 17:00 Uhr, Mi 09:00 bis 13:00 Uhr und 13:30 bis 18:00 Uhr, Do 10:00 
bis 13:00 Uhr und 13:30 bis 17:00 Uhr

Personelle Ausstattung 1,175 VZÄ Diplom-Psychologinnen/Diplom-Psychologe 

1,250 VZÄ Diplom-Sozialarbeiterinnen/Sozialpädagoginnen

(alle Fachkräfte haben verschiedene Zusatzqualifikationen) 

0,500 VZÄ Teamassistentin 

Kooperationspartner AfJFB und ASD, Kitas, Schulen, Ärzte, Kliniken, Heime, Wohngruppen

sonstige/besondere 
Angebote

•	 Beratung ist in portugiesischer und spanischer Sprache möglich

•	 präventive Aktivitäten in Schulen, Kindereinrichtungen sowie Einrichtungen 
der Jugendarbeit (z. B. Elternabende, Projekte in Schulen usw.)

•	 Öffentlichkeitsarbeit zu bestimmten Themen (z. B. Gewalt, Pubertät)

•	 Mitarbeit in Fachgremien und Arbeitsgemeinschaften

Perspektiven •	 Intensivierung der Zusammenarbeit mit Einrichtungen und Angeboten im 
Stadtteil
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Fink e. V.,                                                                                                    
Erziehungs- und Familienberatungsstelle „Das Dach“, Kieler Str. 65

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Eltern, Familien, andere an der Erziehung beteiligten Personen (z. B. Erzieher, 
Lehrer), Kinder, Jugendliche und junge Volljährige, Alleinerziehende, Paare, 
Einzelpartner

Methodik •	 Beratungsgespräche
•	 therapeutische Unterstützung von Kindern, Jugendlichen und deren Eltern 

(Gruppenangebote, Kindergruppen, Familientherapie)
•	 Betreuter Umgang und unterstützende Angebote für Eltern und Kinder
•	 Elternarbeit - Elternbildung

Problemschwerpunkte •	 Trennung und Scheidung
•	 Umgangs- und Sorgerechtsprobleme
•	 Erziehungsfragen und –schwierigkeiten
•	 familiäre Krisen
•	 Schulprobleme
•	 Entwicklungsauffälligkeiten
•	 Verhaltensauffälligkeiten

•	 Partnerschaftsprobleme
•	 psychosomatische Störungen bei Kindern

Öffnungszeiten Mo 08:30 bis 17:00 Uhr, Di, Do 08:30 bis 16:00 Uhr, Mi 09:30 bis 18:00 Uhr, Fr 
geschlossen

Personelle Ausstattung 1,750 VZÄ Diplom-Sozialpädagoge, 1,000 VZÄ Diplompsychologe, 0,800 VZÄ 
Teamassistentin (Gesamt - mit Sommerfelder Str.), (alle Fachkräfte haben 
verschiedene Zusatzqualifikationen)

Kooperationspartner Pro Familia, Gleichstellungsreferat für Mann und Frau, Schulen, Kitas, andere freie 
Träger

sonstige/besondere 
Angebote

•	 Fachberatung SPFH-Familienhelfer
•	 Co-Beratung SPFH-Familienhelfer
•	 thematische Veranstaltungen zu aktuellen Themen, z. B. Gewalt, 

Bindungstheorie, Schule, Beratung in der Schule
•	 Elternabende, Elternbildung/Elterntreff

Perspektiven •	 Gruppenangebot für sozial unsichere Kinder zur Erhöhung ihrer sozialen 
Kompetenz

•	 Festigung des Angebotes für verhaltensauffällige Kinder
•	 Angebote im Rahmen Prävention für Kinder und Jugendliche (Projektarbeit in 

Schulen)
•	 Projekt bzw. Konzeption, Partizipation von Kindern und Jugendlichen in 

Beratung „Hochstrittige Eltern“
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Plan L gGmbH,                                                                                              
Erziehungs- und Familienberatungsstelle 

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe •	 unabhängig von Religion/Staatsbürgerschaft/Nationalität: Kinder, 
Jugendliche und junge Volljährige, Eltern und andere an der Erziehung 
beteiligte Personen und Fachkräfte aus Jugendhilfe, Kitas, Schulen und 
psychosozialen Diensten

•	 Insbesondere:

•	 Kinder, Jugendliche und deren Familien mit Migrationshintergrund

•	 hochstrittige Familien in Trennungs- und Scheidungssituationen

•	 Familien, in denen begleiteter Umgang notwendig ist

•	 Kinder, Jugendliche und deren Eltern mit Problemen im Schulkontext und am 
Übergang Schule/Beruf

•	 Kinder und Jugendliche mit Verhaltensauffälligkeiten, die soziale Integration 
behindern

•	 Fachkräfte aus Kitas und Schulen

Methodik •	 systemische Einzel-, Gruppen- und Familienberatung

•	 Gesprächsführung mit Mediationsanteilen zur außergerichtlichen Klärung von 
Trennungs- und Scheidungskonflikten

•	 psychologische und psychosoziale Diagnostik

Problemschwerpunkte •	 Erziehungsschwierigkeiten im Kontext hochstrittiger Trennungs- und 
Scheidungssituationen

•	 Familien- und Paarkonflikte

•	 Fragen der Umgangsregelungen

•	 Verhaltensauffälligkeiten von Kindern und Jugendlichen, Schwierigkeiten 
bei deren sozialer Integration und bei der Bewältigung schulischer 
Anforderungen

•	 psychosoziale Schwierigkeiten von Familien mit Kindern und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund

•	 Lebenspraktische Fragen besonders in Überforderungssituationen der 
Familie

Öffnungszeiten Mo 07:30 bis 12:30 Uhr, Die 14:30 bis 19:30 Uhr, Mi 07:30 bis 12:30 Uhr, Do 14:30 
bis 19:30 Uhr, Fr 07:30 bis 12:30 Uhr
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Personelle Ausstattung 0,750 VZÄ Diplom-Psychologe, 2,250 VZÄ Diplom-Sozialpädagogin/

Sozialarbeiterin u. ä. (alle Fachkräfte haben verschiedene Zusatzqualifikationen),                          
0,800 VZÄ Teamassistentin 

Kooperationspartner andere Träger der Jugendhilfe, Kitas, Kliniken für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
Psychosomatik und Psychotherapie, Schulen, psychosoziale Dienste, Justiz, 
interkulturelle Institutionen

sonstige/besondere 
Angebote

Beratung und Angebote in russischer sowie arabischer Sprache

Perspektiven •	 weitere Vernetzung mit Trägern, deren Tätigkeitsschwerpunkt in der Arbeit 
mit Migranten und Migrantinnen liegt

•	 Ausbau des Gruppenangebotes zur Arbeit mit Eltern

•	 Gewinnung weiterer Kooperationspartner (Schulen, Kitas u. a.) im 
Einzugsgebiet und insbesondere im Leipziger Osten
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Wege e. V.,                                                                                                     
Kinder-, Jugend- und Familienberatungsstelle AURYN

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Kinder, Jugendliche mit psychisch kranken Eltern oder Geschwistern, psychisch 
erkrankte und seelisch belastete Eltern, Angehörige von psychisch kranken Eltern 
(z. B. Partner, Verwandte), Fachkräfte (Lehrer, Erzieher, Familienhelfer, Hebammen 
u. a.), die Kontakt zu betroffenen Familien haben

Methodik •	 Kombination von Beratungs- und Gruppenangeboten nach Bedarf und in 
Absprache mit den Familien

•	 systemisch familientherapeutisch orientierter Ansatz

•	 individuell ausgerichtete Einzelfallhilfe

•	 Förderung individueller, familiärerer und sozialer Ressourcen

•	 sozialpädagogische und –therapeutische Gruppenangebote (z. B. soziales 
Kompetenztraining für Kinder, Jugendliche und Eltern, Entspannungs
techniken und Frühe Hilfen)

Problemschwerpunkte •	 Einzel-, Paar- und Familiengespräche

•	 altersgerechte Informationen über psychische Erkrankungen

•	 Krisenprävention und Krisenintervention

•	 Frühe Hilfen – für Eltern mit Kindern von 0 - 3 Jahren

•	 soziales Kompetenztraining für Kinder und Eltern

•	 Begleiteter Umgang

•	 psychosoziale Gruppenarbeit

•	 Hausaufgabenhilfe

Öffnungszeiten Mo 08:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr; Die 09:00 bis 12:00 Uhr und 14:00 
bis 18:00 Uhr; Mi 14:00 bis 18:00 Uhr, Do 09:00 bis 18:00 Uhr; Fr 09:00 bis 12:00 Uhr

Personelle Ausstattung 1,675 VZÄ Dipl.-Psychologinnen, 

1,325 VZÄ Sozialpädagogen/in, , 

0,800 VZÄ Teamassistentin (alle Fachkräfte haben verschiedene 
Zusatzqualifikationen)

Kooperationspartner Kliniken, Ärzte, Therapeuten, Psychiater, Schulen, Kitas, AfJFB, ASD, Hoch- und 
Fachhochschulen
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sonstige/besondere 
Angebote

•	 Seminare und Fortbildungen für verschiedene Berufsgruppen

•	 Informations- und Gruppenveranstaltungen in den psychiatrischen Kliniken

•	 Vertretung der Belange psychisch Kranker und ihrer Angehörigen in 
den Bereichen Wohnen, Arbeit und Soziales (Projektübergreifende 
Arbeit innerhalb der Angebote des Wege e. V. – Kooperation mit ABW; 
Beschäftigungsprojekt und Unterstützung der angegliederten therapeutischen 
Wohngemeinschaft)

•	 fachliche Weiterentwicklung und Vernetzung von Jugendhilfesystemen

•	 Multiplikatorenarbeit

•	 anonyme Fallberatung

Perspektiven •	 weitere Vernetzung und Kooperation mit anderen Beratungs- und 
Hilfsangebote

•	 Ausweitung des präventiven Angebotes

•	 Evaluation und Ausbau der Zusammenarbeit von Praxis und Wissenschaft 
zur Verbesserung der Situation der Kinder ihrer Familien

•	 Patenschaften für Kinder psychisch erkrankter Eltern
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Amt für Jugend, Familie und Bildung,                                                      
Erziehungs- und Familienberatungsstelle Rietschelstraße

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Kinder, Jugendliche, junge Volljährige, Eltern, Alleinerziehende, Pflege- und 
Adoptiveltern, Fachkräfte aus Jugendhilfe, Kitas, Horte, Schulen, psychosozialen 
Diensten

Methodik •	 psychologische und psychosoziale Diagnostik

•	 soziale und psychologische Beratung (Einzel-, Familienberatung, 
Gruppentherapie)

•	 psychotherapeutische Interventionen (Verhaltens-, Spieltherapie, 
Gesprächstherapie und Gestalttherapie)

•	 Arbeit mit dem sozialen Umfeld (Fachvorträge, Elternabende)

•	 Trainingsprogramme (Lern- und Leistungsbereich)

•	 sozialpädagogische Beratung

•	 Förderung bei Lern- und Leistungsstörungen in ausgewählten Fällen möglich

Problemschwerpunkte •	 Beratung bei Erziehungsfragen, Erziehungsschwierigkeiten

•	 Entwicklungs- und Verhaltensauffälligkeiten im Kinder- und Jugendalter

•	 Leistungsschwierigkeiten

•	 familiäre Krisen

•	 Trennung und Scheidung

Öffnungszeiten Mo, Mi, Do 07:30 bis 15:30 Uhr; Die 07:30 bis 18:00 Uhr; Fr 07:30 bis 13:00 Uhr

Personelle Ausstattung 3,75 VZÄ Diplompsychologinnen 

2,0 VZÄ Diplomsozialpädagogen 

1,0 VZÄ Teamassistentin (alle Fachkräfte haben verschiedene Zusatzqualifikationen)

Kooperationspartner Kitas, Wohngruppen, Schulen, Ärzte, ASD, Tagesgruppen, Therapeuten

sonstige/besondere 
Angebote

•	 Beratung ist in englischer und russischer Sprache möglich

•	 fachliche Weiterentwicklung und Vernetzung von Jugendhilfesystemen 
(Mitarbeit in Arbeitsgruppen, Gremien)

•	 Fortbildung für Erzieher/-innen

•	 Begleitung von Praktikanten der Psychologie, Sozialpädagogik

•	 Fallberatung/-begleitung der im Bereich erzieherischer Hilfen tätigen 
Mitarbeiter

Perspektiven •	 weitere Vernetzung mit familienunterstützenden Angeboten im Stadtteil

•	 Aufbau von Kooperationsbeziehungen mit Horten im Stadtteil
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Caritasverband Leipzig e. V.,                                                                
Beratungsstelle für Kinder, Jugendliche und Familien 

Merkmal Kennziffern

Zielgruppe Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene bis 27 Jahre, Eltern und andere an der 
Erziehung beteiligte Personen, Pflege- und Adoptiveltern, Paare mit Kindern in 
Trennung und Scheidung, Multiplikatoren wie Schulen und Kitas

Methodik •	 psychologische Diagnostik

•	 soziale und psychologische Beratung

•	 Arbeit mit dem sozialen Umfeld

•	 systemische Einzel-, Paar- und Familienberatung

•	 Gruppenarbeit mit Kindern und Eltern

Problemschwerpunkte •	 Arbeit mit Familien

•	 Verhaltensauffälligkeiten und Störungen bei Kindern und Jugendlichen 
aufgrund von Entwicklungsbehinderungen durch soziale Benachteiligung und 
Armut

•	 präventive Elternarbeit

•	 qualifizierte Hilfen bei Trennung und Scheidung

Öffnungszeiten Mo, Die, Mi, Do 08:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr; Fr 08:00 bis 12:00 Uhr

Personelle Ausstattung 1,750 VZÄ Diplom-Psychologen

1,750 VZÄ Diplom-Sozialpädagoginnen

0,800 VZÄ Teamassistentin (alle Fachkräfte haben verschiedene 
Zusatzqualifikationen)

Kooperationspartner offenes Kinderhaus, Projekt STINKTIER, Fabikoo – Familienbildung in Kooperation 
mit Kita, Familienbildungs- und Begegnungsstätte - alles im Familienzentrum vor Ort

sonstige/besondere 
Angebote

•	 Multiplikatorenarbeit

•	 Mitwirkung in örtlichen Gremien/Arbeitskreisen

•	 Vernetzung mit anderen sozialen Diensten und Einrichtungen

Perspektiven Ausbau der interprofessionellen Kooperation bei Trennung und Scheidung
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4. Zusammenfassung
Das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen ist gegenwärtig stärker als in der Vergangenheit von familiären 
und gesellschaftlichen Belastungssituationen gekennzeichnet. Familien werden durch verschiedene Bedingungen 
in besonderer Weise herausgefordert, z. B. Vereinbarkeit von Beruf und Familie, knappe finanzielle Ressourcen, 
temporäre oder länger andauernde Arbeitslosigkeit.

Eltern bei der Bewältigung ihrer Erziehungsaufgaben zu unterstützen, ist die wichtigste Aufgabe von Erziehungs- 
und Familienberatungsstellen. Hilfen für Eltern und deren Kinder sind umso wirksamer, je früher diese im Leben 
eines Kindes ansetzen.

Die Leipziger Erziehungs- und Familienberatungsstellen nehmen dabei gegenwärtig eine gute Position 
ein, da sie auf Grund niedrigschwelliger und vielfältiger Zugangswege Eltern und deren Kinder frühzeitig 
Unterstützungsmöglichkeiten anbieten können. In den zurückliegenden fünf Jahren ist es gelungen, die 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen mit ihren Angeboten weiterzuentwickeln und im Gesamtsystem der 
erzieherischen Hilfen der Jugendhilfe in Leipzig weiter zu stabilisieren.

Ein wirksamkeitsorientierter Dialog zwischen öffentlichen und freien Trägern machte es möglich, die Leistungen 
im Bereich von § 28 SGB VIII kontinuierlich konzeptionell zu qualifizieren. Der aktualisierte Fachplan dokumentiert 
die enge Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Leistungserbringern sowie Netzwerkpartnern angrenzender 
Bereiche. Es wurden Schwerpunkte der Arbeit mit deren fachlichen Anforderungen an die institutionelle 
Erziehungs- und Familienberatung definiert, Angebote und erbrachte Leistungen systematisch im Dialog kritisch 
reflektiert, evaluiert und Schlussfolgerungen gezogen.

4.1 Bedeutsamste Veränderungen
Bei der Aktualisierung des Fachplans für Erziehungs- und Familienberatungsstellen stand die konsequente 
Fortführung der Qualifizierung der Fachstandards im Mittelpunkt. Grundlagen für diese Arbeit waren 
gesellschaftliche Veränderungen, gesetzliche Neuerungen und aktuelle Entwicklungen der örtlichen Kinder- und 
Jugendhilfe.

Die Aufgaben der Erziehungsberatungsstellen sind in den letzten Jahren umfangreicher und differenzierter 
geworden.

Das 2009 beschlossene Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) hatte unmittelbare Auswirkungen auf die Beratungspraxis. § 156 Abs. 1 Satz 
4 FamFG eröffnet den Familiengerichten die Möglichkeit, Eltern zur Teilnahme an einer Beratung zu verpflichten. 
Beratungsstellen sollen Eltern bei der Entwicklung eines einvernehmlichen Konzepts für die Wahrnehmung 
der elterlichen Sorge und elterlichen Verantwortung unterstützen. Eltern haben nach der o. g. Vorschrift einen 
Rechtsanspruch auf Beratung sofern die Voraussetzungen entsprechend §§ 17 und/oder 18 SGB VIII bzw. § 
28 SGB VIII erfüllt sind. Erziehungs- und Familienberatungsstellen wurden dadurch mit einer großen fachlichen 
Herausforderung konfrontiert.

Der Fachplan erarbeitete fachliche Ansätze für diese Arbeit.

Im engen Zusammenhang damit steht die abgestimmte Kooperation in Form eines Leipziger Netzwerkes „Familie-
in-Trennung“ als Verantwortungsgemeinschaft von Familiengericht, Jugendhilfe, Erziehungsberatungsstellen 
und anderen Verfahrensbeteiligten. Die Leipziger Erziehungs- und Familienberatungsstellen arbeiten in diesem 
Netzwerk aktiv mit, um für die Familien, mit denen sie arbeiten und insbesondere für die betreffenden Kinder 
Sichtweisen und Lösungen für gelingende Entwicklung und zur Förderung ihres Wohls zu erarbeiten. 
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Höhepunkte des interdisziplinären Austausches waren die in Kooperation mit der Friedrich-Ebert-Stiftung 
veranstalteten Fachtagungen im Jahr 2009 und 2012 zum Thema „Elternstreit und Kindeswohl“.

Zum 1. Januar 2012 ist das Bundeskinderschutzgesetz in Kraft getreten. Damit bekam der Schutz von 
Kindern und Jugendlichen eine besondere gesellschaftliche Aufmerksamkeit. Für Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen ist das Thema nicht neu. Der Auftrag des Kinderschutzes nach § 8 a SGB VIII gehört 
zum Leistungsspektrum der Beratungsstellen.

Die Erziehungs- und Familienberatungsstellen bringen ihre fachliche Kompetenz in das Netzwerk Frühe Hilfen/
Kinderschutz ein. Die Fachkräfte der Beratungsstellen können grundsätzlich als im Kinderschutz erfahren gelten, 
wenn sie über hinreichende Berufserfahrung, Fortbildungen und persönliche Eignung verfügen. Der Fachplan 
beschreibt die sächlichen, personellen und inhaltlichen Rahmenbedingungen dafür.
Um das Beratungsangebot für Familien mit Migrationshintergrund in allen Beratungsstellen fachlich 
kompetent anzubieten, wurden Grundsätze für die interkulturelle Ausrichtung der Leipziger Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen aufgestellt. Die Inanspruchnahme von Erziehungsberatung durch Migranten und 
Migrantinnen ist zu einem Qualitätsmerkmal der Arbeit der Beratungsstellen geworden und wird in den 
jährlich stattfindenden Trägergesprächen ausgewertet. Ziel für die Weiterentwicklung muss es sein, in allen 
Beratungsstellen die Fremdsprachenkompetenz auszuweiten, um diesen Familien auch zukünftig ein adäquates 
Beratungsangebot unterbreiten zu können.

Die Altersgruppe der unter 6jährigen Kinder hat seit Verabschiedung des letzten Fachplans den größten Zuwachs 
unter allen Hilfeempfängern zu verzeichnen. Diese Kinder waren zu einem Drittel Anlass Beratung in Anspruch zu 
nehmen. Bei der konzeptionellen Weiterentwicklung in den Beratungsstellen muss das zukünftig Berücksichtigung 
finden.

Um frühzeitig und niedrigschwellig Hilfe anzubieten, haben die Beratungsstellen in ihrem Sozialraum die 
Zusammenarbeit mit Kindertagesstätten gesucht. Die Fachkräfte bieten präventive Angebote wie Elternabende 
oder Vorträge zu Erziehungs- und Entwicklungsfragen in Kitas an. Ebenso werden Erzieher/-innen beraten, um 
mit besonderen Situationen der Kinder besser umgehen zu können. Die Nachfrage aus Kindertagesstätten, 
Horten und Grundschulen kann derzeit nicht gedeckt werden.

Konzepte der Zusammenarbeit mit Kindertagesstätten gehören zu den Qualitätsdiskussionen mit allen 
Maßnahmeträgern von § 28 SGB VIII im Rahmen der jährlichen Trägergespräche.

Neben diesen wichtigsten Veränderungen in der Konzeptqualität sind folgende Änderungen in der Struktur-, 
Prozess- und Ergebnisqualität von besonderer Bedeutung:

Gemessen an der von einer Vollzeitstelle betreuten Fälle ist die Inanspruchnahme von Erziehungsberatung 
seit 2007 von 119,4 auf 150,4 im Jahr 2011 gestiegen. Um dieser hohen Herausforderung zu entsprechen und 
dabei den geltenden Fachstandard, ein Erstgespräch innerhalb von vier Wochen, sicherzustellen wurden die 
Kapazitäten für präventive Angebote eingeschränkt.

Um die Tätigkeitsanteile für fallbezogene Arbeit, präventive Angebote und weitere Aufgaben (z. B. 
Teamberatungen, Qualitätssicherung, Arbeitsorganisation) realistischer im Rahmen vorhandener 
Fachkräftekapazitäten zu verteilen, wurde eine Aufteilung von 70, 15, 15 Prozent von der Gesamtkapazität als 
Richtlinie für die Leistungserbringung beschrieben.

Jede Erziehungs- und Familienberatungsstelle verfügt über einen/eine Teamassistenten/-in. Auf drei 
Vollzeitstellen kommt eine Teilzeitkraft von 0,8. Eine Folge der Umsetzung dieses Standards ist die Erweiterung 
der wöchentlichen Mindestöffnungszeit von 25 auf 30 Stunden. Beratungszeiten gehen über dieses Maß hinaus.
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Mit dem Wandel der Aufgaben von Erziehungs- und Familienberatungsstellen hat sich auch der 
Aufgabenzuschnitt des Sekretariats verändert. Nie waren die Aufgaben im Sekretariat bloße 
Verwaltungsaufgaben. Das Sekretariat erfüllt in den Beratungsstellen eine zentrale Funktion sowohl gegenüber 
den Ratsuchenden wie auch für die Fachkräfte und die Beratungsstellenleitung. Nicht zu unterschätzen sind die 
Aufgaben, die gegenüber kooperierenden Einrichtungen und Diensten wahrgenommen werden. Im Fachplan 
wird die Vielfalt der aktuell anfallenden Aufgaben beschrieben und ebenso die dafür notwendigen fachlichen 
Kompetenzen.

In der Tätigkeitsbeschreibung wird sich der von der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung empfohlenen neuen 
Bezeichnung „Teamassistent/-in“ angeschlossen. 

4.2 Umsetzung der Ziele von 2007
Die im Fachplan von 2007 formulierten Ziele wurden systematisch verfolgt und umgesetzt.

1.	 Es ist gelungen, die beschriebenen inhaltlichen, sächlichen und personellen Rahmenbedingungen für 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen weitestgehend zu realisieren. 
Die Finanzierung der Leistungen im Bereich § 28 SGB VIII in Verbindung mit §§ 17 und 18 SGB VIII 
wurde auf der Grundlage des § 77 SGB VIII i. V. m. der Grundsatzvereinbarung zwischen Kommune 
und Maßnahmeträger umgesetzt. Als Basis für die Leistungsverhandlungen wurden qualitätssichernde 
Leistungsbeschreibungen für die Maßnahmeträger und einheitliche Jahresberichterstattungen in diesem 
Leistungsbereich entwickelt.

2.	 Für eine kontinuierliche Qualitätssicherung und –entwicklung wurden die einmal jährlich stattfindenden 
Trägergespräche zwischen den Leistungserbringern und der Fachabteilung des AfJFB unter Einbeziehung 
der Wirtschaftlichen Jugendhilfe genutzt. Somit ist es gelungen die Profile der einzelnen Träger weiter 
zu schärfen und offensiv mit allen Leistungen umzugehen, einschließlich denen zu deren Erbringung die 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen auf Grund hoher Auslastungen und begrenzter Kapazitäten nicht 
immer zufriedenstellend in der Lage sind. So konnten Erstgespräche nicht immer innerhalb von vier Wochen 
angeboten werden. Hohes Fallaufkommen in Fragen der Partnerschaft sowie Trennung und Scheidung 
verlängerte die Wartezeiten für Ratsuchende mit allgemeinen Fragen zur Erziehung.

3.	 Die Beratungskapazität konnte mit der Schaffung einer neuen Beratungsstelle im Sozialraum Nord im Jahr 
2009 um drei Vollzeitstellen mit vier Fachkräften erweitert werden. Damit wurden die Kapazitäten von 4,4 
Fachkräften auf 10.000 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren vom Jahr 2007 auf eine Quote von 4,8 
Fachkräfte im Jahr 2011 erhöht.

4.	 Mit der Erziehungs- und Familienberatungsstelle im Norden konnten die Bedarfe auch konsequenter 
sozialraumorientiert zur Verfügung gestellt werden. 2011 lebten im Stadtbezirk Nord 15 Prozent aller Leipziger 
Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren.

5.	 Der Prozess der interkulturellen Öffnung in den Leipziger Erziehungs- und Familienberatungsstellen ist weiter 
vorangeschritten. Interkulturell kompetente Beratung ist integraler Bestandteil in fast allen Beratungsstellen 
geworden. 
Mit 16 Prozent Hilfeempfängern mit Migrationshintergrund bei den beendeten Hilfen 2011 nähern sich 
die Beratungsstellen dem Anteil von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund von 19 Prozent 
in Leipzig weiter an (vgl. Sozialreport Stadt Leipzig 2011). In fünf von elf Beratungsstellen ist Beratung 
mindestens in einer Fremdsprache möglich. In den zwei Beratungsstellen mit interkultureller Konzeption 
beträgt der Anteil Hilfesuchender mit Migrationshintergrund ein Viertel bzw. mit 45 Prozent fast die Hälfte aller 
Ratsuchenden.
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6.	 Der Allgemeine Sozialdienst ist nach wie vor ein wichtiger Kooperationspartner für die Beratungsstellen. Die 
Schnittstelle zwischen beiden Institutionen wurde fortlaufend mit dem Ziel der Hilfeoptimierung für Familien 
überprüft und optimiert und bedarf weiterer Anpassungen.

7.	 Erziehungs- und Familienberatungsstellen realisieren Kooperation mit dem Familiengericht und anderen an 
familiengerichtlichen Verfahren beteiligten Professionen im Rahmen des örtlichen Arbeitskreises „Familie-
in-Trennung“. In konstruktiven Dialogen zwischen den Professionen wurden Bedingungen der Kooperation 
ausgehandelt und gemeinsame Leitlinien für die Arbeit mit betroffenen Eltern und deren Kinder erarbeitet.

8.	 Um dem Anspruch an Niedrigschwelligkeit zu entsprechen und Zielgruppen frühzeitig zu erreichen, haben 
die Erziehungs- und Familienberatungsstellen die Zusammenarbeit mit Kindertagesstätten gesucht. Eine 
besondere Rolle hat die Unterstützung in einzelnen Kindertagesstätten als Familienzentrum (KiFaZ) 
eingenommen. Regelmäßige Sprechstunden der Erziehungsberatung erleichterten es den Eltern, eine 
notwendige Hilfe für ihr Kind in Anspruch zu nehmen. Allerdings können die Beratungsstellen dieser Aufgabe 
nicht im notwendigen Umfang nachkommen.

4.3 Handlungsbedarf
Die hohe Nachfrage nach Beratungs- und individuellen Hilfsangeboten (z. B. psychologische, psychosoziale und 
pädagogische) spiegelt sich in der durch eine Vollzeitstelle betreuten Fallzahl wieder. Die Steigerung von 119,4 
im Jahr 2007 auf 150,4 im Jahr 2011 ist nur umsetzbar gewesen, weil für präventive Angebote statt 25 % der 
Gesamtkapazität, wie im Fachplan von 2007 vorgesehen war, lediglich ca. 10% bereitgestellt wurden.

Um die Fachstandards in der individuellen Fallarbeit (wie z. B. Termine für Erstgespräche innerhalb von vier 
Wochen oder angemessene Intervalle zwischen den Terminen) einzuhalten und um einen 15 %igen Anteil 
präventiver Arbeit in allen Beratungsstellen sicherzustellen, braucht es einer Stellenerweiterung von 0,5 VZÄ in 
jeder Beratungsstelle. Die Umsetzung erfolgt im Fachplanzeitraum bis 2018.

Erziehungs- und Familienberatung soll in Leipzig aber auch künftig niedrigschwellig in Form präventiver 
Angebote vorgehalten werden. Die Fachleute sind sich bewusst, dass präventive Angebote wie z. B. Vorträge, 
Gesprächsrunden mit entwicklungspsychologischen und familienbezogenen Themen eine breite Wirkung haben 
und frühzeitig unterstützen können. Aber auch Supervisions- und Fortbildungsangebote für andere an der 
Erziehung beteiligte Fachleute gehören zur Prävention. 

Die Konzepte für diese präventiven Angebote werden in den Trägergesprächen i. S. einer Qualitätssicherung mit 
der Fachabteilung geplant und abgestimmt. 

Inhaltlich sollen sich die Konzepte vorrangig auf die Arbeit mit Alleinerziehenden, jungen Eltern mit Kindern 
unter sechs Jahren, Familien mit Migrationshintergrund, die Zusammenarbeit mit Kindertagesstätten, Horten 
und Grundschulen konzentrieren. Die statistische Auswertung der Inanspruchnahme in den letzten fünf Jahren 
begründet diese Themen.

Das Sekretariat der Erziehungs- und Familienberatungsstelle bildet die Schnittstelle zu den Ratsuchenden, 
den Fachkräften und den verschiedenen Kooperationspartnern. Die Aufgabenerfüllung im Sekretariat einer 
Beratungsstelle setzt eine vorhandene Entscheidungskompetenz voraus. Die Arbeitsplatzbeschreibungen der 
Teamassistenten/-in sind den aktuellen Anforderungen anzupassen und entsprechend neu zu bewerten.

In den letzten Jahren greifen die Mitarbeiter des ASD zunehmend auf die fachlichen Kompetenzen der 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen zurück. Verstärkt sind die Fachkräfte im Rahmen der Beratung in 
Trennungs- und Scheidungsfragen, Umgangsregelungen und bei der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII gefragt. 
Perspektivisch soll nach den Überlegungen des ASD`s Familien, für die im Rahmen eines Hilfeplanverfahrens 
nach § 36 SGB VIII Erziehungsberatung als geeignete und notwendige Hilfe festgestellt wird, unverzüglich ein 
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erster Gesprächstermin bereitgestellt werden. Eine solche „Abnahmeverpflichtung“ setzt das Vorhandensein von 
Kontingenten für Eilfälle voraus, die folglich auch engmaschiger betreut werden müssen als in den „klassischen“ 
Fällen der Erziehungsberatung.

Wenn Beratungsstellen verpflichtet werden Fälle zu betreuen, die ihr von anderen sozialen Diensten, hier 
vom ASD, übermittelt werden, muss das zusätzlich zu den vorhandenen Ressourcen der Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen erfolgen. Mit dem bisherigen Bestand sind diese Leistungen nicht in der geforderten 
Qualität zu erbringen. Daher ist mit dem ASD ein Verfahren zu erarbeiten, wie diese Fälle mit einem 
entsprechenden Hilfeplanverfahren ausgestattet und ausfinanziert werden können, so dass die notwendige 
Unterstützungsleistung möglichst schnell für die Familie gewährleistet werden kann, auf der anderen Seite die 
niedrigschwelligen Zugänge von Familien mit klassischen Erziehungsthemen nicht gefährdet werden. 

Mit dem neuen Bundeskinderschutzgesetz ergibt sich die Möglichkeit weitreichender Fachberatung für andere 
Institutionen. Das AfJFB trägt die Verantwortung diese Bedarfe abzudecken. Dabei können vorhandene 
Strukturen z. B. über Frühe Hilfen und Erziehungs- und Familienberatungsstellen genutzt werden.

Die Vielfalt in den familiären Problemlagen, besonders in instabilen Familienverhältnissen, erfordert von den 
multiprofessionellen Teams der Beratungsstellen eine stetige Qualifizierung ihrer Arbeit. Wie die Arbeit in 
den Beratungsstellen gezeigt hat sind vor allem die Themen Arbeit mit Multiproblemfamilien, Familien mit 
Migrationshintergrund, Familien in Trennungs- und Scheidungssituationen, Stärkung von Erziehungskompetenz 
bei Müttern und Vätern und der Umgang mit neuen Medien im Rahmen der Erziehung von Bedeutung. Die 
Beratungsstellen sollen sich in ihren Qualifizierungsmaßnahmen auf diese Schwerpunkte konzentrieren. 
Beständige Qualitätssicherung und Qualifizierung ist auch für die Arbeit des/der Teamassistenten/-in erforderlich. 
Die dafür notwendigen Budgets werden in den Leistungsverhandlungen berücksichtigt.

Erziehungsberatung erfolgt auch als integrierte Leistung auf der Grundlage von §§ 17 und 18 SGB VIII. Die hohe 
Zahl der sich trennenden Eltern wird auch künftig die Fachkräfte der Erziehungs- und Familienberatungsstellen 
herausfordern. Für die in diesem Kontext zu leistende Beratung von Alleinerziehenden, von Stieffamilien, 
die Beratung zum Umgang sowie die verpflichtende Beratung für Eltern nach § 156 FamFG sind innovative 
fachliche Ansätze gefragt. Eine Beteiligung der Kooperationspartner beim Familiengericht, den Anwälten, den 
Verfahrensbeiständen, dem ASD sowie den Sachverständigen ist hierfür geboten.

Die anteiligen Veränderungen seit 2007 bei der Inanspruchnahme von Erziehungsberatung in den einzelnen 
Leistungsbereichen (§ 28 SGB VIII und §§ 17, 18 SGB VIII) stellt die Fachleute vor eine wichtige Aufgabe. 
Es stellt sich die Frage, wie das Grundanliegen von Erziehungsberatung Kinder, Jugendliche, Eltern und 
andere Erziehungsberechtigte bei der Klärung und Bewältigung individueller und familienbezogener Probleme 
zu unterstützen, die s. g. klassische Erziehungsberatung auch perspektivisch angemessen umzusetzen 
ist. Die Erfahrungen zeigen, dass Ratsuchende mit einem Anliegen zu Erziehungsfragen bei zu langen 
Wartezeiten Erstgespräche oft nicht mehr wahrnehmen. Für eine Lösung sind Steuerungsmaßnahmen i. S. von 
Fallsteuerungen zu entwickeln.

In die Konzepte der Erziehungs- und Familienberatungsstellen sind die Grundsätze für die interkulturelle 
Ausrichtung (siehe Anlage 1) einzuarbeiten. Für die Qualitätssicherung werden in den jährlichen 
Trägergesprächen die Kriterien für die interkulturelle Ausrichtung und Vernetzung durch das Fachamt geprüft. Bei 
Personalneueinstellungen sollen geeignete Bewerber mit Fremdsprachkompetenz besondere Berücksichtigung 
finden.
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Anlage 1

Grundsätze für die interkulturelle Ausrichtung der Leipziger 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen
Die Grundsätze orientieren sich an den Veröffentlichungen der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung e. V. 
(vgl. Fremdheit in Beratung und Therapie, Materialien zur Beratung Band 7).

1.	 Leipziger Erziehungs- und Familienberatungsstellen sind offen für Familien mit Migrationshintergrund.

2.	 Die Arbeit mit Migrantenfamilien ist integraler Bestandteil der Qualitätssicherung in den Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen.

3.	 Die strukturellen Voraussetzungen, wie 

•	 freier und direkter Zugang zur Beratungssituation ohne Überweisung oder Bewilligung durch Dritte

•	 Kostenfreiheit und das Fehlen komplizierter Genehmigungsverfahren

•	 Verschwiegenheit und Unabhängigkeit von anderen Institutionen sind vorhanden und erleichtern 
Migranten und Migrantinnen die Hilfe in Anspruch zu nehmen.

4.	 Für die Zielgruppe der Migrantenfamilien sind gegebenenfalls Modifizierungen einzelner Kriterien der 
Beratungsarbeit notwendig. Dies betrifft z. B. die Reduktion der Wartezeiten, höhere Frequenzen der 
Beratungen, differenzierte Informationen über die Arbeitsweise der Beratungsstelle und eine klare 
Abstimmung und Transparenz bei fallbezogener Kontaktaufnahme zu anderen Institutionen. Unter anderem 
sind folgende Punkte für die Beratungsarbeit relevant:

•	 Migranten und Migrantinnen kommen vielfach mit Anliegen in die Beratungsstelle, die eindeutig der 
klassischen Sozialarbeit zu zu ordnen sind. Also etwa die Unterstützung bei diversen Ämtergängen, 
Problemen mit Wohnraum oder auch mit der Polizei. Um überhaupt eine Arbeitsbeziehung zu den 
Migranten und Migrantinnen aufbauen zu können, deren Vertrauen zu gewinnen, ist es oft notwendig, sie 
bei der Bewältigung dieser Anforderungen zu unterstützen, ohne sie direkt zu begleiten. Das impliziert 
deutlich längere Beratungsprozesse als bei vergleichbaren Familien mit deutscher Herkunft.

•	 Dazu kommt, dass es sich bei Migrantenfamilien in der Regel um sehr große Systeme handelt, was 
ausdrücklich die eingebundenen anderen Professionellen (Lehrer, Erzieher, Referat für Integration und 
Migration, Ausländerbehörde etc.) einschließt. Das heißt einerseits, dass es sich in der Regel um deutlich 
mehr Kinder handelt und häufig neben den Eltern andere Familienangehörige mit einbezogen werden, 
womit natürlich mehr Kapazitäten gebunden werden. Zum zweiten bedeutet dies, dass es über die 
eigentliche Fallarbeit hinaus einen großen Bedarf an Absprachen, Koordinierung und Kooperation gibt. 
Bei diesen fallbegleitenden Tätigkeiten handelt es sich in der Regel um sehr komplexe Probleme und 
Fragen.

Fällen von Ratsuchenden mit Migrationshintergrund wird in der jährlichen Statistik besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet.

•	 Vergleich der Anzahl ratsuchender Familien mit Migrationshintergrund wohnhaft in einem Stadtteil (z. B. 
West) mit der Anzahl dieser Ratsuchenden der vor Ort liegenden Beratungsstelle (z. B. West)

•	 Entspricht der Klientenanteil mit Migrationshintergrund diesem Bevölkerungsanteil im Einzugsbereich?

•	 Müssen bestimmte Zielgruppen gezielter angesprochen werden?
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•	 Welche Angebote wurden im präventiven Bereich für Kinder, Jugendliche und deren Familien z. B. in 
Schulen, Horten und Kitas angeboten?

•	 Sind die Kriterien hinsichtlich der interkulturellen Ausrichtung der Personalentwicklung ausreichend 
umgesetzt?

•	 Welche und wie viele themenbezogene Weiterbildungsmaßnahmen wurden von den Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen der Beratungsstelle besucht?

5.   Arbeit mit Migrantenfamilien erfordert grundlegende interkulturelle Kompetenzen der Fachkräfte. 
      Dazu gehören vor allem:

•	 Kompetente sprachliche Verständigungsmöglichkeiten (Kenntnisse in der jeweiligen Muttersprache oder 
Fremdsprache oder verantwortungsvoller Umgang in der deutschen Sprache bzgl. Sprachstil)

•	 Kenntnisse über den soziokulturellen Hintergrund der Ratsuchenden und eine kritische Reflexion

•	 Offenheit, Neugier, Respekt vor dem Anderen sowie Bewusstheit über eigene kulturelle Identität und ihre 
Relativität

•	 Wahrnehmen und Akzeptieren von Verschiedenheit

•	 die Akzeptanz längerer und vielfach sehr komplexer Beratungsprozesse, die sich aus einer 
angemessenen Berücksichtigung der sprachlichen/kulturellen/religiösen Hintergründe und den vielfach 
auftretenden Traumatisierungen zwangsläufig ergeben.

6.   Interkulturelle Kompetenz ist auch im institutionellen Kontext notwendig.
      Dies betrifft z. B.:

•	 die Beseitigung aller institutionellen Strukturen und Organisationsabläufe, die eine Benachteiligung von 
Migrantenfamilien bedeuten können

•	 ständige Weiterentwicklung interkultureller Kompetenz der Fachkräfte

•	 interkulturelle Offenheit des gesamten Teams der Beratungsstelle

•	 Vernetzung der Arbeit der Beratungsstelle mit anderen Beratungsdiensten und Institutionen, die für 
Migranten und Migrantinnen von besonderer Bedeutung sind

•	 kontinuierliche Bedarfserhebung und Evaluation 

•	 Einstellung von Fachpersonal mit fremdsprachlichen Kompetenzen.
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Anlage 2 

Zusammenarbeit zwischen dem Allgemeinen Sozialdienst und den 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen
Im Interesse ratsuchender Familien und gemeinsamer Kooperationspartner werden erforderliche Formen und 
Regeln der Zusammenarbeit zwischen dem Allgemeinen Sozialdienst (ASD) des Amtes für Jugend, Familie und 
Bildung und den Erziehungs- und Familienberatungsstellen in freier und öffentlicher Trägerschaft in der folgenden 
Vereinbarung verbindlich festgehalten.

Es werden Verfahrensregeln für den konkreten Einzelfall formuliert, bei dem beide Dienste involviert sind bzw. 
sich durch die Arbeit mit der ratsuchenden Familie, dem Kind oder Jugendlichen Schnittstellen beider Institutionen 
ergeben.

Die Zusammenarbeit zwischen dem ASD und den Erziehungs- und Familienberatungsstellen vollzieht sich auf 
zwei Ebenen

•	 als fallbezogene Zusammenarbeit und

•	 als strukturelle/fallübergreifende Zusammenarbeit.

Fallbezogene Zusammenarbeit

Das Zusammenwirken von ASD und Beratungsstellen ist immer dann geboten, wenn:

•	 der ASD Erziehungsberatung für die geeignete Hilfe für die Ratsuchenden definiert

•	 Ratsuchende Beratung in einer Erziehungs- und Familienberatungsstelle wahrnehmen und gleichzeitig 
andere Hilfen zur Erziehung installiert sind

•	 die Unterstützung durch Erziehungsberatung nicht mehr ausreicht und zusätzlich oder andere Hilfen zur 
Erziehung für notwendig erachtet werden.

1. Schweigepflichtentbindung

Kooperation zwischen ASD und Beratungsstelle im Fallverlauf erfordert generell das Vorliegen einer 
Schweigepflichtentbindung durch die ratsuchenden Eltern, in der Regel der Personensorgeberechtigten oder auch 
des Jugendlichen. Beide Institutionen haben die Verpflichtung, die Schweigepflichtentbindung einzuholen. Dabei 
ist festzuhalten, auf welche Inhalte sich diese Entbindung bezieht. Die Ratsuchenden sind über die zwischen den 
Institutionen ausgetauschten Informationen in Kenntnis zu setzen. Bei Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung 
sind Informationen auch dann an den ASD weiterzugeben, wenn die Eltern nicht erreichbar oder nicht damit 
einverstanden sind. Die notwendige Arbeitsgrundlage hierfür ist die zwischen dem AfJFB und dem freien 
Träger abgeschlossene Vereinbarung zur Umsetzung des Schutzauftrages in Einrichtungen und Diensten der 
Jugendhilfe (§ 8 a SGB VIII).

2. Verfahrensweisen bei gemeinsamer Fallbearbeitung bzw. –übergabe

•	 Aus der inhaltlichen Zuständigkeit und Fachlichkeit ergeben sich klare Aufgabentrennungen zwischen dem 
ASD und den Erziehungs- und Familienberatungsstellen. Diese unterschiedlichen Zuständigkeiten sind den 
Ratsuchenden vom fallführenden Mitarbeiter transparent zu machen. Besteht ein Hilfeplanverfahren, ist dies 
im Hilfeplan zu verankern und die Beratungsstelle in geeigneter Form einzubeziehen.
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•	 Eine klare Auftragsformulierung bzw. Fragestellung für den übernehmenden Dienst ist ebenso verbindlich 
zu formulieren wie eine zeitliche Rahmenvorstellung für die angezeigte Unterstützung. Die Hilfesuchenden 
werden darüber informiert.

•	 Wenn es keine besondere Vereinbarung gibt, übernehmen die Ratsuchenden selbst die Verantwortung eine 
Rückmeldung über die Ergebnisse der Beratung in der Beratungsstelle bzw. beim ASD zu geben.

3. Zusammenarbeit von ASD und Beratungsstellen, wenn

•	 Erziehungsberatung durch den ASD eine Empfehlung für die Ratsuchenden ist

Spricht der ASD den Ratsuchenden im Rahmen seiner Beratungsfunktion im Eingangsmanagement die 
Empfehlung aus, eine Erziehungs- und Familienberatungsstelle aufzusuchen, obliegt es den Ratsuchenden 
selbst, von dieser Empfehlung Gebrauch zu machen. Der ASD informiert weder die Beratungsstelle über die 
Empfehlung noch informiert die Beratungsstelle über die Nutzung.

Um den Hilfesuchenden den Zugang zur Erziehungsberatung zu erleichtern, kann der ASD gemeinsam mit 
der ratsuchenden Familie telefonisch Kontakt zu einer wohnortnahen Beratungsstelle aufnehmen. Wie der 
Fall dort verteilt wird bleibt in der Verantwortung der Beratungsstelle.

•	 Erziehungsberatung als notwendige und geeignete Hilfe zur Erziehung (§ 36 SGB VIII) angesehen wird

Kommt der ASD im Rahmen seiner Bedarfserhebung zu dem Schluss, dass Erziehungsberatung eine 
geeignete und notwendige Hilfe darstellt, wird eine Beratungsstelle in das Hilfeplanverfahren nach § 36 SGB 
VIII einbezogen. In diesen Fallkonstellationen finden alle gültigen Dokumentationen im Zusammenhang mit § 
36 SGB VIII Anwendung.

Die Erziehungsberatungsstelle übernimmt in diesen Fällen fachdienstliche Aufgaben. Die hierfür notwendigen 
Kapazitäten werden mit den Beratungsstellen zusätzlich verhandelt. Dieses Verfahren braucht eine konkrete 
Beschreibung der betreffenden Fallkonstellationen.

•	 die Beratungsstellen den ASD zur Prüfung weiterer Hilfen zur Erziehung einbeziehen

Immer wenn die zuständige Fachkraft der Beratungsstelle das bestehende Beratungsangebot für nicht 
geeignet oder ausreichend hält und/oder den Bedarf nach weitergehender Hilfe einschätzt, wird der ASD 
hinzugezogen. Die Ratsuchenden werden über diese Schritte informiert, dass der ASD einbezogen wird. 
Die Beratungsstellen motivieren im Rahmen ihrer Arbeit die Ratsuchenden andere bzw. weitere Hilfe zur 
Erziehung anzunehmen. Für die Bedarfsprüfung stehen die Beratungsfachkräfte dem ASD zur Verfügung. Sie 
bringen ihre Sichtweisen zur familiären Situation und der notwendigen Hilfe ein.

•	 Ratsuchende bereits andere Hilfen zur Erziehung wahrnehmen

Wenden sich Ratsuchende an eine Erziehungsberatungsstelle, die parallel andere Hilfen zur Erziehung 
erhalten, nimmt die Beratungsfachkraft bei vorliegendem Einverständnis der Betroffenen Kontakt zum ASD 
auf, um den Hilfeverlauf abzustimmen.

Sollten Leistungen der Erziehungsberatung zusätzlich neben anderen Hilfen zur Erziehung im 
Hilfeplanverfahren nach § 36 SGB VIII installiert werden, erbringen die Beratungsstellen diese Leistungen im 
Rahmen ihrer Grundleistungen. Die Beratungsstellen werden in das gesamte Hilfeplanverfahren einbezogen.

•	 Gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Kindeswohl nach § 8a SGB VIII vorliegen

Wenn die Hilfe, die durch die Beratungsstelle geleistet werden kann nicht zur Verhinderung weiterer 
Kindeswohlgefährdung ausreicht, besteht die Verpflichtung i. S. der Umsetzung des Schutzauftrages nach 
§ 8 a SGB VIII zur Informationsweitergabe an den ASD entsprechend der Vereinbarung zur Umsetzung des 
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Schutzauftrages in Einrichtungen und Diensten der Jugendhilfe.

Dies umfasst auch Tatbestände von Kindeswohlgefährdung, die bei der Beratung von Leistungserbringern 
gemäß §§ 33, 34, 44 SGB VIII offenkundig werden.

Fallübergreifende Zusammenarbeit

Für eine verlässliche Zusammenarbeit sind folgende strukturelle Bedingungen zu erfüllen:

1.   Informationsaustausch in Form ständiger Aktualisierung von Strukturdaten 

Listen der Institutionen mit Ansprechpartnern, Telefonnummern, E-Mail-Adressen, Öffnungszeiten, u. ä.. 
Verantwortlich hierfür ist die Abteilung Planung und Fachaufsicht.

2.   Zusammenarbeit in thematischen Arbeitsgruppen

Für die Weiterentwicklung eines gemeinsamen Grundverständnisses über aufgabenbezogene Schnittstellen 
arbeiten der ASD und die Erziehungs- und Familienberatungsstellen bei Bedarf in thematischen 
Arbeitsgruppen zusammen. Die Fachthemen für die Arbeitsgruppen werden durch die jeweiligen Leitungen 
benannt und abgestimmt.

Qualitätssicherung

Im Rahmen der Fallzahlentwicklung erfassen die Beratungsstellen in ihrer Statistik 

•	 die Anzahl der Fälle, die das Einbeziehen des ASD notwendig machen

•	 die Anzahl der Fälle die Erziehungsberatung und eine andere Hilfe zur Erziehung wahrnehmen (gemäß 
Hilfeplan nach § 36 SGB VIII)

•	 die Anzahl der Fälle wo Erziehungsberatung als notwendige und geeignete Hilfe zur Erziehung festgelegt 
wird.

Die Erfassung beinhaltet auch welcher ASD-Stadtbezirk beteiligt ist.

Einmal jährlich findet zwischen dem ASD und den Beratungsstellen im Rahmen der Fach-AG Beratungsstellen 
ein fachlicher Austausch zur Qualitätssicherung der Zusammenarbeit statt. Bei Bedarf wird diese Vereinbarung 
weiterentwickelt.

Für die thematische und organisatorische Planung sind die Abteilungen Planung und Fachaufsicht sowie 
Allgemeiner Sozialdienst zuständig.



95

A

Anlagen

Anlage 3

Raster für die Erstellung eines Jahresberichtes im 
Leistungsbereich Erziehungs- und Familienberatung nach § 28 
SGB VIII
Bitte machen Sie zu allen Gliederungspunkten und zu den zugehörigen Anstrichen entsprechende Aussagen. 
Der Umfang der Leistungsbeschreibung soll max. 10 DIN A4 Seiten (Schriftgröße nicht kleiner als 10) nicht 
überschreiten.

1.	 Aussagen zur Konzept-, Struktur- und Prozessqualität in Abweichung von der eingereichten       
Leistungsbeschreibung im Berichtszeitraum

2.	 Ergebnisbeschreibung

2.1   Quantitative Darstellungen der fallabhängigen Leistungen

2.1.1 Anteile der Leistungen gemäß Leistungsparagraphen (in Prozent) (§§ 28, 17, 18, 8 a SGB VIII)

2.1.2 Statistische Angaben 

•	 Anzahl der Neuanmeldungen, Anzahl der Neuanmeldungen pro VZÄ

•	 Anzahl der betreuten Fälle, Anzahl der betreuten Fälle pro VZÄ

•	 Anzahl der beendeten Fälle in Bezug auf Gesamtzahl der betreuten Fälle

•	 Anzahl der Beratungskontakte insgesamt

•	 Anzahl der Beratungskontakte in Bezug zu den betreuten Fällen

•	 Anlässe der Beratungen (Gründe für die Hilfegewährung)

•	 Schwerpunkte im methodischen Vorgehen

•	 Gründe für die Beendigung

•	 demografische Angaben zu den Ratsuchenden (Geschlecht und Alter der Kinder, Wohnort,   			 
	 Migrationshintergrund, Situation in der Herkunftsfamilie)

2.2 Quantitative Darstellungen der fallunabhängigen Leistungen

•	 Gruppenangebote (Teilnehmerzahl, Anzahl der Veranstaltungen, Gesamtstundenzahl)

•	 Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit

•	 Mitarbeit in Gremien

•	 Fortbildung und Supervision

2.3 Qualitative Trends/Entwicklungen in der Beratungsarbeit im zurückliegenden Berichtszeitraum

•	 Schwerpunktthemen in der Arbeit der Beratungsstelle

•	 veränderte gesetzliche Anforderungen und deren Auswirkungen auf die Beratungsarbeit

•	 konkrete Aufgabenerfüllung und Wirkmechanismen der Erziehungsberatungsstelle

3.    Schlussfolgerung für die weitere Arbeit der Beratungsstelle (Konsequenzen, Stärken und Schwächen)
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Anlage 4

Raster zur qualitätssichernden Leistungsbeschreibung im Bereich 
Erziehungs- und Familienberatung nach § 28 SGB VIII
Bitte machen Sie zu allen Gliederungspunkten und zu den zugehörigen Anstrichen entsprechende Aussagen. Der 
Umfang der Leistungsbeschreibung soll 6 DIN A4 Seiten (Schriftgröße nicht kleiner als 10) nicht überschreiten.

0. Allgemeine Angaben

•	 Träger der Maßnahme

•	 Bezeichnung der Maßnahme

•	 Maßnahmezeitraum

•	 Ort der Maßnahme

1. Konzeptqualität

•	 Gesetzliche Grundlagen der Maßnahme (Bund/Land/Kommune/Träger der verschiedenen Angebote)

•	 Ziel- und Ergebnisbeschreibung der trägerspezifischen Ausprägung/Leitbilder/differenzierte 
Zielgruppenbeschreibung

2. Strukturqualität

•	 sozialräumliche und bedarfsorientierte Einordnung der Maßnahme auf der Grundlage der Erfahrungen aus 
den Vorjahren

•	 sächliche, räumliche und personelle Rahmenbedingungen der Maßnahme
•	 Arbeitsweise (allgemein, Zugangsformen, Öffnungszeiten, Beratungszeiten, Wartezeiten, 

Krisenintervention, Teamzeiten)
•	 Personelle Ausstattung (Funktion, Name, VZÄ, Qualifikation/Zusatzqualifikation)
•	 Praktikanten
•	 Honorarkräfte
•	 Arbeitsorganisation (Leitungsverantwortung und Zuständigkeiten)
•	 Räumliche Bedingungen und Ausstattung 

•	 Finanzierungsstruktur
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3. Prozessqualität

3.1 Leistungs- und Methodenbeschreibung – fallabhängig

•	 Fallmanagement
•	 Ablaufschema der Anmeldung
•	 Fallverteilung
•	 Abklärung der Dringlichkeit
•	 Fallbesprechung
•	 Fallbesprechung in Fällen von Kindeswohlgefährdung
•	 Co-Therapie und Arbeit mit Subsystemen (Helfersystemen)
•	 Flexibler Einsatz unterschiedlicher Settings
•	 Fallbeendigung
•	 Beratungsdokumentation

•	 Leistungs- und Methodenspektrum

3.2 Leistungs- und Methodenbeschreibung – fallunabhängig

•	 Gruppenangebote, andere spezielle Angebote, Projekte u. a.

•	 Vernetzungsarbeit und Kooperationspartner

•	 Öffentlichkeits- und Gremienarbeit

•	 Fortbildung, Supervision, Teamarbeit

4. Ergebnisqualität (lt. Fachplan)

•	 statistische Auswertung der Leistungen gemäß Kamenzstatistik

•	 weitere qualitätssichernde Maßnahmen/Evaluation

•	 Erstellung eines Jahresberichtes
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Anlage 5

Auszug aus dem SGB VIII: §§ 61 - 65
§ 61 Anwendungsbereich

(1) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung in der Jugendhilfe gelten § 35 des Ersten 
Buches, §§ 67 bis 85 a des Zehnten Buches sowie die nachfolgenden Vorschriften. Sie gelten für alle Stellen des 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, soweit sie Aufgaben nach diesem Buch wahrnehmen. Für die Wahrnehmung 
von Aufgaben nach diesem Buch durch kreisangehörige Gemeinden und Gemeindeverbände, die nicht örtliche 
Träger sind, gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.

(2) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung im Rahmen der Tätigkeit des 
Jugendamtes als Amtspfleger, Amtsvormund, Beistand und Gegenvormund gilt nur § 68.

(3) Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien Jugendhilfe in Anspruch genommen, so ist 
sicherzustellen, dass der Schutz der personenbezogenen Daten bei der Erhebung und Verwendung in 
entsprechender Weise gewährleistet ist.

§ 62 Datenerhebung

(1) Sozialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich 
ist.

(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Er ist über die Rechtsgrundlage der Erhebung sowie die 
Zweckbestimmungen der Erhebung und Verwendung aufzuklären, soweit diese nicht offenkundig sind.

(3) Ohne Mitwirkung des Betroffenen dürfen Sozialdaten nur erhoben werden, wenn

1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt oder

2. ihre Erhebung beim Betroffenen nicht möglich ist oder die jeweilige Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung          	
    bei anderen erfordert, die Kenntnis der Daten aber erforderlich ist für

(a) die Feststellung der Voraussetzungen oder für die Erfüllung einer Leistung nach diesem Buch oder

(b) die Feststellung der Voraussetzungen für die Erstattung einer Leistung nach § 50 des Zehnten Buches 

oder

(c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42 bis 48 a und nach § 52 oder

(d) die Erfüllung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a oder

3. die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und keine   			 
    Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden oder

4. die Erhebung beim Betroffenen den Zugang zur Hilfe ernsthaft gefährden würde.

(4) Ist der Betroffene nicht zugleich Leistungsberechtigter oder sonst an der Leistung beteiligt, so dürfen die Daten 
auch beim Leistungsberechtigten oder einer anderen Person, die sonst an der Leistung beteiligt ist, erhoben 
werden, wenn die Kenntnis der Daten für die Gewährung einer Leistung nach diesem Buch notwendig ist. Satz 1 
gilt bei der Erfüllung anderer Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 3 entsprechend.
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§ 63 Datenspeicherung

(1) Sozialdaten dürfen gespeichert werden, soweit dies für die Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist. 

(2) Daten, die zur Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe erhoben worden sind, dürfen 
nur zusammengeführt werden, wenn und solange dies wegen eines unmittelbaren Sachzusammenhanges 
erforderlich ist. Daten, die zu Leistungszwecken im Sinne des § 2 Abs. 2 und Daten, die für andere Aufgaben im 
Sinne des § 2 Abs. 3 erhoben worden sind, dürfen nur zusammengeführt werden, soweit dies zur Erfüllung der 
jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

§ 64 Datenübermittlung und -nutzung

(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt werden, zu dem sie erhoben worden sind.

(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung von Aufgaben nach § 69 des Zehnten Buches ist abweichend von Absatz 1 
nur zulässig, soweit dadurch der Erfolg einer zu gewährenden Leistung nicht in Frage gestellt wird.

(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die der verantwortlichen Stelle nicht angehört, sind die Sozialdaten 
zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfüllung dies zulässt.

(3) Sozialdaten dürfen beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke der Planung im Sinne des § 80 
gespeichert oder genutzt werden; sie sind unverzüglich zu anonymisieren.

§ 65 Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen und erzieherischen Hilfe

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum Zweck persönlicher und 
erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von diesem nur weitergegeben werden

1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder

2. dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8a Abs. 3, wenn angesichts einer Gefährdung des       	
    Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung eine für die Gewährung von Leistungen    	
    notwendige gerichtliche Entscheidung nicht ermöglicht werden könnte, oder

3. dem Mitarbeiter, der aufgrund eines Wechsels der Fallzuständigkeit im Jugendamt oder eines Wechsels 
der örtlichen Zuständigkeit für die Gewährung oder Erbringung der Leistung verantwortlich ist, wenn 
Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls gegeben sind und die Daten für eine Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos notwendig sind, oder

4. an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Abschätzung des Gefährdungsrisikos nach § 8a hinzugezogen 		
    werden; § 64 Abs. 2a bleibt unberührt, oder

5. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Abs. 1 oder 3 des Strafgesetzbuches genannten 	
    Personen dazu befugt wäre.

Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so dürfen sie vom Empfänger nur zu dem Zweck 
weitergegeben werden, zu dem er diese befugt erhalten hat.

(2) § 35 Abs. 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein behördeninternes Weitergabeverbot nach Absatz 1 		
      besteht.
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Das Amt für Jugend, Familie und Bildung (AfJFB) legt hiermit den dritten Fachplan im         
Leistungsbereich § 28 SGB VIII in Form einer Fortschreibung vor. 

Der Fachplan richtet sich an die Fachkräfte des öffentlichen Trägers und der freien Träger im 
Leistungsbereich. 

Anliegen des Fachplanes „Erziehungs- und Familienberatung“ ist es, Grundlagen für eine op-
timale Leistungserbringung zu schaffen, um die vorhandenen Ressourcen bestmöglich aus-
zuschöpfen, sich mit neuen gesetzlichen und gesellschaftlichen Anforderungen auseinander 
zusetzen sowie die bestehenden Qualitätskriterien kritisch zu prüfen und neu zu definieren. 
Im Mittelpunkt der Entwicklungsphase steht dabei vor allem die Prozessbeurteilung und –ge-
staltung und ggf. die Initiierung notwendiger Veränderungen.

Der vorliegende Fachplan dokumentiert die Ergebnisse einer intensiven und stetigen fachlichen 
Diskussion zwischen öffentlichen und freien Trägern der Jugendhilfe. Er gibt auch einen Über-
blick über die vorhandene Beratungslandschaft im Bereich § 28 SGB VIII. 

Dezernat Jugend, Soziales, Gesundheit und Schule
Amt für Jugend, Familie und Bildung
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